






tinnen/Landräte und (Ober-) Bür-
germeisterinnen/Bürgermeister 
mit Erläuterungen zu den Hinter-
gründen für die kurzfristig herab-
gesetzte Möglichkeit der Bestel-
lung des Impfstoffes von BioNTech/
Pfizer

	› Empfehlung des NLGA in Abstim-
mung mit MS und MK zum 
Umgang mit Kontaktpersonen im 
Kontext von Schulen: Anlassbezo-
genes intensiviertes Testen (ABIT) 
anstelle von Quarantäne

23.11.2021 
	› Niedersächsische Verordnung 

über infektionspräventive Schutz-
maßnahmen zur Eindämmung 
des Coronavirus SARS-CoV-2 und 
dessen Varianten /Niedersächsi-
sche Corona-Verordnung)
(Online-Verkündung am 
23.11.2021 und Nds. GvBl. S. 770) 
tritt am 24.11.2021 in Kraft und 
mit Ablauf des 22.12.2021 außer 
Kraft; die Schutzmaßnahmen 
werden deutlich ausgeweitet, ins-
besondere wird auch das nieder-
sächsische Warnstufenkonzept in 
Umsetzung des Beschlusses der 
Ministerpräsidentenkonferenz 
vom 18.11.2021 erneut verschärft

	› Rundverfügung Nr. 30/2021 der 
RLSB zur Anwendung der Nieder-
sächsischen Corona-Verordnung 
vom 23.11.2021 und des IfSG i. d. 
F. vom 22.11.2021

	› Hinweis des MS an die kommuna-
len Gesundheitsbehörden auf die 
Bewertung des Paul-Ehrlich-Insti-
tuts (PEI) nach § 4 Abs. 3 Med-
BVSV zum Umverpacken des 
Arzneimittels Spikevax (Moderna) 
und Anpassung der Begleitdoku-
mentation der ABDA

	› Information des MS an die kom-
munalen Gesundheitsbehörden 
über die vom BMG aktualisierten 
mRNA-Aufklärungsunterlagen 
nach dem Stand vom 18.11.2021

	› Auslösung des „Kleeblatt-Kon-
zepts“ (Klinik-Notfallplan) der 
Bundesländer durch die Kleeblät-
ter Ost und Süd zur Erleichterung 
der Verlegung von Patientinnen 
und Patienten bei einer hohen 
regionalen Auslastung der Inten-
sivstationen in den Kliniken

24.11.2021 
	› Das Land Niedersachsen stellt 

gem. § 3 Abs.5 der neuen Nieder-
sächsischen Corona-Verordnung 
vom 23.11.2021 mit Wirkung vom 
24.11.2021 die Warnstufe 1 lan-
desweit für Niedersachsen fest.

	› Pressemitteilung der Arbeitsge-

meinschaft der Landkreise und 
kreisfreien Städte in Weser-Ems – 
Landräte aus Weser-Ems wün-
schen sich Impfpflicht

	› Erlass des MI an die Kommunen 
mit Hinweisen zu den haushalts-
rechtlichen Sonderregelungen für 
epidemische Lagen (§ 182 Abs. 4 
NKomVG) vor dem Hintergrund 
des Auslaufens der epidemischen 
Lage von nationaler Tragweite

	› Erlass des MS an die kommunalen 
Gesundheitsbehörden mit Hinweis 
auf § 21 Abs.1 der Niedersächsi-
schen Corona-Verordnung vom 
23.11.2021 zu weitergehenden 
Regelungen und Anordnungen der 
örtlich zuständigen Behörden

	› Erlass des MS an die kommunalen 
Gesundheitsbehörden mit der 10. 
Aktualisierung der (fortlaufen-
den) FAQ-Liste zum Erlass vom 
07.09.2021 bzw. der 1. Anpassung 
vom 11.11.2021 zum Einsatz der 
MIT ab 01.10.2021

	› Erlass des MS an die kommunalen 
Gesundheitsbehörden mit Hin-
weisen zum impfbefähigten Per-
sonal für die MIT

	› Hinweise des MS an die kommu-
nalen Gesundheitsbehörden zum 
künftigen Bestellverfahren für 
Impfzubehör für die MIT

	› Sechste Verlängerung und Erwei-
terung des Befristeten Beihil-
ferahmens zur Unterstützung von 
Unternehmen während der 
Coronakrise durch die Europäi-
sche Kommission (Amtsblatt EU 
2021/C473/1)

	› 5. Sitzung des Impfpaktes für  
Niedersachsen mit Ministerin 
Daniela Behrens

	› Videokonferenz des Geschäftsfüh-
renden NLT-Präsidiums und der 

Vorsitzenden der Landrätekonfe-
renzen mit Ministerin Daniela Beh-
rens und Minister Boris Pistorius 
zur Kontrolle der Corona- 
Regeln und dem Einsatz der Mobi-
len Impfteams

25.11.2021
	› Auslaufen der Feststellung der 

epidemischen Lage von nationaler 
Tragweite nach § 5 Abs. 1 S. 1 IfSG 
durch den Deutschen Bundestag

	› Pressemitteilung NLT – Lücke zur 
Unzeit: Krisenregelungen für Kom-
munen laufen heute Abend aus

	› Die Europäische Arzneimittelbe-
hörde (EMA) gibt grünes Licht für 
die Zulassung des Corona-Impf-
stoffes von BioNTech/Pfizer für 
Kinder ab 5 Jahren in Europa

	› GMK fordert Klarstellungen vom 
Bundesgesetzgeber zu Testpflich-
ten für immunisierte Beschäftigte 
nach § 28b IfSG

26.11.2021 
	› Zum Redaktionsschluss sind 3.415 

neue Infektionen in Niedersach-
sen gemeldet. Die Inzidenz ist mit 
201,2 auf einem Höchststand. 
Inzwischen sind 73,1 % der Bevöl-
kerung zumindest erstgeimpft.

Das Bild zeigt einen Ausschnitt aus der Videokonferenz mit Ministerin Daniela Behrens 
und Minister Boris Pistorius am 24. November 2021 zu Corona-Kontrollen und dem Ein-
satz der Mobilen Impfteams. 	 Screenshot: Schwind/NLT

Es zeichnet sich ab, dass das Impfen durch 
den öffentlichen Gesundheitsdienst zur 
Daueraufgabe wird. 

Bild: geralt/pixabay.com
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Landtag beschließt Novelle des NKomVG 

von Dr. Joachim Schwind*

Der Niedersächsische Landtag hat am 
13. Oktober 2021 mit den Stimmen 
der Regierungskoalition den Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des 
Niedersächsischen Kommunalver-
fassungsgesetzes und anderer kom-
munalrechtlicher Vorschriften in der 
Fassung der Beschlussempfehlung 
des federführenden Ausschusses für 
Inneres und Sport1 beschlossen. Ein 
Änderungsantrag der Fraktion Bünd-
nis90/Die Grünen, das Sitzzutei-
lungsverfahren in den Ausschüssen 
der Vertretung u.s.w. in den §§ 71 und 
75 NKomVG nicht zu verändern,2 fand 
in namentlicher Abstimmung keine 
Mehrheit (129 Abstimmende; 32 
Ja-Stimmen, 97 Nein-Stimmen, keine 
Enthaltung). Einen entsprechenden 
inhaltsgleichen und ebenfalls in 
gleicher namentlicher Abstimmung 
abgelehnten Änderungsantrag hatte 
auch die Fraktion der FDP einge-
bracht, der in der Begründung darauf 
abhebt, dass das Zuteilungsverfahren 
für Ausschusssitze insbesondere aus 
Vertrauensschutzgründen nicht mehr 
nach einer bereits erfolgten Kom-
munalwahl geändert werden dürfe.3 

Diesbezüglich hat die FDP-Fraktion 
ein entsprechendes Überprüfungs-
verfahren beim Staatsgerichtshof 
angekündigt. 

Nach einem durchaus als unge-
wöhnlich zu bezeichnenden Ge-
setzgebungsverfahren sind mit dem 
Gesetzesbeschluss des Niedersäch-
sischen Landtags letztlich zahlreiche 
Regelungsvorschläge aus dem Ge-
setzentwurf des Innenministeriums 
umgesetzt worden. Der Schwerpunkt 
liegt dabei in der Änderung des 
NKomVG durch Artikel 1 des Geset-
zespakets. So wird mit Wirkung zum 
1. November 2021 für das Sitzzutei-
lungsverfahren für die kommunalen 
Ausschüsse usw. wieder das Verfah-
ren nach d’Hondt eingeführt, aber 
um eine im früher geltenden Recht 
nicht enthaltene Mehrheitssiche-
rungsklausel, die im geltenden Recht 
beim Verfahren Hare/Niemeyer in  
§ 71 Abs. 3 Satz 1 und Satz 2 NKom-
VG enthalten ist, ergänzt. 

Eine aus der Mitte des parlamentari-
schen Raumes kurzfristig in das Ver-
fahren eingebrachte Ergänzung des  
§ 64 NKomVG um weitere Absätze, 
um die voraussetzungslose Videoteil-
nahme an Sitzungen der Vertretun-
gen durch Hauptsatzungsbeschluss 
auch außerhalb einer pandemischen 
Lage zu ermöglichen, ist dagegen 
nicht beschlossen worden.4 Die kom-
munalen Spitzenverbände hatten es 
abgelehnt, hierzu in der Kürze der 
Zeit Position zu beziehen. 

Als weitere Änderung gegenüber 
dem ursprünglichen Gesetzentwurf 
von praktischer Relevanz ist die 
Streichung der Internetveröffentli-
chung ohne Verkündungsblatt in § 11 
zu nennen, die seit dem 1. November 
2021 daher nicht mehr in bisheriger 
Weise zulässig ist. 

In einem neuen Artikel 2 wird das 
Gesetz über den Regionalverband 
Großraum Braunschweig geändert, 
um auch für die Verteilung der Sitze 
der stimmberechtigten Mitglieder des 
Verbandsausschusses das Verfahren 
nach d’Hondt wiedereinzuführen. 
Als neuer Artikel 7 ist zudem eine 
erneute Änderung des Niedersächsi-
schen Gesetzes über den öffentlichen 
Gesundheitsdienst (NGÖGD) erfolgt. 
Mit dem wieder als § 3 a des NGÖGD 
eingefügten Artikel zur Feststellung 
einer epidemischen Lage von lan-
desweiter Tragweite sowie mit einem 
Selbsteintrittsrecht des Fachminis-
teriums für über das Gebiet eines 
Landkreises hinaus erforderliche 
Maßnahmen wird eine Regelung 
wieder aktiviert, die zum 30. Septem-
ber 2021 wohl unbeabsichtigt ausge-
laufen war. 

Das Gesetz ist im Niedersächsischen 
Gesetz- und Verordnungsblatt am 
19. Oktober 2021 sodann verkündet 
worden.5 Die NKomVG-Änderungen 
sind dabei grundsätzlich alle erst 
am 1. November 2021 mit Beginn 
der neuen Kommunalwahlperiode in 
Kraft getreten.6 

Änderungen im Gesetzgebungsver-
fahren auf einen Blick

Zu den durch Artikel 1 vorgenom-
menen Änderungen des NKomVG ist 
insbesondere auf folgende Aspekte 
ohne Anspruch auf Vollständigkeit 
hinzuweisen: 

–	 In § 11 Abs. 1 Satz 2 wird klarge-
stellt, dass die Verkündung auch 
in einem gemeinsam von mehre-
ren anderen Kommunen heraus-
gegebenen gedruckten amtlichen 
Verkündungsblatt erfolgen kann. 
Damit ist die Beteiligung von mehr 
als zwei Kommunen an einem ge-
meinsamen Amtsblatt ausdrück-
lich zulässig.

–	 In § 11 Abs. 1 Satz 2 wird nicht mehr 
die Verkündung „im Internet“ wie 
bisher, sondern nur noch die Ver-
kündung „in einem im Internet 
bereitgestellten elektronischen 
amtlichen Verkündungsblatt der 
Kommune“ für zulässig erachtet. 
Damit sind reine Internetverkün-
dungen ohne Amts- bzw. Verkün-
dungsblatt seit dem 1. November 
2021 unzulässig, weil sie keinem 
der von § 11 Abs. 1 vorgegebenen 
Verkündungsmöglichkeiten mehr 
entsprechen. Damit sollten Unsi-
cherheiten durch das Nebeneinan-
der von Amtsblattverkündungen 
im Internet und reinen Internet-
verkündungen beseitigt werden. 
Insofern waren bei entsprechend 
betroffenen Kommunen zunächst 
die Hauptsatzung mit Wirkung ab 
dem 1. November 2021 zu ändern 
und sind dann ggf. die Verkündun-
gen im Internet in einem entspre-
chenden elektronischen amtlichen 
Verkündungsblatt, dessen nähere 
Anforderungen der ebenfalls um-
fangreich geänderte § 11 Abs. 3 
enthält, vorzunehmen. Dort ist für 
das elektronische amtliche Verkün-
dungsblatt ein gesondertes elektro-
nisches Dokument vorzusehen, die 
Internetadresse in der Hauptsat-
zung zu bestimmen und es gelten 
einige der Anforderungen des § 11 
Abs. 2 für das gedruckte amtliche 
Verkündungsblatt auch für die elek-
tronische Form, so u. a. die Vorgabe 
der Bezeichnung als „Amtsblatt“, 
die Aufführung von Ort, Datum, 
Jahrgang und Nummer sowie die 
inhaltlichen Anforderungen des  
§ 11 Abs. 2.

*	Geschäftsführer des Niedersächsischen Land-
kreistages, zuständig u. a. für Kommunalrecht

1	 LT-Drs. 18/10018; zahlreiche Informationen 
lassen sich auch dem Schriftlichen Bericht zum 
Gesetzgebungsverfahren in LT-Drs. 18/10046 
entnehmen.

2	 LT-Drs. 18/10038 
3	 LT-Drs. 18/10064

4	 Siehe dazu den gesonderten Beitrag in diesem 
Heft auf S. 188: Regierungsfraktionen bringen 
Gesetzentwurf für dauerhafte Hybrid-Sitzungen 
kommunaler Gremien ein.

5	 Nds. GVBl. S, 700 ff., berichtigt S. 730
6	 Ausnahmen sind in Artikel 9 genannt; für Bürger

begehren, die vor Inkrafttreten des Gesetzes ange-
zeigt waren, gilt nach Artikel 8 bisheriges Recht.



Land und Bund

187NLT 6/2021

–	 Entsprechend der neuen Syste-
matik des § 11 Abs. 1 ist auch § 11  
Abs. 4 zur Verkündung von krei-
sangehörigen Gemeinden im 
Verkündungsblatt des Landkreises 
oder der Samtgemeinde angepasst 
worden. Ebenfalls angepasst wor-
den sind die entsprechenden Rege-
lungen für Satzungen im bisherigen  
§ 11 Abs. 5, neu § 11 Abs. 6.

–	 Beim Einwohnerantrag nach  
§ 31 sind die Regelungen zum Ver-
fahren und zur Kostenschätzung 
präzisiert und an das beabsichtigte 
Verfahren beim Bürgerbegehren 
angeglichen worden: Es ist zu-
nächst eine Anzeige erforderlich; 
die Kommune erstellt sodann un-
verzüglich nach der Anzeige des 
Einwohnerantrags eine Schätzung 
der Kosten. Diese ist wiederum 
von den Vertretungsberechtigten 
in den Einwohnerantrag aufzu-
nehmen und kann durch eine 
zusätzliche abweichende eigene 
Kostenschätzung ergänzt werden. 

–	 Beim Bürgerbegehren nach § 32 
ist die vom NLT angeregte Erwei-
terung des Negativkatalogs in  
§ 32 Abs. 2 Satz 2 Nr. 7 zur Ent-
scheidung als Träger von Kranken-
häusern oder des Rettungsdienstes 
unverändert geblieben.

–	 Bei den Verfahrensregelungen 
des § 32 Abs. 3 zum Bürgerbe-
gehren ist es zu einer Reihe von 
Änderungen gekommen: Mit der 
entsprechenden Anzeige des Bür-
gerbegehrens kann die Voraben-
tscheidung beantragt werden. 
Auch hier ist präzisiert worden, 
dass die Kommune unverzüglich 
nach Eingang der Anzeige des 
Bürgerbegehrens eine Schät-
zung der Kosten erarbeitet. Bei 
Vorabentscheidungen hat nach 
ausdrücklicher Regelung jedoch 

nun der Hauptausschuss zunächst 
unverzüglich über den Antrag 
zu entscheiden und bei positiver 
Entscheidung ist erst anschließend 
die Kostenschätzung zu erstellen. 
Damit soll Verwaltungsaufwand 
verringert werden.7 Auch hier 
ist die Kostenschätzung in das 
Bürgerbegehren aufzunehmen 
und kann mit einer zusätzlichen 
abweichenden eigenen Kosten-
schätzung ergänzt werden. Das 
ergänzte Bürgerbegehren muss 
der Kommune erneut angezeigt 
werden. Im Verfahrensablauf sind 
weitere Klarstellungen erfolgt. 

–	 Der sog. Ratsbürgerentscheid auf 
Initiative der Vertretung wird in  
§ 33 Abs. 1 neu durch eine Ent-
scheidung der Vertretung auf An-
trag der Mehrheit ihrer Mitglieder 
mit einer Mehrheit von zwei Drit-
teln ihrer Mitglieder eingeführt. 
Ausdrücklich ist neu geregelt 
worden, dass der Beschluss auch 
zulässig ist, wenn eine einem 
zugelassenen Bürgerbegehren 
entgegenstehende Entscheidung 
begehrt wird. Damit kann also 
die Vertretung auch auf Bürgerbe-
gehren mit einem eigenen Antrag 
reagieren. 

–	 Die neue Regelung in § 32 Abs. 5 
zu konkurrierenden Bürgerent-
scheiden ist umfangreich präzi-
siert worden und regelt nunmehr, 
dass die Bürgerentscheide am 
selben Tag stattfinden. Insofern 
werden die Fristen entsprechend 
modifiziert. Die materielle Ent-
scheidungsregelung, wonach nur 
derjenige Bürgerentscheid ver-
bindlich ist, der die meisten gül-
tigen Ja-Stimmen bekommen hat, 
ist unverändert geblieben.

 
–	 Bei § 35 wird redaktionell noch 

klarer gestellt, dass die Einwoh-
nerbefragung sich auch auf einen 
Teil des Personenkreises nach Satz 
1 beschränken kann. 

–	 Die erweiterten Regelungen zur 
Freistellung der Mitglieder der 
Vertretung in § 54 ist redaktionell 
in einer Reihe von Vorschriften 
präzisiert und ausführlicher ge-
fasst worden; der Grundgedanke 
ist unverändert geblieben. Der Ge-
setzgebungs- und Beratungsdienst 
hat auf das rechtliche Risiko und 

die praktischen Probleme der Neu-
regelung bei Berufsgruppen mit 
verschiedenen Gleitzeitmodellen 
umfangreich hingewiesen.8

–	 Die ursprünglich geplante Klar-
stellung zu gestuften Gruppen 
bzw. Fraktionen in § 57 Abs. 1 ist 
nicht aufgenommen worden; § 57 
bleibt daher insgesamt unverän-
dert. Angesichts von aufgeworfe-
nen Fragen zur Finanzierung der 
Mitglieder gestufter Gruppen oder 
Fraktionen,9 die aus Sicht der Ge-
schäftsstelle des NLT problemlos 
über eine Klarstellung des § 57 
Abs. 3 NKomVG hätten gelöst wer-
den können, hat sich der Nieder-
sächsische Landtag entschieden, 
an der gegenwärtigen Rechtslage 
nichts zu verändern und die vom 
Innenministerium vorgeschlage-
nen Ergänzung von § 57 Abs. 1 
nicht zu beschließen. 

–	 Bei der Einführung des Verfah-
rens nach d’Hondt für die Zutei-
lung von Ausschusssitzen ist in  
§ 71 NKomVG entgegen dem Re-
gierungsentwurf der bisherige 
Absatz 3, die sog. Mehrheitser-
haltungsklausel, in seinem Satz 1 
erhalten geblieben und durch neue 
Sätze 2 und 3 ergänzt worden, 
wonach immer dann, wenn das 
Mehrheitsprinzip nicht gewahrt 
ist, zunächst der in Satz 1 genann-
ten Fraktion oder Gruppe ein Sitz 
zugeteilt wird. Dadurch entfallen 
eine Reihe von Folgeänderungen 
und Verweisen, da § 71 nach dem 
Regierungsentwurf umfangreich 
wegen des Entfallens eines Absat-
zes hätte geändert werden müssen. 
Der Verweis in § 75 (Besetzung 
des Hauptausschusses) ist eben-
falls angepasst worden.

–	 Bei der neu geplanten Regelung 
zur Unterstützung von Mitglieds-
gemeinden durch die Samtge-
meinde bei informationstechni-
schen Lösungen zur Erfüllung 
der gesetzlichen Anforderungen 
an die digitale Verwaltung ist auf 
einen gesonderten Satz verzichtet 
worden und stattdessen die ent-
sprechende Aufgabe in § 98 Abs. 4 
Satz 1 integriert. 

–	 Bei § 179 zum Absehen von einem 
konsolidierten Gesamtabschluss 
bis einschließlich 2020 und bis 

 7	So der Schriftliche Bericht, LT-Drs. 18/10046, S. 3 8	 Siehe näher Schriftlicher Bericht, LT-Drs. 
18/10046, S. 5 ff.

9	 Näher Schriftlicher Bericht, LT-Drs. 18/10046, S. 7

Sowohl das Zuteilungsverfahren für Aus-
schusssitze der kommunalen Vertretungen 
als auch Bürgerbegehren und -entscheide 
sind durch die NKomVG-Novelle modifi-
ziert worden.	 Foto: ulleo/pixabay.com
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einschließlich 2021 von einer Ka-
pitalflussrechnung ist nunmehr 
in § 179 Abs. 1 ein ausdrücklicher 
Beschluss der Vertretung vorgese-
hen. 

–	 In § 182, der Sonderregelung für 
epidemiologische Lagen, werden 
die Verweise für die Fristverlän-
gerung bei Bürgerbegehren ent-
sprechend den neuen Verfahrens-
regelungen angepasst. 

In den weiteren Artikeln sind wie er-
wähnt das Gesetz über den Regional-
verband „Großraum Braunschweig“, 
das Niedersächsische Gesetz über 
die kommunale Zusammenarbeit, 
das Finanzausgleichsgesetz, das 
Kommunalprüfungsgesetz, sowie das 
Kommunalabgabengesetz geändert 
worden. Insbesondere wegen der er-
folgten Änderung des § 11 NKomVG 
zur Verkündung, aber auch wegen 
einiger weiterer formeller Anpassung 

hat die Geschäftsstelle des NLT neue 
Muster für die Hauptsatzung der 
Landkreise und der Region Hannover 
und eine aktualisierte Muster-Ge-
schäftsordnung noch am Tage des 
Landtagsbeschlusses allen Mitglie-
dern des Niedersächsischen Land-
kreistages zur Verfügung gestellt.10

10	Siehe dazu den Bericht „Neue Hauptsatzungs- 
und Geschäftsordnungsmuster des NLT veröf-
fentlicht“ in diesem Heft auf S. 210

Regierungskoalitionen bringen Gesetzentwurf für dauerhafte Hybrid-
Sitzungen kommunaler Gremien ein 

Nachdem im Gesetzgebungsverfah-
ren zum NKomVG der Gesetzentwurf 
der Landesregierung keine Ände-
rungen im Bereich der Ermöglichung 
von Video-Sitzungen außerhalb der 
bestehenden Sonderregelungen für 
pandemische Lagen enthielt, gab es 
im Rahmen des Gesetzgebungsver-
fahrens zum NKomVG im Innenaus-
schuss entsprechende Überlegungen, 
§ 64 NKomVG umfangreich zu ergän-
zen. Zu so einer Ergänzung ist es dann 
nicht gekommen.1 Die kommunalen 
Spitzenverbände hatten mitgeteilt, 
dass sie zu so einer Grundsatzfrage 
der kommunalen Selbstverwaltung 
in Niedersachsen nicht binnen vier 
Tagen Stellung nehmen könnten. Da-
raufhin hatten die Regierungsfrakti-
onen angekündigt, das Vorhaben in 
einem späteren Gesetzentwurf wie-
der aufzugreifen.2

Einen entsprechenden Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Nieder-
sächsischen Kommunalverfassungs-
gesetzes und anderer Sätze haben 
die Fraktionen von SPD und CDU 
im Niedersächsischen Landtag unter 
dem Datum 16. November 2021 förm-
lich eingebracht.3 

Der Gesetzentwurf ist schon deswe-
gen kompliziert, weil er zwei The-
menkreise miteinander vermischt, 
die für eine politische Betrachtung 
auseinander gehalten werden sollten: 
Artikel 1 Nr. 2 des Gesetzentwurfes 
mit der Änderung von § 182 Abs. 1 
NKomVG sowie die Artikel 2 bis 5 

des Gesetzentwurfes enthalten in 
der Sache Verlängerungen der Son-
derregelungen des COVID-19-Ge-
setzes, die auf das Auslaufen der 
pandemischen Lage von nationaler 
Tragweite auf Bundesebene zum  
25. November 2021 reagieren. Die 
kommunalrechtlichen Sonderrege-
lungen für das Funktionieren der 
Organe der Kommune in der Krise in 
§ 182 NKomVG setzen nach dessen 
Absatz 1 entsprechende Feststel-
lung einer pandemischen Lage auf 
Bundes- oder Landesebene voraus. 
Bekanntermaßen hat die in Aussicht 
genommene Regierungskoalition 
auf Bundesebene aus SPD, Grünen 
und FDP erklärt, die pandemische 
Lage von nationaler Tragweite durch 
einen entsprechenden Bundestags-
beschluss nicht verlängern zu wollen. 
Damit ist seit dem 25. November 2021 
die Anwendung der Sonderregelung 
des § 182 NKomVG in Niedersachsen 
bedauerlicherweise trotz einer un-
verändert fortbestehenden Krisensi-
tuation nicht mehr möglich.4 

Für diese Konstellation eröffnet der 
Gesetzentwurf durch eine Ergänzung 
von § 182 Abs. 1 NKomVG die Mög-
lichkeit, auch ohne Feststellung einer 
entsprechenden pandemischen Lage 
auf Bundes- oder Landesebene bei 
einem „örtlich relevanten Infektions-
geschehen“ oder wenn das Zusam-
mentreten der Organe der Kommune 
aufgrund einer außergewöhnlichen 
Notlage erschwert ist, § 182 Abs. 2 
anzuwenden. Hierbei handelt es sich 

um eine aus Sicht der Geschäftsstelle 
des NLT sinnvolle Regelung, die al-
lein wegen der fehlenden Feststellun-
gen auf Bundesebene technisch nötig 
ist.

Grundsatzfrage hybride Sitzungen 
der Räte und Kreistage

Von der aktuellen Krise losgelöst ist 
die angestrebte, umfangreiche Er-
gänzung von § 64 NKomVG zu sehen, 
der eigentlich die „Öffentlichkeit der 
Sitzung“ (so seine Überschrift) regelt. 
Bisher ist das Niedersächsische Kom-
munalrecht nicht nur vom Öffentlich-
keitsgrundsatz, sondern auch vom 
Grundsatz der Präsenzsitzung ge-
prägt: Alle Mitglieder der Vertretung, 
also des Rats, des Kreistags oder der 
Regionsversammlung, müssen vor 
Ort persönlich im Raum anwesend 
sein, um ihre Mitgliedschaftsrechte 
wahrzunehmen. 

Dies soll nun geändert werden, 
indem die Möglichkeit geschaffen 
werden soll, nach einer entsprechen-
den Hauptsatzungsänderung auch 
die Teilnahme von Mitgliedern der 
Vertretung durch Zuschaltung per 
Videokonferenz zu ermöglichen. 
Die Regelungen sollen auch für die 
Sitzungen des Hauptausschusses, 
also des Kreisausschusses und der 
Ausschüsse des Kreistages bzw. der 
Regionsversammlung entsprechend 
gelten. Vorgesehen ist folgende Er-
gänzung des § 64 durch neue Absätze 
3 bis 9:5

1	 Siehe dazu den Beitrag zur Novelle des NKom-
VG, S. 186 in diesem Heft

2	 Siehe dazu den schriftlichen Bericht zur Novelle 
des NKomVG, LT-Drs. 18/10046, Seite 1

3	 LT-Drs. 18/10246

4	 So auch der Erlass des Niedersächsischen Mi-
nisteriums für Inneres und Sport vom 19.11.2021 
zum Az. 31.1-1005/182

5	 LT-Drs. 18/10246 Seite 1 ff.
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„(3)	Die Mitglieder der Vertretung 
können an den Sitzungen der 
Vertretung durch Zuschaltung 
per Videokonferenztechnik teil-
nehmen, soweit die Hauptsatzung 
dies zulässt. Die Teilnahme kann 
insbesondere auf öffentliche 
Sitzungen beschränkt oder vom 
Vorliegen bestimmter persönli-
cher Voraussetzungen abhängig 
gemacht werden. Satz 1 gilt nicht 
für die Vorsitzende oder den Vor-
sitzenden der Vertretung und die 
Hauptverwaltungsbeamtin oder 
den Hauptverwaltungsbeamten. 
Für den Beschluss ist abweichend 
von § 12 Abs. 2 eine Mehrheit von 
zwei Dritteln der Mitglieder der 
Vertretung erforderlich. Mitglie-
der, die durch Zuschaltung per 
Videokonferenztechnik an der 
Sitzung teilnehmen, gelten als 
anwesend. In einer Sitzung, an 
der Mitglieder durch Zuschaltung 
per Videokonferenztechnik teil-
nehmen, dürfen geheime Wahlen  
(§ 67 Satz 2), nach § 77 Abs. 2 vor-
gesehene geheime Abstimmun-
gen und Beratungen von Angele-
genheiten, deren Geheimhaltung 
durch Gesetz vorgeschrieben 
oder der Natur der Sache nach er-
forderlich ist, nicht durchgeführt 
werden. 

(4)	 Die Kommune hat im Sitzungs-
raum die technischen Vorausset-
zungen dafür zu schaffen, dass 
sich die anwesenden und die 
durch Zuschaltung per Video-
konferenztechnik teilnehmenden 
Mitglieder während der gesam-
ten Sitzung gegenseitig in Bild 
und Ton wahrnehmen können. 
In öffentlichen Sitzungen müssen 
die durch die Zuschaltung per 
Videokonferenztechnik teilneh-
menden Mitglieder auch für die 
im Sitzungsraum anwesende Öf-
fentlichkeit in Bild und Ton wahr-
nehmbar sein. Für die Zwecke 
der Sätze 1 und 2 sind Bild- und 
Tonaufnahmen der an der Sitzung 
teilnehmenden Personen auch 
ohne deren Zustimmung zulässig.

(5)	 Bei Störungen der Zuschaltung 
per Videokonferenztechnik, die 
nach Absatz 4 Satz 1 im Verant-
wortungsbereich der Kommune 
liegen, ist die Sitzung von der 
oder dem Vorsitzenden zu un-
terbrechen oder abzubrechen. 
Sonstige Störungen der Zuschal-
tung sind unbeachtlich; sie haben 
insbesondere keine Auswirkung 
auf die Wirksamkeit eines ohne 

das betroffene Mitglied gefassten 
Beschlusses. 

(6)	 Lässt die Hauptsatzung die Teil-
nahme per Videokonferenztech-
nik auch an nichtöffentlichen 
Sitzungen zu, haben die per Vi-
deokonferenztechnik zugeschal-
teten Mitglieder sicherzustellen, 
dass bei ihnen keine weiteren 
Personen die Sitzung verfolgen 
können. § 40 Abs. 2 gilt entspre-
chend. 

(7)	 Die Hauptsatzung kann auch die 
Durchführung einer Anhörung 
(§ 62 Abs. 2) durch Zuschaltung 
der anzuhörenden Personen per 
Videokonferenztechnik zulassen. 

(8)	 Die Regelungen der Absätze 3 
bis 7 gelten für Sitzungen des 
Hauptausschusses und der Aus-
schüsse entsprechend, soweit in 
der Hauptsatzung nichts anderes 
bestimmt ist.

(9)	 Die Landesregierung berichtet 
dem Landtag bis zum 31. Dezem-
ber 2025 über die Erfahrungen 
mit den Regelungen der Absätze 
3 bis 8.“

Die Mitglieder des Verfassungs- und 
Europaausschusses des NLT haben 
sich in einer ersten Erörterung der 
Thematik sehr kritisch zu der Frage 
positioniert, ob man auch ohne 
eine pandemische oder sonstige 
Krisensituation die Teilnahme an 
entsprechenden Kreistagssitzungen 
bzw. Sitzungen der Regionsver-
sammlung und der Räte allgemein 
per Hybrid-Sitzung gestatten sollte. 
Wegen einer Reihe von kritischen 
Stimmen und grundsätzlichen Be-
denken bei dieser Thematik hat die 
Arbeitsgemeinschaft der kommu-
nalen Spitzenverbände den Vorsit-
zenden des Innenausschusses des 
Niedersächsischen Landtags, Herrn 
Thomas Adasch MdL, mit einem 
Schreiben vom 15. Oktober 2021 
gebeten, das ausweislich des Art. 57  
Abs. 6 NV verbürgte Anhörungs-
recht der kommunalen Spitzenver-
bände unbedingt zu beachten und 
eine Anhörungsfrist von wenigstens 
acht Wochen einzuräumen. Die vor-
geschlagene Regelung, mit der für 
das Verfahren der kommunalen Ver-
tretungen Neuland betreten wird, 
bedürfe einer intensiven Bewertung 
durch die kommunale Praxis und 
anschließend einer ausführlichen 
Diskussion in den Gremien der Ver-
bände. 

Es bleibt abzuwarten, wie der Nie-
dersächsische Landtag auf diese 
Bitte der kommunalen Spitzenver-
bände reagiert und wie die Diskus-
sionen innerhalb der Gremien des 
NLT und in der Arbeitsgemeinschaft 
der kommunalen Spitzenverbände 
zu diesem wichtigen Thema geführt 
werden. NLT-Hauptgeschäftsführer 
Hubert Meyer hat sich einer Presse-
mitteilung vom 25. November 2021 
unter der Überschrift „Lücke zur 
Unzeit: Krisenregelungen für Kom-
munen laufen heute Abend aus“ wie 
folgt geäußert: 

„Der Niedersächsische Landtag hat 
im Juli 2020 kluge Sonderregeln 
für die Willensbildung in den Kom-
munen beschlossen. Damit sind die 
Räte und Kreistage auch bei hohen 
Infektionszahlen vor Ort gut zu 
Recht gekommen ist. Diese verfah-
rensmäßigen Erleichterungen laufen 
nun wegen der sachlich falschen 
Beendigung der epidemischen Lage 
auf Bundesebene heute (25. Novem-
ber 2021) um Mitternacht aus. Eine 
entsprechende Feststellung auf Lan-
desebene hat der Niedersächsische 
Landtag bisher nicht getroffen. In 
der wohl schlimmsten Situation der 
Pandemie, in dem uns jeden Tag 
Horrornachrichten von den Inten-
sivstationen erreichen, können die 
Krisen-Sonderregeln nicht mehr an-
gewendet werden. Der Instrumenten-
kasten des Landes wird schwächer 
statt stärker“, kritisierte der Hauptge-
schäftsführer des Niedersächsischen 
Landkreistages, Dr. Hubert Meyer, in  
Hannover.

Meyer forderte die Landespolitik auf, 
schnellstmöglich die epidemische 
Notlage auf der Landesebene fest-
zustellen, wenn der Bundesgesetz-
geber seinen Fehler nicht umgehend 
korrigiere. Ferner appellierte er an 
den Niedersächsischen Landtag, im 
Dezemberplenum die Verfahrenser-
leichterungen für die Kommunen im 
§ 182 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes wieder in 
Kraft zu setzen. Diese notwendige 
Maßnahme sollte aber nicht mit der 
sorgfältig zu prüfenden Frage ver-
bunden werden, ob auf Dauer sog. 
Hybridsitzungen, also Sitzungen mit 
Präsenz vor Ort wie mit digitaler Teil-
nahme, zugelassen werden sollen. 
Die Vor- und Nachteile einer solchen 
Regelung bedürften zuvor einer in-
tensiven Diskussion mit der ehren-
amtlichen Kommunalpolitik.
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Landtag beschließt Novelle der Bauordnung 

von Dr. Lutz Mehlhorn, MLE* 

Am 9. November 2021 hat der Nie-
dersächsische Landtag das Gesetz 
zur Änderung der Niedersächsischen 
Bauordnung und des Niedersächsi-
schen Denkmalschutzgesetzes und 
damit eine umfangreiche Novelle 
der Niedersächsischen Bauordnung 
(NBauO) beschlossen.

Im Zuge der Erarbeitung sowie Be-
ratungen des Gesetzentwurfes nebst 
weiteren Änderungsvorschlägen der 
regierungstragenden Fraktionen 
hatte der Niedersächsische Land-
kreistag vielfältig mitgewirkt1 und im 
Rahmen der Arbeitsgemeinschaft der 
kommunalen Spitzenverbände um-
fangreich Stellung genommen.

Umfassende Reform des Bauverfah-
rens

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zum 
1. Januar 2022 gehen zum Teil erheb-
liche Änderungen der Bauordnung 
– insbesondere auch des Bauverfah-
rens – einher. Für die Bauaufsichten 
wird dabei die Einführung des digi-
talen Bauverfahrens von zentraler 
Bedeutung sein. Es gibt jedoch die 
Möglichkeit für die unteren Bauauf-
sichten, die Einführung bis spätes-
tens Anfang 2024 hinauszuziehen 
(vgl. § 86 Abs. 7 und 8 NBauO-neu). 
Weitere durchgreifende Änderungen 
erfährt das Verfahren etwa hinsicht-
lich der Stelle für die Bauantrag-
stellung. Diese hat zukünftig nicht 
mehr über die Gemeinden zu laufen, 
sondern muss direkt bei den Bauauf-
sichtsbehörden erfolgen. 

Zudem wird eine Pflicht der Bauauf-
sichten zur Vorprüfung des Bauan-
trages auf Vollständigkeit eingeführt 
(vgl. § 69 Abs. 2 NBauO-neu). Dies 
hatten die kommunalen Spitzenver-
bände bis zuletzt noch zu verhindern 
versucht. Der Gesetzgeber hat aber 
entschieden, eine solche einzuführen. 
Allerdings ist im Gesetz ausdrücklich 
vorgesehen, dass im weiteren Ablauf 
des Bauverfahrens auch nach der 
Vorprüfung noch Unterlagen nach-
gefordert werden können. Zudem 
wird – gewissermaßen als Gegen-
stück – eine Rücknahmefiktion für 
unvollständige Anträge eingeführt. 
Sind unvollständige Anträge also 

nicht binnen einer Frist seitens der 
Antragsteller nachgebessert worden, 
gilt der Antrag als zurückgenommen. 
Dieser Mechanismus wird zu Härten 
führen und wird das Verhältnis von 
Bauherr, Entwurfsverfasser und Bau-
aufsicht verändern können. Jedoch 
liegt in dieser Regelung auch das 
Potential, insgesamt die Verfahren zu 
beschleunigen. 

Nach Auffassung der NLT-Geschäfts-
stelle handelt es sich bei der nun 
eingeführten Vorprüfung lediglich 
um eine rein formelle Prüfung, ob 
die jeweils benötigten Unterlagen/
Gutachten (der „Überschrift“ nach) 
vorgelegt worden sind. Eine materiel-
le Prüfung (auf Richtig- und Stimmig-
keit usw.) ist nicht statuiert worden 
– diese Prüfung obliegt der weiteren 
Bearbeitung. Hierüber möchte der 
NLT nochmals eine Klarstellung von 
der obersten Bauaufsichtsbehörde, 
dem Umweltministerium, erreichen. 
Das könnte etwaigen Rechtsstreitig-
keiten vorbeugen helfen.

Genehmigungsfiktion und starre 
Bearbeitungsfristen verhindert

Nicht eingeführt worden sind eine 
Genehmigungsfiktion oder (star-
re) Bearbeitungsfristen. Das ist ein 
Erfolg der Geschäftsstelle des NLT. 
Diese standen das gesamte Novel-
lierungsverfahren in Rede. Das auch 
deshalb, weil u.a. der („allein“) auf 
Wohnbauvorhaben fokussierte Ver-
band der Wohnungs- und Immobili-

enwirtschaft Niedersachsen Bremen 
(vdw) – obgleich dieser strukturell in 
hohem Maße von kommunalen Woh-
nungsbaugesellschaften getragen 
wird – dies entgegen der Bitten der 
kommunalen Spitzenverbände wie-
derholt vorgetragen hatte. 

Der Landtag ist letztlich den besseren 
Argumenten gefolgt und ist diesen 
Forderungen des vdw nicht gefolgt. 
Solche Fiktionen und Bearbeitungs-
fristen sind untauglich zu einer 
wirklichen Beschleunigung der Bau-
verfahren und stellten ein unlauteres 
Placebo dar – wie wir schon umfas-
send in der NLT-Information 4/2021 
auf S. 103 geschrieben hatten.

NLT bringt kommunale Wünsche in 
das Gesetz

Aktiv in den Gesetzgebungsprozess 
durch den NLT eingebracht werden 
konnte u.a. die nunmehr eingeführte 
Möglichkeit, die Kosten einer Ersatz-
vornahme als öffentliche Last auf das 
Grundstück legen zu können (vgl.  
§ 79 Abs. 5 NBauO-neu). Gerade beim 
Umgang mit sog. Schrottimmobilien 
kann das förderlich sein und dazu 
beitragen, die finanziellen Einbußen 
der öffentlichen Hand bei Ersatzvor-
nahmen einzugrenzen.

Ebenso ist eine Norm aufgenommen 
worden, die näher bestimmt, wann 
eine Baugenehmigung für Tierhal-
tungsanlagen bei Nutzungsunter-
brechung unwirksam wird (vgl. § 71  

*	Beigeordneter u.a. für Bau beim NLT.
1	 Vgl. NLT-Information 4/2021, S. 102 ff.

Ein Bild der Vergangenheit? Mit der Digitalisierung im Bauverfahren wird die Vorlage 
von Plänen in Papier bald Geschichte.	 Foto: anncapictures/pixabay.com
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Mehr Geschosswohnungsbau als Zukunft der ökologischen Wohnform in Niedersachsen?	 Foto: rhythmuswege/pixabay.com

Abs. 2 NBauO-neu). Das kann hin-
sichtlich der sog. GIRL-Problematik 
helfen und war daher eine Forderung 
der kommunalen Spitzenverbände. 
Im Zuge der Gesetzesberatungen im 
Landtag wurden hierfür allerdings 
sehr lange Fristen von neun Jahren 
statuiert, die erst ab dem 1. Januar 
2022 zu laufen beginnen. 

Solarpflicht auf Gewerbedächern 
eingeführt

Eingeführt wird zudem eine Pflicht 
zur Installation von Photovoltaikan-
lagen für die Stromerzeugung auf 
Dächern gewerblicher Gebäude (vgl. 
§ 32a NBauO-neu). Eine darüberhin-
ausgehende Photovoltaikpflicht bei-
spielsweise für Privatgebäude ist nicht 
statuiert worden. Diese Frage war bis 
zuletzt politisch stark umstritten. Hier 
bleibt abzuwarten, ob der Landesge-
setzgeber (etwa bei einer Änderung 
des Klimaschutzgesetzes) oder der 
Bundesgesetzgeber in nächster Zeit 
noch weitergehende Pflichten erlassen. 

Problematisch werden sich u.U. sehr 
weitgehende weitere Verfahrens-
freistellungen erweisen. So werden 
etwa sog. „Kleinwindenergieanla-
gen“ weitgehend auch im Außen-
bereich (bau-)verfahrensfrei gestellt 
(vgl. Anhang zu § 60 Abs. 1 NBauO  
Ziffer 2.5-neu). Es bleibt abzuwarten, 

ob den potentiellen Betreibern solcher 
Anlagen bewusst wird, dass damit 
eine hohe Verantwortung einhergeht 
– schließlich bedeutet Verfahrensfrei-
heit nicht (Bau )Rechtsfreiheit (vgl.  
§ 59 Abs. 3 Satz 1 NBauO). Diese 
Selbstverständlichkeit sei an dieser 
Stelle betont, weil einige Einlassun-
gen der jeweiligen Interessenverbän-
de darauf hindeuten, dass hier ein 
anderes Verständnis vorliegt. 

Vorgaben für die Qualifikation des 
Personals der Bauaufsichten ange-
passt

Die Vorgabe in § 57 Abs. 4 NBauO 
zum Qualifikationsniveau des Perso-
nals unterer Bauaufsichtsbehörden 
wird insofern angepasst, als dass 
diesen nicht mehr Bedienstete mit 
der Befähigung für die Laufbahn der 
Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung 
Technische Dienste, die die Voraus-
setzungen für den Zugang für das 
zweite Einstiegsamt erfüllen oder 
eine von der obersten Dienstbehörde 
bestimmte laufbahnrechtliche Qua-
lifizierung erfolgreich durchlaufen 
haben angehören müssen, sondern 
lediglich sollen. Besondere Lagen z.B. 
bei der Fachkräftegewinnung können 
insofern zu einer Abweichung von der 
Regelausstattung führen. Die bisher in 
diesen Lagen bestehende Notwendig-
keit, die Erteilung eines Dispenses bei 

der obersten Bauaufsicht zu erreichen, 
fällt daher ersatzlos weg.

Umsetzung der Novelle verlangt 
Kraftanstrengung bei den Bauauf-
sichten

Insbesondere die durchgreifende Di-
gitalisierung der Bauverfahren wird 
von etlichen Bauaufsichten erhebli-
che Kraftanstrengungen verlangen. 
Zudem werden sich die neuen Ver-
fahrensregeln (Antragstellung bei der 
Bauaufsicht, Vorprüfung, Rücknah-
mefiktion) erst einspielen müssen. Bei 
all dem wird es hier und da „ruckeln“. 
Etliche Fragen und Unsicherheiten 
– auch hinsichtlich der materiellen 
Änderungen des Bauordnungsrechtes 
– werden auftauchen. Bei einer solch 
umfassenden Novelle ist das „normal“.

Das Umweltministerium als oberste 
Bauaufsichtsbehörde führt (deshalb) 
im Dezember zur Einführung in die 
Novelle der Niedersächsischen Bau-
ordnung Dienstbesprechungen in den 
Landesteilen durch. Weitere Dienst-
besprechungen Anfang des kommen-
den Jahres sind vorgesehen. Der NLT 
wird (weiterhin) darauf hinwirken, 
dass die Fragen beantwortet und die 
Einführung der neuen Regelungen 
seitens der obersten Bauaufsichtsbe-
hörde bzw. der Landesregierung hin-
reichend begleitet werden. 
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Steuerschätzung überrascht mit deutlichen Verbesserungen 

Die traditionelle Herbststeuerschät-
zung überrascht mit äußerst positiven 
Einnahmeerwartungen. Insbeson-
dere für die Länder werden ab 2023 
Einnahmen erwartet, die annähernd 
die Mindereinnahmen der Jahre 
2020 und 2021 vergessen lassen. 
Insoweit besteht die Hoffnung, die 
Corona-Krise zumindest einnahme-
seitig in den Griff zu bekommen. 

Bundesweites Ergebnis

Vom 9. bis 11. November 2021 fand 
die 161. Sitzung des Arbeitskreises 
„Steuerschätzungen“ statt. Auf der 
Grundlage aktueller gesamtwirt-
schaftlicher Daten sowie des derzeit 
geltenden Steuerrechts wurden die 
Steuereinnahmen für die Jahre 2021 
bis 2026 geschätzt. Danach liegen 
die Steuereinnahmen von 2021 bis 
einschließlich 2025 im Vergleich 
zu den Annahmen aus Mai 2021 in 
der Summe um 179 Milliarden Euro 
insgesamt höher. Die Einnahmean-
sätze für die einzelnen Jahre liegen 
dabei um jeweils mehr als 30 Milli-
arden Euro über dem im erwarteten 
Niveau. Die Kommunen sind mit 
insgesamt zusätzlich 27,6 Milliarden 
Euro über die Jahre 2021 - 2025 be-
troffen. Die Differenz zum Ergebnis 
der Mai-Steuerschätzung resultiert 
nach Angaben des Bundesministeri-
ums der Finanzen nahezu vollständig 
aus Schätzabweichungen aufgrund 
einer deutlich verbesserten Aus-
gangsbasis angesichts nach oben 
revidierter relevanter makroökono-
mischer Kenngrößen und gut laufen-
der Steuereinnahmen im Jahr 2021 
sowie der besseren Aussichten bzgl. 
der weiteren gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung.

Der Steuerschätzung wurden die 
gesamtwirtschaftlichen Eckwer-
te der Herbstprojektion 2021 der 
Bundesregierung zugrunde gelegt. 
Die Bundesregierung erwartet hier-
nach für dieses Jahr insbesondere 
aufgrund der länger als erwartet 
andauernden Lieferengpässe einen 
mit 2,6 % etwas geringeren Anstieg 
des realen Bruttoinlandsprodukts 
als noch in der Frühjahrsprojektion 
2021. Aufgrund der durch das Statis-
tische Bundesamt im Sommer 2021 
vorgenommenen (Aufwärts-)Revision 
relevanter Größen der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen 
für die vergangenen Jahre liegt das 
reale Bruttoinlandsprodukt in diesem 

Jahr aber trotz der jetzt projizierten 
niedrigeren Zuwachsrate des Brut-
toinlandsprodukts ungefähr auf dem 
Niveau der Frühjahrsprojektion. An-
gesichts der hohen Auftragsbestände 
in der Industrie und daraus resultie-
render Impulse ist im Jahr 2022 mit 
einem deutlichen Zuwachs des rea-
len Bruttoinlandsprodukts um 4,1 % 
zu rechnen. Im Jahr 2023 dürfte das 
Bruttoinlandsprodukt mit 1,6 % wie-
der moderater zulegen. 

Für die Steuerschätzung ist die 
Entwicklung der nominalen Grö-
ßen, insbes. der Bruttolöhne und 
-gehälter als gesamtwirtschaftliche 
Bemessungsgrundlage sowie der 
Unternehmens- und Vermögensein-
kommen als zentrale Fortschrei-
bungsgröße für die gewinnabhängi-
gen Steuerarten relevant. Aufgrund 
der o.g. Revision setzen diese Größen 
alle auf einem höheren Ausgangsni-
veau als in der Mai-Steuerschätzung 
2021 auf.

Während bei der inflationsbereinig-
ten realen Entwicklung des Brutto-
inlandsproduktes somit im Vorfeld 
Rückgänge gegenüber vorherigen 
Prognosen erwartet wurden, werden 
nunmehr Veränderungsraten von 
+5,6 % für das Jahr 2021, +5,4 % für 
das Jahr 2022, +3,3 % für das Jahr 
2023 sowie von je +2,6 % für die 
Jahre 2024 bis 2026 für das nominale 
Bruttoinlandsprodukt projiziert. Ein 
Teil der Einnahmeverbesserungen 
ist somit inflationsbedingt und wird 
zeitlich versetzt durch höheren Auf-
wendungen wegen des notwendigen 
Ausgleichs sowohl bei der Vergü-
tung im öffentlichen Dienst als auch 
bei den Sozialleistungen aufgezehrt 
werden. Dies muss bei der Inter-
pretation der Zahlen berücksichtigt 
werden. 

Insgesamt sinken die Steuereinnah-
men von bundesweit 799 Milliarden 
Euro im Jahr 2019 auf 739 Milliarden 
Euro in 2020, bevor eine deutliche 
Erholung einsetzt. Schon im laufen-
den Jahr sollen die Einnahmen des 
Jahres 2019 mit 811,9 Milliarden 
Euro deutlich überschritten werden 
und bis 2026 auf 987 Milliarden Euro 
steigen. Dabei verläuft die Entwick-
lungen für die Länder besonders 
positiv, wie die Aufkommensvertei-
lung auf die einzelnen Ebenen im 
nachfolgenden Schaubild (ohne EU- 
Mittel) zeigt:

Regionalisierung für Niedersachsen

Der Niedersächsische Finanzminis-
ter hat die Ergebnisse der Regiona-
lisierung der Steuerschätzung für 
Niedersachsen am 15. November 
2021 der Öffentlichkeit vorgestellt. 
Wie auf der Bundesebene wird auch 
in Niedersachsen sowohl für den 
Landeshaushalt als auch für die Kom-
munen mit erheblichen Zuwächsen 
gerechnet. Der Finanzminister weist 
in seiner Presseerklärung darauf 
hin, dass für den Landeshaushalt 
diese im Rahmen der Wirkung der 
Schuldenbremse dazu führen, dass 
vorgesehene konjunkturbedingte 
Kreditaufnahmen hierdurch obsolet 
werden und sich für den Landeshaus-
halt daher nur geringe zusätzliche 
Spielräume ergäben. 

Für den Landeshaushalt ergeben 
sich gegenüber den Ansätzen im 
Haushaltsplan 2021 und dem Haus-
haltsplanentwurf 2022/2023 und zur 
mittelfristigen Finanzplanung brutto 
folgende Abweichungen (in Mio. 
Euro):

2021 2022 2023 2024 2025

+2.558 +1.783  +1.597  +1.178     +1.168  

Die Einnahmeentwicklung für das 
Land ergibt sich aus folgender vom 
MF der Presse überlassener Über-
sicht:
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Für den kommunalen Finanzaus-
gleich rechnet das Land ebenfalls 
mit erheblichen Verbesserungen. 
Im laufenden Jahr soll die Steuer-
verbundabrechnung 410 Millionen 
Euro betragen, die im nächsten Jahr 
ausgezahlt wird. Für 2022 wird von 
271 Millionen Euro, für 2023 von  
258 Millionen Euro ausgegangen. Für 
die Jahre 2024 und 2025 sind es noch 
jeweils knapp 200 Millionen Euro.

Bei der Bewertung dieser Zahlen 
ist allerdings zu bedenken, dass die 
Kommunen noch verpflichtet sind, 
im Rahmen des für 2020 geschlosse-
nen kommunalen Rettungsschirms  
348 Millionen Euro an das Land zu-
rückzahlen. Die ersten 334 Millionen 
Euro sollen angesichts der guten Ent-
wicklung bereits im Jahr 2022 getilgt 
werden. Aus diesem Grunde dürfte 
sich der kommunale Finanzausgleich 
nach heutigem Stand nur auf gut  
5,2 Milliarden Euro erhöhen. Dies 
sind immerhin gut 322 Millionen 
Euro mehr als noch in den Orientie-
rungsdaten des Innenministeriums.

Die gemeindlichen Steuereinnah-
men in Niedersachsen sollen ins-
gesamt um 484 Millionen Euro im 
laufenden Jahr und 481 Millionen 
Euro im Folgejahr steigen. Für den 
mittelfristigen Planungszeitraum ist 
mit weiteren Steigerungen um die  
300 Millionen Euro jährlich gerech-
net worden. Die Mehreinnahmen 
sind auf deutliche Steigerungen so-
wohl beim Gemeindeanteil an der 
Lohn- und Einkommenssteuer als 
auch bei der Gewerbesteuer zurück-
zuführen. 

Insgesamt muss gesehen werden, 
dass die kommunalen Steuerein-
nahmen voraussichtlich im lau-
fenden Jahr diejenigen des Jahres 
2019 deutlich übersteigen werden 
und gerade auch das Jahr 2022 
nochmals einen Zuwachs bringen 
soll, bei dem sie erstmalig mehr als  
10 Milliarden Euro erhalten sollen. 
Bis zum Ende des Planungszeit-
raums sollen diese Einnahmen auf 
fast 11,7 Milliarden Euro steigen. 
Die prognostizierte Entwicklung 
sieht danach wie folgt aus:

Bei all diesen positiven Prognosen 
darf allerdings nicht übersehen wer-
den, dass die Situation laut Mitteilung 
des Finanzministeriums hoch volatil 
ist. Zwar sind die Auswirkungen der 
Pandemie zum Zeitpunkt der Steu-
erschätzung auf die Einnahmeent-
wicklung weniger stark als zu Beginn 
der Pandemie befürchtet wurde. 
Gleichwohl kann nicht abgesehen 
werden, ob sich diese Einschätzung 
angesichts der extrem stärker wer-
denden Vierten Welle der Pandemie 
so auch bewahrheitet. Insoweit gilt 
wie immer: entscheidend ist, was am 
Ende tatsächlich in der Kasse ist.
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Landeshaushalt 2022/2023 auf der Zielgeraden. Ernüchterung für die 
Kommunen

Vom 13. bis 16. Dezember 2021 tagt 
das Plenum des Niedersächsischen 
Landtages. Traditionell wird in der 
letzten Sitzung des Jahres auch der 
Landeshaushalt und – soweit erforder-
lich – das dazugehörige Haushaltsbe-
gleitgesetz beschlossen. Dies ist auch 
2022 der Fall. Für die kommunale 
Seite muss dabei in diesem Jahr eine 
deutliche Ernüchterung festgestellt 
werden. Zentrale Anliegen kommu-
naler Seite, die insbesondere für eine 
strukturelle Fortentwicklung des 
Landes erforderlich gewesen wären, 
wurden nicht aufgegriffen. 

Mit dem Haushaltsentwurf und dem 
Entwurf des Haushaltsbegleitgeset-
zes hat das Land vorgesehen, seinen 
Haushalt zu Lasten der kommunalen 
Gebietskörperschaften zu konsolidie-
ren und die bisherigen Landeszuwen-
dungen in Höhe von 142 Millionen 
Euro in den Jahren des Doppelhaus-
haltes 2022/2023 drastisch zu kürzen 
und ab 2024 komplett zu streichen. 
Im Rahmen der Anhörung hatten die 
kommunalen Spitzenverbände sich 
nachdrücklich hiergegen ausgespro-
chen, gleichzeitig – bei einem Investi-
tionsstau von über 2 Milliarden Euro 
– deutlich verstärkte Anstrengungen 
in der Krankenhausfinanzierung und 
die konsequente Finanzierung staat-
licher Aufgaben auf kommunaler 
Ebene eingefordert.1 

Im Anschluss an die Anhörung 
haben die Mehrheitsfraktion im 
Niedersächsischen Landtag ihre 
Schwerpunkte zum Doppelhaushalt 
im Rahmen der sogenannten „politi-
schen Liste“ festgelegt. Diese umfasst 
zusätzlichen Ausgaben von knapp 44 
Millionen Euro für 2022 und 60 Mil-
lionen Euro für 2023 für den Landes-
haushalt. Dabei variieren die Einzel-
maßnahmen von 38.000 Euro bis zu 
einstelligen Millionenbeträgen. Von 
den originären kommunalen Forde-
rungen hat keine eingang in diese 
Liste gefunden. Lediglich die Zahl 
der Medizinstudienplätze an der 
European Medical School in Olden-
burg sollen erhöht werden, was ein 
wichtiger Schritt insbesondere für die 
ambulante medizinische Versorgung 
ist. Nach erster Durchsicht dürfte es 
sich bei den übrigen Maßnahmen 

eher um die Befriedigung einzelner 
Partikularinteressen handeln. 

Niedersächsisches Gesetz über den 
Finanzausgleich

Die kommunalen Spitzenverbän-
de haben auch nach der Anhörung 
nachdrücklich dafür plädiert, auf die 
vorgesehene Streichung der Landes-
zuweisungen in Höhe von 142 Milli-
onen Euro im Bereich des SGB II zu 
verzichten. Dem ist das Land nicht 
nachgekommen. Um zumindest eine 
teilweise Kompensation im Rahmen 
des Doppelhaushaltes vorzunehmen, 
verständigten sich Finanzministeri-
um und kommunale Spitzenverbände 
darauf, 46 Millionen Euro in 2022 
und 13,6 Millionen Euro in 2023 zu-
sätzlich allein der Kreisebene – die 
von den Kürzungen betroffen ist – im 
kommunalen Finanzausgleich zur 
Verfügung zu stellen. Die Mehrheits-
fraktionen haben diese Verständi-
gung sodann in einen Änderungs-
antrag zum Haushaltsbegleitgesetz 
2022 aufgenommen. In der Begrün-
dung wird ausgeführt, die Regelung 
sehe eine Entlastung der Kreisebene 
im Rahmen der Finanzausgleichssys-
tematik vor, da diese Ebene von der 
Pandemiesituation besonders betrof-
fen sei. Diese Entlastung sei aufgrund 
der Ergebnisse der aktuellen Steuer-
schätzung möglich.

Gesetz zur Umsetzung des 
ÖGD-Paktes

Ein weiterer Punkt im Änderungsan-
trag ist die Umsetzung des Paktes für 
den öffentlichen Gesundheitsdienst, 
die ebenfalls nur bedingt zufrieden 
stellen kann. Bereits im Herbst 2020 
hatten sich Bund und Länder auf 
diesen Pakt geeinigt, mit dem unter 
anderem eine Stärkung des Personals 
im öffentlichen Gesundheitsdienst 
durch den Bund finanziert werden 
soll. Als problematisch hat sich von 
vornherein erwiesen, dass die Finan-
zierung nur bis einschließlich 2026 
gesichert ist. Zwar haben die Länder 
im Rahmen des Paktes eine An-
schlussfinanzierung zugesichert. Sie 
wollen allerdings zunächst Gesprä-
che mit dem Bund im Jahr 2023 hin-
sichtlich einer Weiterfinanzierung 

durch diesen abwarten, bevor zumin-
dest in Niedersachsen irgendwelche 
Zusagen getroffen werden können. 
Angesichts dieses ungelösten Sach-
verhaltes hat es das Präsidium des 
Niedersächsischen Landkreistages 
nicht als opportun angesehen, eine 
Vereinbarung mit dem Land über den 
Personalaufwuchs im öffentlichen 
Gesundheitsdienst zu unterzeichnen. 
Vielmehr kommt es mit der nunmehr 
vorgesehenen Lösung zu einer rein 
gesetzlichen Umsetzung. Technisch 
muss allerdings zugestanden wer-
den, dass die nunmehr im Haushalts-
begleitgesetz 2022 vorgesehenen 
Regelungen in enger Abstimmung 
zwischen Land und kommunalen 
Spitzenverbänden erarbeitet wurden. 
Insoweit richtet sich die Kritik nach-
haltig einzig und allein dagegen, 
dass unklar ist, wie jetzt von den 
Kommunen einzustellendes Personal 
ab 2027 finanziert werden soll. 

Weitere Regelungen

Schließlich sollen nochmals die Um-
setzungsfristen für die Kommunen 
nach dem Kommunalinvestitionsför-
derungsgesetz um zwei Jahre ver-
längert werden. Dies war im Rahmen 
der gesetzgeberischen Fluthilfen 
auf Bundesebene im Sommer mit 
geregelt worden und wird jetzt lan-
desseitig nachvollzogen. Im Übrigen 
soll – einer langjährigen Forderung 
des Niedersächsischen Landkreis-
tages folgend – die zahnmedizini-
sche Gruppenprophylaxe wieder 
verpflichtend im Niedersächsischen 
Schulgesetz geregelt werden.

Fazit

Derzeit ist nicht zu erwarten, dass bis 
zum Beschluss des Landtages noch 
grundlegende Veränderungen an 
dem Doppelhaushalt vorgenommen 
werden. Eingepflegt werden die po-
sitiven Erwartungen der Steuerschät-
zung vom November mit den Folgen 
auch für den kommunalen Finanz-
ausgleich. Das grundlegende Prob-
lem der mangelnden Finanzierung 
der Krankenhäuser wie auch der von 
den Kommunen wahrzunehmenden 
staatlichen Aufgaben dürfte hinge-
gen nicht aufgegriffen werden.

1	 Vgl. hierzu im Einzelnen NLT-Information 
5/2021, S. 148
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Verleihung des Niedersächsischen Integrationspreises

Zur Verleihung des Integrationspreises 
hatten Ministerpräsident Stephan Weil 
und die Landesbeauftragte für Migrati-
on und Teilhabe, Doris Schröder-Köpf, 
am 11. Oktober 2021 zu einem Festakt 
in das Alte Rathaus eingeladen. Erstma-
lig nach Beginn der Corona-Pandemie 
durften rund 150 Gäste der Preisver-
leihung vor Ort beiwohnen. Viele Ak-
teure der Integrationsarbeit haben sich 
trotz oder gerade wegen der Pandemie 
besonders engagiert. In seiner Anspra-
che unterstrich der Ministerpräsident 
daher, dass mit der Auszeichnung der 
diesjährigen Preisträgerinnen und 
Preisträger aufgezeigt werden soll, wie 
Integrationsarbeit auch unter schwieri-
gen Bedingungen gelingen kann. Die 
Migrationsbeauftragte wies auf die be-
sondere Herausforderung der menschli-
chen Ansprache im Rahmen der Integ-
rationsarbeit über digitale Medien hin. 

Die Jury durfte in diesem Jahr vier 
Projekte mit dem Integrationspreis 
prämieren, hinzu kamen zwei Sonder-
preise der Bündnisse „Niedersachsen 
packt an“ und „Niedersachsen hält 
zusammen“ – jeder Preis ist mit 6.000 
Euro dotiert.

Diese Preise entgegennehmen durf-
ten unter anderem die Freizeit- und 
Begegnungsstätte „Frisbee“ in Ol-
denburg für ihr Tonstudio, aus dem 
während der Pandemie Musik,  
Poetry Slam und anderes von jungen 

Erwachsenen mit Zuwanderungsge-
schichte präsentiert wurden. Ebenfalls 
ausgezeichnet wurde die Grundschule 
Bad Münder im Landkreis Hameln-Py-
rmont für ihren „Miteinander-Pod-
cast“, der mit dem Format „Wir sind 
Kinder einer Welt“ Einblick in andere 
Länder und dabei speziell der Kinder 
in diesem Land in Zeiten von Corona 
gibt (siehe QR-Code).

Die vollständige Liste der Preisträ-
gerinnen und Preisträger sowie der 
Jury-Mitglieder ist auf der neuen Web-
seite des Integrationspreises https://
www.niedersaechsischer-integrations-
preis.de abrufbar. 

Ministerpräsident Stephan Weil und Integrationsbeauftragte mit Jurymitgliedern und 
Preisträgern.	 Foto: Domanske/NLT

Gesetzentwurf zur Änderung des Niedersächsischen Abfallgesetzes in den 
Landtag eingebracht 

von Thorsten Bludau*

Am 18. November 2021 hat die Lan-
desregierung den Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Nieder
sächsischen Abfallgesetzes (NAbfG) 
und zur Änderung von Verordnungen 
in den niedersächsischen Landtag 
eingebracht.1 

Ziel: Umsetzung der EU-Hafenauf-
fangrichtlinie

Der Entwurf dient der Umsetzung der 
EU-Hafenauffangrichtlinie 2019/883. 
Diese EU-Richtlinie ist am 17. April 
2019 aus Gründen eines effizien-
teren Meeresschutzes vor Abfällen 

von Schiffen unter gleichzeitiger 
Gewährleistung eines funktionieren-
den Schiffsverkehrs verabschiedet 
worden. Sie ersetzt die bisherige EU- 
Hafenauffangrichtlinie 2000/59/EG. 

Da nur die Bundesländer, die über 
einen Seehafen verfügen, von den Re-
gelungen der Richtlinie betroffen sind, 
erfolgt die Umsetzung in nationales 
Recht in Deutschland im Rahmen 
der konkurrierenden Gesetzgebung 
des Bundes (Artikel 74 Abs. 1 Nr. 24 
des Grundgesetzes) durch Landes-
recht und nicht durch Bundesgesetz. 
Eine abschließende Aufzählung der 

Seehäfen in Niedersachsen enthält  
§ 1 der Verordnung über die Entladung 
von Schiffsabfällen und Ladungsrück-
ständen in Seehäfen vom 4. Februar 
2003.2 Rechtstechnisch werden die 
Änderungen in Niedersachsen im 
Sechsten Teil des NAbfG umgesetzt.

Das Gesetzesziel ist vor dem Hin-
tergrund der bestehenden Meeres-
verschmutzung ausdrücklich zu 
begrüßen. Insofern ist es allerdings 
bedauerlich, dass Niedersachsen die 
Richtlinie erst etwa ein halbes Jahr 
nach Ablauf der Umsetzungsfrist der 
EU in Landesrecht transferiert.

*	Beigeordneter beim Niedersächsischen Land-
kreistag u.a. für das Abfallrecht.

1	 LT-Drs. 18/10252.

2	 Nds. GVBl. 2003, S. 72.
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Wesentliche Inhalte der EU-Richtlinie

Der Landtagsbefassung vorgeschal-
tet war ein Anhörungsverfahren des 
Niedersächsischen Ministeriums 
für Umwelt, Energie, Bauen und 
Klimaschutz (MU). Nach Mitteilung 
des MU enthält die EU-Hafenauf-
fangrichtlinie folgende wesentlichen 
Änderungen: 

-	 Änderung bzw. sprachliche An-
passungen von Begriffsbestim-
mungen, 

-	 Aufnahme eines neuen Verfahrens 
(der sogenannten Voranmeldung), 

-	 Änderungen und Anpassungen 
hinsichtlich der Entladung von 
Abfällen von Schiffen und der 
Kostendeckungssysteme in den 
Häfen, 

-	 Einführung von Kontrollquoten 
von 15 Prozent aller einlaufenden 
Seeschiffe pro Jahr,

-	 Einführung eines europäischen 
Meldesystems, 

-	 Harmonisierung der Ausnahmere-
gelungen in den Mitgliedsstaaten. 

Aus kommunaler Sicht sind im Rah-
men der Anhörung gegenüber dem 
MU vor allem der Umfang der zu-
künftig erforderlichen Überwachung 
(§ 37 des Entwurfs) und die Kosten für 
die Entsorgung gefährlicher Abfälle 
(§ 38 des Entwurfs) angesprochen 
worden. 

Umfang der Überwachung

§ 37 Abs. 1 Satz 2 des Entwurfs sieht 
vor, dass im Rahmen der Überwa-
chung auch Überprüfungen auf 
den Schiffen in ausreichender An-
zahl durchzuführen sind. Als neues 
Mindestmaß werden 15 Prozent der 
Gesamtzahl der Schiffe, die einen 
niedersächsischen Hafen anlaufen, 
genannt. Dieser Kontrollumfang 
basiert auf Artikel 11 Abs. 1 der 
EU-Hafenauffangrichtlinie. Die Ge-
setzesbegründung spricht von einer 
„europarechtlich vorgegebenen 
Intensivierung der Überprüfungs-
tätigkeit“. Nach Auskunft des MU, 
erwartet das für das Hafenwesen 
zuständige niedersächsische Wirt-
schaftsministerium demgegenüber 
jedoch nicht, dass sich der Umfang 

der Überwachung durch die umzu-
setzenden Vorgaben des EU-Rechts 
erhöhen wird. 

Die Überwachung erfolgt durch die 
zuständige Hafenbehörde (vgl. § 42 
Abs. 6 NAbfG), die auch weiterhin in 
§ 41 Abs. 3 NAbfG benannt ist. Da-
nach sind Hafenbehörden im Sinne 
des NAbfG die in den Seehäfen für 
die Gefahrenabwehr in Hafen-, Fähr- 
und Schifffahrtsangelegenheiten 
zuständigen Behörden. Dies ist für 
die 24 Seehäfen das Niedersächsi-
sche Wirtschaftsministerium, für die 
anderen Seehäfen die jeweils örtlich 
zuständigen Landkreise und kreis-
freien Städte.

Kostendeckungssysteme

Artikel 8 der EU-Hafenauffangrichtli-
nie sieht vor, dass die Mitgliedstaaten 
dafür sorgen (müssen), dass die Kosten 
für den Betrieb von Hafenauffang-
einrichtungen für die Aufnahme und 
Behandlung von Abfällen von Schiffen 
außer Ladungsrückständen durch eine 
von den Schiffen zu erhebende Ge-
bühr gedeckt werden. Dieses Kosten-
deckungssystem darf Schiffen keinen 
Anreiz bieten, ihre Abfälle auf See 
einzubringen. Als ein von den Mit-
gliedsstaaten zu beachtender Grund-
satz wird durch die Richtlinie festge-
legt, dass die Schiffe unabhängig von 
der Entladung von Abfällen in einer 
Hafenauffangeinrichtung eine indi-
rekte Gebühr zu zahlen haben. Diese 
Abgabepflicht entsteht damit bereits 
mit dem Einlaufen in einen Seehafen 

unabhängig davon, ob tatsächlich 
Abfälle von Schiffen in eine Hafenauf-
fangeinrichtung entsorgt werden.

In Umsetzung dieser EU-Vorgaben 
sieht § 38 Abs. 1 des Entwurfs eine 
Erhebungspflicht für ein „pauscha-
liertes Entgelt“ vor, welches aufgrund 
einer Entgeltordnung (§ 38 Abs. 2 des 
Entwurfs) erhoben wird und die in  
§ 38 Abs. 3 des Entwurfs aufgezähl-
ten Aufwendungen erfasst. Zu diesen 
Aufwendungen zählt grundsätzlich 
auch die Entsorgung gefährlicher Ab-
fälle. Deren Kosten sollen pro Schiff 
und Jahr bis zu einer Freimenge von 
zwei Tonnen durch das pauschalier-
te Entgelt erfasst sein (so auch die 
Gesetzesbegründung, S. 43). Die 
Entsorgung darüberhinausgehender 
Mengen erfolgt dann mit direkter 
Kostenanlastung und somit nicht 
mehr aus dem allgemeinen, von allen 
Schiffen zu zahlendem pauschalier-
ten Entgelt. 

Die damit beabsichtigte vollständige 
Kostenerhebung bei den Reedern, Eig-
nern oder Charterern ist ausdrücklich 
zu begrüßen. Der derzeitige Wortlaut 
des § 38 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 des Ent-
wurfes sollte vom Niedersächsischen 
Landtag jedoch noch etwas klarge-
stellt werden, um das Anliegen deut-
lich zum Ausdruck zu bringen. Eine 
verpflichtende (Mit-)Finanzierung 
bei der Entsorgung von (gefährlichen) 
Schiffsabfällen durch die (kommuna-
len) Hafenbetreiber oder die öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträger 
wäre jedenfalls nicht sachgerecht.

Das Foto zeigt den Hafen von Fedderwar-
dersiel im Landkreis Wesermarsch, einem 
Hafen, der dem Anwendungsbereich von  
§ 1 der Verordnung über die Entladung 
von Schiffsabfällen und Ladungsrückstän-
den in Seehäfen unterfällt 

Foto: tassilo/pixabay.com
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NdsStGH zur Maskenpflicht im Landtagsgebäude/Erwerbstätigkeit eines 
ehemaligen Bürgermeisters/Versammlungsrechtliche Anzeigepflicht im 
Bereich der Kunstfreiheit* 

In dieser Ausgabe von Kommu-
nalrecht aktuell spannen wir den 
Bogen über das eigentliche Kom-
munalrecht etwas weiter: Parallelen 
zu entsprechenden Fragestellungen 
auf kommunaler Ebene deuten sich 
durchaus in der Entscheidung des 
Niedersächsischen Staatsgerichts-
hof (NdsStGH) vom 27. September 
2021 zur Verfassungsmäßigkeit der 

Maskenpflicht in den Gebäuden 
des Niedersächsischen Landtags 
an. Inwieweit auch nachwirkende 
Pflichten aus dem ehemaligen Be-
amtenverhältnis aktuelle Erwerbstä-
tigkeiten berühren können, zeigt ein 
Beschluss des Oberverwaltungsge-
richts Berlin-Brandenburg, der sich 
mit der Untersagung der selbstän-
digen Tätigkeit eines ehemaligen 
Bürgermeisters als Berater in der An-
siedlung von Industrie und Gewerbe 
befasst. Geradezu lehrbuchmäßig 
von Interesse ist zudem eine Ent-
scheidung des Oberlandesgerichts 
Celle in einer Bußgeldsache, wo 

es um die Erfüllung von versamm-
lungsrechtlichen Anzeigepflichten 
im Bereich der Kunstfreiheit, hier bei 
einem politischen Straßentheater, 
ging. Wie immer gilt: Alle Entschei-
dungen sind unter www.rechtspre-
chung.niedersachsen.de z. B. durch 
Eingabe des Entscheidungsdatums 
im Volltext abrufbar. Die Entschei-
dung des OVG Berlin-Brandenburg 
findet man unter https://www.berlin.
de/ger ichte/oberverwaltungsge-
richt/entscheidungen.*	Von Dr. Joachim Schwind und Annika Wesche, 

Geschäftsführer und zugewiesene Regierungs-
rätin beim Niedersächsischen Landkreistag. Die 
Anmerkung stellen jeweils die persönliche Sicht-
weise der Autoren dar. 

Entscheidung des NdsStGH zur Maskenpflicht im Landtagsgebäude

Der Niedersächsische Staatsgerichts-
hof hat sich in einem Beschluss vom  
27. September 20211 zur Verfas-
sungsmäßigkeit der Maskenpflicht 
in Gebäuden des Niedersächsischen 
Landtags geäußert und diese als ver-
fassungsgemäß angesehen. Der Ent-
scheidung lag folgender Sachverhalt 
zugrunde: 

Im Rahmen der Corona-Pande-
mie ordnete die Landtagspräsi-
dentin als Antragsgegnerin aus 
Gesundheitsschutzgründen per 
Allgemeinverfügung das Tragen 
einer Mund-Nasen-Bedeckung in 
den Landtagsgebäuden an. Diese 
Verpflichtung gilt für alle Räume 
einschließlich des Plenarsaals, der 
Sitzungs- und Besprechungsräu-
me sowie für alle Verkehrsflächen. 
Gewisse Ausnahmen sind dabei 

zugelassen, darunter vor allem am 
Sitzplatz, am Rednerpult und an den 
Saalmikrofonen im Plenarsaal. Die 
Antragsgegnerin stützte die zunächst 
befristete Allgemeinverfügung auf 
ihre Ordnungsgewalt nach Art. 18 
Abs. 2 Nds. Verfassung (NV) i.V.m. 
§ 28 Abs. 1 Satz 1 Infektionsschutz-
gesetz (IfSG), nach mehrfacher Ver-
längerung der Allgemeinverfügung 
dann auch auf § 28 a Abs. 1 Nr. 2 und  
§ 28b Abs. 5 IfSG.1 Az. d. Gerichts: StGH 6/20.
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Die Antragsteller, die sich gegen 
diese Allgemeinverfügungen wen-
den, sehen ihre politische Arbeit im 
Parlament, ihr nach Art. 12 Satz 2 
NV geschütztes freies Mandat sowie  
Art. 14 NV verletzt. Letzteres liege 
darin begründet, dass ein Verstoß 
gegen die Verpflichtung zum Tragen 
einer Mund-Nasen-Bedeckung im 
Plenum mit innerparlamentarischen 
Ordnungsmaßnahmen bis hin zu 
einem sofortigen Ausschluss von 
einer Plenarsitzung belegt werden 
könne. 

Der NdsStGH hat die Anträge zum 
Teil als unzulässig, im Übrigen als 
jedenfalls offensichtlich unbegrün-
det abgelehnt.

Dabei stellte der Staatsgerichtshof 
zunächst fest, dass der Rechtsweg 
aufgrund der Doppelnatur der 
Anordnungen eröffnet sei. Diese 
seien zum einen eine verwaltungs-
rechtliche Maßnahme gegenüber 
Besuchern und Beschäftigten und 
zugleich eine verfassungsrechtlich 
geprägte Maßnahme gegenüber den 
Abgeordneten.

Die Anträge gegen die bereits außer 
Kraft getretenen Allgemeinverfü-
gungen wurden mangels Rechts-
schutzinteresses als unzulässig 
verworfen. Der Antrag gegen die 
aktuelle Allgemeinverfügung wurde 
insoweit mangels Antragsbefugnis 
als unzulässig verworfen, als die 
Antragsteller eine Verletzung des 
Anhörungsrechts, eine Verletzung 
ihres Grundrechts aus Art. 2 Abs. 2 
Grundgesetz und eine Verletzung 
von Art. 14 NV geltend machen. 

Nach § 30 Niedersächsisches Staats-
gerichtshofgesetz (NStGHG) in Ver-
bindung mit § 64 Abs. 1 Bundesver-
fassungsgerichtsgesetz (BVerfGG) ist 
ein Antrag im Organstreitverfahren 
nur dann zulässig, wenn der Antrag-
steller geltend macht, dass er oder 
das Organ, dem er angehört, durch 
eine Maßnahme oder Unterlassung 
des Antragsgegners in seinen ihm 
durch die Verfassung übertragenen 
Rechten und Pflichten verletzt oder 
unmittelbar gefährdet ist. Hinsicht-
lich eines vermeintlichen Verstoßes 
gegen die Anhörungspflicht nach 
§ 28 VwVfG handele es sich hier 
um eine Verletzung einer einfach 
gesetzlichen Bestimmung, die eine 
Antragsbefugnis nicht begründe. 
Grundrechte und grundrechtsglei-
che Rechte vermittelten im verfas-
sungsrechtlichen Organstreitver-

fahren ebenfalls keine rügefähige 
Rechtsposition.

Eine mögliche Verletzung von Art. 14 
NV sei ebenfalls nicht dargelegt. Das 
Argument der Verletzung der Indem-
nität der Abgeordneten, dass ihnen 
bei einer Weigerung, eine Mund-Na-
sen-Bedeckung zu tragen, eine 
Ordnungsmaßnahme, wie z.B. ein 
Ordnungsruf oder sogar ein Sitzungs-
ausschluss drohe, verfange nicht. 
Denn nach dem Wortlaut des Art. 14 
Satz 1 NV gelte das Sanktionsverbot 
nur für Maßnahmen „außerhalb des 
Landtages“. Ordnungsmaßnahmen 
nach der Geschäftsordnung seien 
innerparlamentarische Maßnahmen 
und würden durch die nach Art. 14 
Satz 1 NV gewährleistete Indemnität 
nicht berührt.

Uneingeschränkte Redemöglichkeit 
trotz Maskenpflicht

Hinsichtlich einer vermeintlichen 
Verletzung des in Art. 12 Satz 2 NV 
garantierten freien Mandats sei der 
Antrag jedenfalls offensichtlich un-
begründet. Die Maskenpflicht ver-
letze die Antragsteller offensichtlich 
nicht in ihren organschaftlichen 
Rechten. Art. 12 Satz 2 NV legt fest, 
dass die Mitglieder des Landtages 
an Aufträge und Weisungen nicht 
gebunden und nur ihrem Gewissen 
unterworfen sind. Hieraus ergibt 
sich das subjektive Recht eines 
jeden Abgeordneten, sein Mandat 
innerhalb der Grenzen der Verfas-
sung ungehindert auszuüben (freies 
Mandat). Ein Eingriff in diesen ge-
stützten Status sei zulässig, wenn 
und soweit andere Rechtsgüter von 
Verfassungsrang ihn rechtfertigten. 
Die Repräsentations- und Funktions-
fähigkeit des Parlaments seien als 
solche Rechtsgüter von Verfassungs-
rang anerkannt. Über Art. 18 Abs. 2 
Satz 2 NV habe die Antragsgegnerin 
grundsätzlich die Möglichkeit, das 
freie Mandat im Wege der Abwä-
gung mit den genannten widerstrei-
tenden Rechtsgütern in Ausgleich 
zu bringen und zu begrenzen. Nach 
diesen Maßstäben sei das Rede- und 
Äußerungsrecht der Antragsteller 
weder verletzt noch beeinträchtigt. 
Weder am Rednerpult noch an den 
Saalmikrofonen des Plenums noch in 
den Ausschüssen auf dem Sitzplatz 
gelte die Maskenpflicht, weitere Aus-
nahmen, z.B. die Befreiung mittels 
ärztlichen Attests, seien ebenfalls 
zulässig. Insofern bestünde uneinge-
schränkte Redemöglichkeit. 

Tragen einer Maske nicht als politi-
sches Bekenntnis

Soweit die Antragsteller vortragen, 
die Maskenpflicht auf den Ver-
kehrsflächen des Landtages beein-
trächtige ihre Kommunikationsbe-
ziehung zu den Wählern, erweise 
sich ein Eingriff – soweit einer vorlie-
ge – als gerechtfertigt. Zur Ausübung 
der Ordnungsgewalt durch die Präsi-
dentin nach Art. 18 Abs. 2 Satz 1 NV 
gehören sämtliche Maßnahmen der 
Gefahrenabwehr. Die Maskenpflicht 
diene dem Infektionsschutz und 
dadurch der generellen Aufrecht-
erhaltung der Funktionsfähigkeit 
des Landtages. Bei der Anordnung 
einer Maskenpflicht in Innenräumen 
handele es sich um eine Maßnahme 
mit nach dem Stand der Wissen-
schaft hoher Wirksamkeit und dabei 
geringer Belastungswirkung. Ein 
Bekenntnis für oder gegen eine be-
stimmte politische Ausrichtung, wie 
sie von den Antragstellern vorgetra-
gen wird, sei damit nicht verbunden.

Anmerkung:

Der Entscheidung ist im Ergebnis 
zuzustimmen. Hinsichtlich der be-
haupteten Einschränkung von Ver-
fassungsrechten der Abgeordneten 
ist zu Recht erkannt worden, dass 
entsprechende Eingriffe in den Sta-
tus der Abgeordneten nicht per se 
unmöglich sind, sondern dann er-
griffen werden können, wenn andere 
Rechtsgüter von Verfassungsrang 
ebenso betroffen sind. Insofern stellt 
der Staatsgerichtshof zutreffend auch 
auf die Funktionsfähigkeit des Parla-
ments als Ganzes ab. Die Eingriffe in 
die Tätigkeit der Abgeordneten und 
die praktischen Abläufe im Plenar-
betrieb sind zudem – wie das Gericht 
zutreffend herausarbeitet – sehr ge-
ring. Insofern wird zu Recht auf die 
„geringe Belastungswirkung“ der 
Anordnung der Maskenpflicht abge-
stellt, zumal darauf hinzuweisen ist, 
dass entsprechende Maskenpflichten 
seit nunmehr vielen Monaten Be-
standteil des Alltagslebens während 
der Pandemiezeiten sind und vom 
Schul- bis hin zum Supermarktbe-
such als Jedermannpflichten akzep-
tiert sind. 
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2 Az. d. Gerichts: 4 S 20/21.

Erwerbstätigkeit eines ehemaligen Bürgermeisters nach Pensionierung

In einem Beschluss des Oberverwal-
tungsgerichts Berlin-Brandenburg 
vom 1. September 20212 macht das 
Gericht Ausführungen zur Unter-
sagung der selbständigen Tätigkeit 
eines ehemaligen Bürgermeisters als 
Berater in der Ansiedlung von Indus-
trie und Gewerbe. 

Der Antragsteller, ehemaliger Bür-
germeister einer brandenburgischen 
Gemeinde, gründete ein Unterneh-
men, dessen Gegenstand u.a. die 
Beratung und Unterstützung von 
Firmenansiedlungen und Infrastruk-
turentwicklung, Maklerleistungen 
sowie Realisierungsunterstützungen 
im Immobilieninvestment ist. Die 
Ausübung dieser Tätigkeit wurde 
ihm seitens der Gemeinde untersagt 
mit der Begründung, dass aufgrund 
der zahlreichen Erfahrungen und 
der durch die Verwaltungsarbeit 
erworbenen Vorkenntnisse ver-
schiedenster Planungsabsichten und 
Abstimmungsvorhaben als vormals 
langjähriger Bürgermeister eine Be-
einträchtigung dienstlicher Interes-
sen nach § 41 Satz 2 Beamtenstatus-
gesetz (BeamtStG) zu besorgen sei, 
weil frühere dienstliche Beziehungen 
oder die vormalige dienstliche Stel-
lung ausgenutzt würden. 
Das Verwaltungsgericht hielt diese 
Verbotsverfügung für unverhältnis-
mäßig und verwies dabei vor allem 
darauf, dass zahlreiche gemeindliche 
und übergemeindliche Planungen 
nach der Pensionierung des Antrag-
stellers (insb. die Inbetriebnahme des 
Flughafens Berlin-Brandenburg) die 
wirtschaftlichen Verhältnisse schnell 
und umfassend verändert hätten, wo-
durch sichergestellt sei, dass dieser 
sein im Amt erworbenes Wissen nicht 
mehr missbrauchen könne. 

Fortwirkende Pflichtenbindung 
auch im Ruhestand

Dies sieht das OVG anders. Es be-
stätigte die Untersagungsverfügung 
der Gemeinde als rechtmäßig. Der 
Beamte im Ruhestand unterliege 
zwar keiner Dienstleistungspflicht 
mehr und dürfe seine Schaffenskraft 
vollumfänglich für andere Betäti-
gungen einsetzen und verwenden 
(Art. 12 Abs. 1, 2 Abs. 1 GG). Die 
Grundrechtsbetätigungen blieben 
aber weiter durch Art. 33 Abs. 5 GG 
beschränkt, soweit dies dienstliche 

Interessen erforderten. Denn auch im 
Ruhestand bliebe das Beamtenver-
hältnis – einschließlich Alimentie-
rung und Beihilfengewährung durch 
den Dienstherrn – bestehen und die 
fortwirkende Pflichtenbindung über-
lagere weiterhin die Rechtsstellung 
des Beamten. 

Erwerbstätigkeiten von Ruhestands-
beamten könnten mithin (nur) unter-
sagt werden, wenn dies notwendig 
sei, um das Vertrauen in die Integrität 
des Berufsbeamtentums zu erhalten. 
Dies sei anzunehmen, wenn die Tä-
tigkeit nachteilige Rückschlüsse auf 
die frühere Amtsführung des Ruhe-
standsbeamten zuließe. Nur dieser 
Gesichtspunkt stelle ein dienstliches 
Interesse dar, das die Untersagung 
rechtfertigen könne. Da auch hier 
schon die Besorgnis der Interessen-
beeinträchtigung ausreiche, genüge 
der durch die Tätigkeit im Ruhestand 
begründete Anschein, der Ruhe-
standsbeamte habe sich in seinem 
früheren Hauptamt womöglich nicht 
in jeder Hinsicht pflichtgemäß ver-
halten. Diese Besorgnis sei nach 
Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts in zwei Fallgestal-
tungen regelmäßig begründet. Zum 
einen, wenn die Erwerbstätigkeit den 
Eindruck erwecke, der Ruhestands-
beamte beachte eine im Ruhestand 
nachwirkende Dienstpflicht – wie 
etwa die Pflicht zur Amtsverschwie-
genheit – nicht (so nach Auffassung 
des OVG hier), zum anderen, wenn 
die Erwerbstätigkeit den Anschein 
begründe, der Beamte habe bereits 
während des Dienstes die Integrität 
der Amtsführung zurückgestellt, um 
sich die Möglichkeit einer Erwerbstä-
tigkeit im Ruhestand zu eröffnen oder 
nicht zu verbauen. 

Keine private Verwertung dienstlich 
erlangten Wissens

Auch nach dem Ausscheiden aus dem 
aktiven Dienst und seinem Amt dürfe 
ein Beamter sein dienstlich erlangtes 
Amtswissen nicht privat verwerten. 
Hierdurch würde das Vertrauen der 
Allgemeinheit in die Integrität des 
Berufsbeamtentums beeinträchtigt. 
Primärer Schutzzweck des § 41 Satz 2 
BeamtStG sei dabei die Wahrung der 
Funktionsfähigkeit der öffentlichen 
Verwaltung. Diesem Schutzzweck, 
der die Integrität der Amtserfüllung 
und die Abwehr diesbezüglicher Ver-
trauenseinbußen umfasse, komme 
überragende Bedeutung zu. Da es 

sich hierbei um ausgesprochen emp-
findliche Schutzgüter handele, dürfe 
der Gesetzgeber etwaigen Gefähr-
dungen schon im Vorfeld begegnen. 
Daher sei es verfassungsrechtlich 
unbedenklich und einfach rechtlich 
geboten, schon an die konkrete Mög-
lichkeit der Beeinflussung des Amts-
handelns wie auch des Missbrauchs 
dienstlicher Kenntnisse und Kon-
takte anzuknüpfen und bereits den 
konkret begründeten Anschein einer 
solchen Beeinflussung bzw. eines sol-
chen Missbrauchs zu vermeiden. 

Nach Auffassung des OVG dränge 
sich hier aus der Sicht eines verstän-
dig und sachlich denkenden Bürgers 
die Möglichkeit auf, dass der Antrag-
steller bei seiner gewerblichen Bera-
tungstätigkeit sein dienstlich erlang-
tes Amtswissen verwerten könne. 
Dies gelte auch, wenn der Antragstel-
ler nur beratend im Hintergrund tätig 
werden wolle. Die dem Antragsteller 
untersagte Tätigkeit stehe offenkun-
dig im Zusammenhang mit seiner 
dienstlichen Tätigkeit als hauptamt-
licher Bürgermeister der Gemeinde. 
Der Gemeinde stünden als Träger der 
örtlichen Planung und im Rahmen 
der Mitwirkung an der überörtli-
chen Planung Befugnisse zur bau-
planungsrechtlichen Steuerung von 
Ansiedlungen, Nutzungskonflikten 
bei Infrastruktur und gewerblichen 
Vorhaben und anderem zu. Der An-
tragsteller habe im Rahmen seiner 
Dienstaufgaben auch an zahlreichen 
Gesprächen mit Grundstückseigen-
tümern, ansiedlungsinteressierten 
und angesiedelten Unternehmen, 
Aufsichtsbehörden etc. teilgenom-
men. Kraft Amtes habe er auch an 
nichtöffentlichen Sitzungen ge-
meindlicher Gremien teilgenommen, 
wie etwa bauplanungsrechtlichen 
Steuerungsterminen der Gemein-
deverwaltung. In einer Vielzahl von 
Gesprächsterminen habe er zudem 
als Bürgermeister der Gemeinde mit 
potentiellen Investoren Möglichkei-
ten von Investitionsprojekten erörtert. 
Die Annahme, dass der Antragsteller 
aufgrund seiner langjährigen heraus-
gehobenen Position über umfangrei-
ches, nicht für die Öffentlichkeit be-
stimmtes und nicht lediglich auf das 
Gebiet der Gemeinde beschränktes 
Wissen verfüge, das er im Rahmen 
der beabsichtigten Beratertätigkeit 
gewinnbringend verwerten könnte, 
dränge sich vor diesem Hintergrund 
auf. Dabei unterfiele der Verschwie-
genheitspflicht nach § 37 Abs. 1 
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Erfüllung der versammlungsrechtlichen Anzeigepflicht im Bereich der 
Kunstfreiheit

Der 3. Senat für Bußgeldsachen des 
OLG Celle hat sich in einem Be-
schluss vom 23. August 20213 mit 
der versammlungsrechtlichen An-
zeigepflicht im Schutzbereich der 
Kunstfreiheit nach Art. 5 Abs. 3 Satz 
1 Grundgesetz (GG) befasst. 

Der Beschwerdeführer war vom 
Amtsgericht wegen „nicht Anzeigens 
einer Versammlung unter freiem 
Himmel als Versammlungsleiter bei 
der zuständigen Behörde“ zu einer 
Geldbuße von 100 Euro verurteilt 
worden. Er hatte sich mit acht weite-
ren Personen zu einer Versammlung 
zusammengefunden, die mittels 
künstlerischer Elemente (Malerkit-
tel, Theatermasken u. a.) auf die von 
ihnen als negativ empfundenen 
Auswirkungen der Pandemiepolitik 
aufmerksam machen sollte. Eine 
vorherige Anzeige dieser Aktion war 
nicht erfolgt. Der Beschwerdeführer 
sieht sich durch das Urteil in seiner 
Kunstfreiheit nach Art. 5 Abs. 3 Satz 1  
GG verletzt. Die Aktion sei als „po-
litisches Straßentheater“ nicht an-
meldepflichtig, weil durch die dann 
unausweichliche Anwesenheit der 
Polizei das „der Kunst eigene Über-
raschungsmoment“ verloren gehe. 

Das OLG hat die Rechtsbeschwerde 
zwar zugelassen, aber im Wesentli-
chen als unbegründet verworfen. 

Versammlung trotz künstlerischer 
Elemente

Die rechtliche Eigenschaft als Ver-

sammlung entfalle nicht dadurch, 
dass die Zusammenkunft künst-
lerische Elemente aufweise. Die 
Kunstfreiheit finde zudem ihre 
Grenzen in anderen Bestimmungen 
des Grundgesetzes, insbesondere 
Beschränkungen zum Schutz der 
Grundrechte Dritter kämen hier in 
Betracht. Die Anzeigepflicht einer 
Versammlung nach § 5 Abs. 1 Nie-
dersächsisches Versammlungsgesetz 
diene dazu, den Behörden diejenigen 
Informationen zu vermitteln, die sie 
benötigten, um Vorkehrungen zum 
störungsfreien Verlauf der Veranstal-
tung und zum Schutz von Interessen 
Dritter oder der Gesamtheit treffen 
zu können, daher sei sowohl die An-
zeigepflicht als auch die straf- oder 
bußgeldrechtliche Ahndung ihrer 
Missachtung verfassungskonform. 
Zudem werde durch die bloße Anzei-
gepflicht die Grundrechtsausübung 
keinen besonderen materiell-rechtli-
chen Beschränkungen unterworfen. 

Zuletzt treffe das Urteil des Amtsge-
richts auch die richtige Person. Da 
die Anzeigepflicht nicht die Leiterin 
oder den Leiter der Versammlung 
treffe, sondern die Person, die diese 
durchführen wolle, werde nach dem 
erklärten Willen des Gesetzgebers 
von dem Bußgeldtatbestand, „wenn 
aufgrund der fehlenden Anmeldung 
eine Leiterin oder ein Leiter nicht 
bestimmt worden ist, die faktische 
Leiterin oder der faktische Leiter er-
fasst“. Faktischer Versammlungslei-
ter sei derjenige, dessen Leitereigen-
schaft durch eindeutige Tatsachen 
erkennbar werde, vor allem wer die 
Ordnung der Versammlung handha-
be und den äußeren Gang der Veran-

staltung bestimme, insbesondere die 
Versammlung eröffne, unterbreche 
und schließe. 

Im Ergebnis war jedoch die Urteils-
formel des Amtsgerichts zu korrigie-
ren, da nicht das „Nicht-anzeigen“ 
der Versammlung, sondern die 
„Durchführung einer Versammlung 
unter freiem Himmel ohne vorherige 
Anzeige“ die Ordnungswidrigkeit 
darstellt.

Anmerkung:

Die Entscheidung enthält eine Reihe 
von grundsätzlichen Ausführungen 
zum Verhältnis zwischen Versamm-
lungsrecht und Kunstfreiheit, die 
gerade auch im Kontext von Kritik an 
der aktuellen Pandemiepolitik aktu-
ellen Bezug hat. Auch künstlerisches 
Straßentheater, das dem Bereich der 
Kunstfreiheit des Art. 5 Abs. 3 Satz 1  
GG unterfällt, muss sich an die 
Maßstäbe des Versammlungsrechts 
halten. Auch Aktionen wie die hier 
streitgegenständliche sind daher an-
zeigepflichtig. Zutreffend stellt das 
Gericht fest, dass eine entsprechende 
Pflicht weder das „der kunsteigene 
Überraschungsmoment“ nähme, 
noch dass eine Einschränkung der 
Kunstfreiheit bereits durch die An-
wesenheit der Polizei gegeben sei. 
Letztlich dient das Versammlungs-
recht dazu, dass alle Bürgerinnen 
und Bürger in vielfältigen Formen 
ihre Meinung kundtun können und 
sichert so seinen formalen Regelun-
gen wie der Anzeigepflicht die Ins-
titution der Meinungsfreiheit für alle 
Bürgerinnen und Bürger ab. 

3 Az. d. Gerichts: 3 Ss (OWI) 156/21.

BeamtStG auch Wissen über dienst-
liche Angelegenheiten, die über das 
Gebiet der Gemeinde hinausgehen. 
Geschützt vor Weitergabe seien ins-
gesamt solche Tatsachen, von denen 
der Beamte ohne seine dienstliche 
Tätigkeit nicht erfahren hätte.

Anmerkung:

Die in dieser Sache divergierenden 
Einschätzungen zwischen Verwal-
tungs- und Oberverwaltungsgericht 
zeigen, dass es sich um eine komple-
xe Materie handelt, die zudem kaum 

ganz allgemein, sondern wohl nur 
im konkreten Einzelfall gerecht zu 
entscheiden ist. Bei den Grundlinien 
ist dem Oberverwaltungsgericht zu-
zustimmen: Die Integrität des Berufs-
beamtentums muss auch nach dem 
Ausscheiden des jeweiligen Amtsin-
habers gewahrt bleiben; auch nach 
Ende der Tätigkeit als Bürgermeister 
darf nicht der Anschein erweckt wer-
den, man habe sozusagen schon zu 
aktiven Zeiten für spätere Erwerbstä-
tigkeiten im Ruhestand einen unge-
rechtfertigten „Grundstein“ gelegt. 
Besonders schwierig zu beurteilen 

ist dabei, was wirklich eine private 
Verwertung von dienstlich erlangtem 
Amtswissen ist und was alleine die 
grundsätzlich auch Beamten offen-
stehende Nutzung ihrer Berufs- und 
Lebenserfahrung bedeutet. Das OVG 
hat in diesem Einzelfall entschieden, 
dass sich aus Sicht eines verständig 
und sachlich denkenden Bürgers die 
Möglichkeit aufdrängen würde, der 
Antragsteller verwerte sein im akti-
ven Beamtentum dienstlich erlangtes 
Amtswissen. Wenn dies tatsächlich 
der Fall ist, verdient die Entschei-
dung Zustimmung.
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Das Bild zeigt eine Familie verwilderter Schweine in den USA, die oftmals als „Razorbacks“ oder „Feral hogs“ bezeichnet werden. Sie 
stammen von Hausschweinen ab und haben sich mitunter mit „echten“ Wildschweinen genetisch vermischt.

Foto: Hillebrand Steve, United States Fish and Wildlife Service/Pixino.com

Damit der Kunde beim Weihnachtsbraten nicht in die Irre geführt wird

Wie genau schauen Sie auf die 
Kennzeichnung und Herkunft von 
Lebensmitteln, gerade wenn es um 
hochwertiges Fleisch zum Beispiel 
für das Weihnachtsfest geht? Das 
Verwaltungsgericht Stade durfte 
sich in diesem Jahr (Beschluss vom 
11. August 2021, Az.: 6 B 800/21) mit 
der Täuschungsgefahr durch Wild-
schweinsteaks aus den Vereinigten 
Staaten von Amerika (USA) ausein-
andersetzen.

Hintergrund ist die lebensmittel-
rechtliche Untersagungsverfügung 
eines Landkreises gegen ein Lebens-
mittelunternehmen, das deutsch-
landweit Fleischprodukte verarbeitet 
und vertreibt. Zuvor hatten sowohl 
das Landeslabor Berlin als auch das 
Niedersächsische Landesamt für Ver-
braucherschutz und Lebensmittelsi-
cherheit (LAVES) festgestellt, dass 
das in den Handel gebrachte Fleisch 
von verwilderten Hausschweinen aus 
den USA, sog. Razorbacks, stammt 
und es sich damit nicht um Fleisch 
von einer dem europäischen Wild-
schwein entsprechenden Tierart im 
Sinne des europäischen Lebensmit-
telrechts handelt. Damit liege nach 
Ansicht der Behörden eine unzuläs-
sige Irreführung des Verbrauchers 
vor, der Fleisch von den in Europa 
lebenden Wildschweinen (Sus scrofa) 
erwarte.

Dem hielt der Lebensmittelbetrieb 
entgegen, dass durch den auf der 
Seitenlasche angebrachten Hinweis, 
dass es sich um „Fleisch aus den USA 

von freilebendem Wild, Ursprung 
USA (Texas)“ handle, die Herkunft 
des Lebensmittels eindeutig angege-
ben sei. Eine Pflicht, diese Angabe 
unmittelbar auf der Vorderseite des 
Produkts anzubringen, bestehe nicht. 
Der Kunde werde nicht getäuscht. Im 
Übrigen gebe es vergleichbare Fälle 
mit Produkten aus „Australischem 
Wildschweinfleisch“, die zulässig 
seien.

Nach dem der kreislichen Untersa-
gung zugrundeliegenden Prüfbericht 
des LAVES sei jedoch ein bloßer Her-
kunftsnachweis – getrennt von der be-
worbenen Produktbezeichnung und 
in kleinerer Schriftgröße – nicht ge-
eignet, die Irreführung zu vermeiden. 

Das VG Stade hat dem Antrag des 
Lebensmittelunternehmers, die 
sofortige Vollziehung der Untersa-
gungsverfügung aufzuheben und die 
aufschiebende Wirkung der Klage 
wiederherzustellen, stattgegeben. 
Das Gericht lässt die Erfolgsaussich-
ten in der Hauptsache offen. In der 
Gesamtschau überwiege jedoch das 
Interesse der Antragstellerin an der 
Wiederherstellung der aufschieben-
den Wirkung das vom Antragsgegner 
geltend gemachte öffentliche Inter-
esse an der sofortigen Vollziehung 
des Verbots des Inverkehrbringens 
des Produktes, von dem keine große 
Gefahr für die Gesundheit und den 
Schutz der Verbraucher ausgehe. Die 
Täuschungsgefahr werde als nicht so 
erheblich beurteilt, dass sie eine so-
fortige Vollziehung erfordere. 

Im Ergebnis spricht das Gericht dem 
potentiellen Käufer genug Verstand 
zu, den Sachverhalt selbst beurteilen 
zu können. Zwar könne der Verbrau-
cher den Zusatz zur Herkunft des 
Fleisches überlesen und eventuell 
mehr Geld ausgeben als für „echtes“ 
Wildschweinfleisch nötig, doch blei-
be festzuhalten:

„[…] Der mündige und an der Her-
kunft eines Produktes besonders in-
teressierte Verbraucher [kann] diese 
Folgen auch dadurch abmildern, dass 
er die Beschreibung des Produktes 
vollständig, also insbesondere mit 
dem Zusatz ‚Fleisch aus den USA 
von freilebendem Wild‘, liest und 
sich dann für ein anderes Produkt 
entscheidet oder den entsprechenden 
‚Schaden‘ in Kauf nimmt.“

Insofern wirkt der Streit um die 
richtige Etikettierung des Wild-
schwein-Fleisches banal im Vergleich 
zu anderen lebensmittelrechtlichen 
Streitigkeiten bzw. Verstößen, von 
denen eine Gefahr für die Gesund-
heit der Verbraucher ausgehen kann. 
Andererseits ist es regelmäßig so, 
dass die dem Täuschungsschutz die-
nenden Kennzeichnungsvorschriften 
nicht unmittelbar auf einen Gesund-
heitsschutz abzielen. Gleichwohl sind 
diese Vorschriften Teil des europäi-
schen Verbraucherschutzrechts. Und 
ob es insofern tatsächlich viele mün-
dige Verbraucher gibt, die beim Kauf 
des Fleisches wirklich genau hinse-
hen, steht auf einem anderen Blatt. 
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75 Jahre Niedersächsischer Landkreistag

Am 23. November 2021 jährte sich 
die Gründung des Niedersächsischen 
Landkreistages zum 75. Mal. Kurz 
nach Bildung des Landes Niedersach-
sen am 1. November 1946 formierte 
sich der Niedersächsische Landkreis-
tag am 23. November 1946 – an dem-
selben Tag, an dem die Verordnung 
der britischen Militärregierung über 
die Befugnisse der Länder in der bri-
tischen Zone erlassen und Hinrich 
Wilhelm Kopf zum Ministerpräsi-
denten des neu entstandenen Landes 
Niedersachsen ernannt wurde. Zuvor 
kamen die Landräte der ehemaligen 
Provinz Hannover in den Wirren der 
Nachkriegszeit erstmals am 10. Au-
gust 1946 in Nienburg/Weser auf In-
itiative des damaligen Landrates des 
Landkreises Osterholz, Louis Biester, 
zusammen und begründeten damit 
eine bis heute reichende Kooperation 
der Landkreisebene. 

Bis heute steht der Niedersächsische 
Landkreistag für eine schlagkräf-
tige Bündelung der Interessen der 
Landkreise und der Region Han-
nover gegenüber der jeweiligen 
Landesregierung, dem Landtag 

und weiteren Vertretern von Politik 
und Gesellschaftsleben. Dabei wer-
den die Expertise des Hauptamtes 
von Hauptverwaltungsbeamtinnen 
und -beamten sowie den Kreisver-
waltungen mit den Einflüssen des 
Ehrenamtes der Kreistags- und Re-
gionsversammlungsabgeordneten 
zusammengebracht, um die Belange 
der Landkreisebene mithilfe der Gre-
mien sowie der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der NLT-Geschäftsstelle 
bestmöglich zu vertreten. 

Zum Geburtstag eine runderneuerte 
Webseite

Passend zu diesem 75. Jubiläum 
ging am 23. November 2021 die neue 
Webseite des Niedersächsischen 
Landkreistages (www.nlt.de) online. 
Mit einem zeitgemäßen Design und 
der dahintersteckenden Technik hat 
der Verband nunmehr alle Voraus-
setzungen für eine moderne Ver-
bandsarbeit und Außendarstellung. 
Hiermit ist künftig eine verbesserte 
und automatisierte Aufbereitung von 
Informationen und Meldungen zu 
Pressemitteilungen, Newslettern und 

Positionen sichergestellt. Nunmehr 
kann die neue Webseite auch mit mo-
bilen Endgeräten besser dargestellt 
werden. Außerdem wird die Webseite 
Ansprüchen an Barrierefreiheit über 
zahlreiche Einstellungsmöglichkei-
ten gerecht.

Mit der Veröffentlichung folgt der 
Verband einer Tradition, Jubiläen für 
Erneuerungen zu nutzen. Zum 60. 
Geburtstag im Jahre 2006 startete die 
vorherige Webseite; zum 65. Geburts-
tag im Jahre 2011 gab sich der NLT 
ein neues Logo.

Screenshot der neuen Startseite www.nlt.de 

37. Landräteseminar des NLT in Ankum

Am 7. und 8. Oktober 2021 führte der 
NLT sein alljährliches Seminar für 
die Landrätinnen und Landräte bzw. 
den Regionspräsidenten durch, bei 
dem stets hochranginge Gäste aus 
Land und Bund eingeladen werden. 
Turnusgemäß war der ehemalige 
Regierungsbezirk Weser-Ems an der 
Reihe, einen Austragungsort für das 
37. Landräteseminar bereitzustellen. 
In Ankum im Landkreis Osnabrück 
konnte die gastgebende Landrätin 
Anna Kebschull die übrigen Haupt-
verwaltungsbeamtinnen und -be-
amten zu dem zweitägigen Seminar 

begrüßen, das unter Berücksichtigung 
der bekannten Abstands- und Hygie-
nemaßnahmen durchgeführt werden 
konnte.

Thematisch widmete sich das dies-
jährige Landräteseminar den Themen 
Herausforderungen Klimawandel und 
Klimafolgenanpassung (vgl. Bericht 
auf S. 203), Zukunft des Zivil- und 
Katastrophenschutzes im föderalen 
Gefüge (vgl. Bericht auf S. 207) sowie 
dem gesellschaftlichen Leben nach 
der Pandemie (vgl. Bericht auf S. 209). 
Hierzu fand ein Austausch mit Gästen 

aus dem Niedersächsische Ministeri-
um für Umwelt, Energie, Bauen und 
Klimaschutz, dem Niedersächsischen 
Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, 
Küsten- und Naturschutz, dem Bun-
desamt für Bevölkerungsschutz und 
Katastrophenhilfe, dem Niedersächsi-
schen Staatsgerichtshof bzw. Oberver-
waltungsgericht Lüneburg, dem NDR 
Niedersachsen sowie der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche Oldenburg 
statt. Vor den drei Themenblöcken 
berichtete NLT-Hauptgeschäftsführer 
Prof. Dr. Hubert Meyer über aktuelle 
Themen aus der Arbeit des Verbandes.

Das Foto zeigt die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des 37. Landräteseminars während des Vortrags von Uwe Petry (NLWKN) zum ersten 
Tagesordnungspunkt „Herausforderungen Klimawandel und Klimafolgenanpassung“.	 Foto: Meyn/NLT
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Herausforderungen Klimawandel und Klimafolgenanpassung

Der erste Diskussionsblock des dies-
jährigen Landräteseminars widmete 
sich den Herausforderungen des 
Klimawandels und der Klimafol-
genanpassung. Hierzu begrüßte Prof. 
Meyer, der den Themenblock mode-
rierte, als Gäste Staatssekretär Frank 
Doods aus dem Niedersächsischen 
Ministerium für Umwelt, Energie, 
Bauen und Klimaschutz (MU) sowie 
Uwe Petry vom Niedersächsischen 
Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, 
Küsten- und Naturschutz (NLWKN). 
Aus der Geschäftsstelle des NLT 
nahm zudem Beigeordneter Thorsten 
Bludau, der verbandsintern u.a. auch 
für den Bereich des Klimaschutzes 
zuständig ist, teil. 

NLWKN-Impulsvortrag zu Kli-
maprojektionen und hydrogeologi-
schen Auswirkungen in Niedersach-
sen

Im Rahmen des ersten Fachvortrages 
referierte Diplom-Geograph Petry aus 
der Hochwasservorhersagezentrale 
des NLWKN in der Betriebsstelle  
Hildesheim einleitend über die 
Klimaprojektionen für Nieder-
sachsen und deren Auswirkungen 
auf die Fließgewässer. Grundlage 
der Darstellungen ist das Gemein-
schaftsprojekt „KliBiW“ zum globa-
len Klimawandel und seiner wasser-
wirtschaftlichen Folgeabschätzung 
für das Binnenland Niedersachsens. 

Zu Beginn seines Vortrages erläuter-
te Petry kurz die wissenschaftlichen 
Grundlagen des Projekts und ging 
dabei u.a. auf die Annahmen bei der 
gewählten Klimamodellierung ein. In 
Kooperation mit dem Deutschen Wet-
terdienst (DWD) ist als Grundszenario 
das „RCP8.5“ gewählt worden. Dahin-
ter verbirgt sich aber das sogenannte 
„weiter-so-wie-bisher-Szenar io“, 
mithin eine Fortführung der globalen 
Anstrengungen im Klimaschutz im 
bisherigen Umfang. 

Anschließend stellte er die wesentli-
chen Erkenntnisse für die Verände-
rung der klimatischen Verhältnisse 
in der (nahen und fernen) Zukunft 
dar. Betrachtungszeitraum der nahen 
Zukunft sind die Jahre 2021 bis 2050, 
während die ferne Zukunft auf die 
Jahre 2071 bis 2100 blickt. Dabei 
ging er – regional bezogen auf das 
Gebiet des Landes Niedersachsen 
– auf die mögliche Entwicklung der 
mittleren Temperaturen, der Nie-
derschlagssummen, der maximalen 

3-Tages-Niederschläge und der Dauer 
der Trockenphasen ein. 

Nach den derzeitigen Prognosen sei 
von einem durchschnittlichen An-
stieg der mittleren Temperaturen 
in Niedersachsen bis zum Ende des 
Jahrhunderts von etwa 3,5 Grad Cel-
sius (im Vergleich zum 30-Jahres-Mit-
tel des Zeitraums von 1971-2000) aus-
zugehen. Die Niederschlagssummen 
nehmen in der fernen Zukunft insge-
samt nur um etwa sechs Prozent zu, 
wobei der Anstieg im Winterhalbjahr 
etwas stärker ausfällt (+ 13 Prozent). 
Die prognostizierten maximalen 3-Ta-
ges-Niederschläge (Maßgröße in An-
lehnung an die Geschehnisse in NRW 
und RLP) nehmen in diesem Zeitraum 
hingegen deutlicher um etwa 20 
Prozent (Gesamtjahr), die Dauer von 
Trockenphasen tendenziell im Som-
merhalbjahr um etwa 11 Prozent zu 
(ferne Zukunft). 

Gegenstand des Projekts war sodann 
– aufbauend auf diesen Klimapro-
jektionen – eine Prognose zu den 
Auswirkungen auf die Fließgewässer 
in Niedersachsen, mithin die hydro-
geologischen Verhältnisse in der Zu-
kunft. Hierzu ist die mittlere Verän-
derung der Hochwasserscheitel (auf 
der Basis des sogenannten HQ100), 
der Hochwasserhäufigkeit, des Hoch-
wasser-Wellenvolumens, der Nied-
rigwasserabflüsse (auf der Basis des 
durchschnittlichen 7-Tagesabflusses), 
der Dauer von Niedrigwassern und 
des Defizits an Wasservolumen ermit-
telt worden.

Im Ergebnis ist insbesondere in der 
fernen Zukunft von einer deutli-
chen Veränderung der klimatischen 
und hydrologischen Verhältnisse in 
Niedersachsen auszugehen. Dabei 
werden jedoch deutliche regiona-
le Unterschiede zu Tage treten. Zu 
berücksichtigen ist auch, dass die 
Betrachtungen über die gewählten 
Klimamodelle stets von Bandbreiten 
ausgehen, so dass die dargestellten 
Verschärfungen auch doppelt oder 
dreimal so hoch (aber bei mildem Ver-
lauf auch etwas weniger ausgeprägt) 
ausfallen können.

Der Blick des Landes durch Um-
welt-Staatssekretär Frank Doods

In seinem Impulsvortrag ging Staats-
sekretär Doods eingangs auf den 
Beschluss des Bundesverfassungsge-
richts vom 24. März 2021 zum Klima-

schutz sowie auf das darauf folgende, 
sehr schnell vollzogene Gesetzge-
bungsverfahren zur Änderung des 
Bundes-Klimaschutzgesetzes (KSG) 
ein. Dies dürfe jedoch nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass mit dem KSG 
lediglich eine Anpassung der Kli-
maziele erfolgt sei. Nunmehr müsse 
geschaut werden, welche Konsequen-
zen sich aus diesen Zielen ergeben, 
insbesondere auch für die Wirtschaft, 
die im globalisierten Wettbewerb 
stehe und weiterhin am Markt beste-
hen müsse. Die IT-Branche und auch 
einige Unternehmen aus Niedersach-
sen hätten sich bereits eigeninitiativ 
auf den Weg gemacht. 

Schon bei einem Blick auf die Klima-
ziele des Bundes sei erkennbar, dass 
auch das erst jüngst beschlossene 
Niedersächsische Klimagesetz (NKli-
maG) einer erneuten Anpassung an 
die Ziele des Bundes bedürfe. Der-
zeit sei die Landesregierung gerade 
dabei, die im Gesetz vorgesehenen 
Instrumente, allen voran die Klima-
schutzstrategie, die Klimafolgenan-
passungsstrategie und die Strategie 
für eine klimaneutrale Landesver-
waltung, auszuarbeiten. Für das nie-
dersächsische Maßnahmenprogramm 
habe das Land eine Milliarde Euro 
vorgesehen, davon in erheblichem 
Maße „frisches Geld“. Auch ein Teil 
der im Rahmen des niedersächsi-
schen Weges vorgesehenen Maßnah-
men diene letztlich dem Klimaschutz. 

Dem Umweltministerium sei aber 
bewusst, dass es in der Zukunft noch 
größerer Anstrengungen bedarf. 
Hierzu habe das Land allein für den 
Küstenschutz 100 Mio. Euro pro Jahr 
eingestellt. Die Erhöhung der Dei-
che sei eine Generationenaufgabe. 
Die Bevölkerung in Niedersachsen 
sei eher an gemäßigte Wetterphä-
nomene und nicht an Geschehen 
wie in Rheinland-Pfalz oder Nord-
rhein-Westfalen mit vielen Toten 
gewöhnt. Extremwetterereignisse 
würden aber zukünftig bei steigen-
den Temperaturen zunehmen. Auch 
wenn es nicht gelingen werde, derar-
tige Schadensereignisse vollständig 
zu verhindern, müsse es doch Ziel 
sein, die neuralgischen Orte vorzu-
bereiten und schwere Verläufe zu 
vermeiden. 
 
Das Land Niedersachsen habe sich 
schon im Jahr 2017 auf den Weg 
gemacht, den Generalplan Was-
serversorgung zu überarbeiten.  
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Das Diagramm zeigt die Ergebnisse einer Abfrage unter den Land-
kreisen und der Region Hannover zum Klimaschutz; hier zum Tei-
laspekt Klimapakt.	 Grafik: Kohlus/NLT

Das niedersächsische Wasserver-
sorgungskonzept nehme sowohl die 
Bewässerung (z.B. Feldberegnung 
im Osten Niedersachsens) als auch 
die Entwässerung im Küstenbereich 
in den Blick. Das Land habe hierzu 
auch Finanzmittel zur Umsetzung 
verschiedener Maßnahmen im Lan-
deshaushalt hinterlegt. 

Neben dem Wasserbereich trügen 
zahlreiche weitere Aufgabenberei-
che, wie z.B. das Naturschutzrecht 
und auch der Landeswald mit eigenen 
Beiträgen zum Klimaschutz bei. Beim 
Moorschutz schaue das Land vor 
allem auf den Bund. Die Bund-Län-
der-Zielvereinbarung zum Moorbo-
denschutz sei gerade erst abgeschlos-
sen worden. Hiermit seien nur einige 
Punkte „angeleuchtet“, die auch die 
kommunale Ebene unmittelbar an-
sprächen. Weiteres könne gerne der 
noch folgenden Dis-kussion vorbehal-
ten bleiben. 

Klimablick durch die kreisliche Brille

Beigeordneter Bludau ging kurz 
auf die Prognosen zur zukünftigen 
Entwicklung der CO2

-Ausstöße, der 
damit verbundenen Änderung der 
globalen Oberflächentemperatur 
sowie die Klimaziele auf Ebene der 
EU, des Bundes und des Landes Nie-
dersachsen ein. Am Beispiel einiger 
ausgewählter Aufgaben bzw. Stan-
darderhöhungen (z.B. Berücksichti-
gungsgebot, Erstellung von Energie-
berichten sowie Fit-for-55-Paket der 
EU) sowie dem Vorgehen des Landes 
(„Soft-Klimaschutz“ über ein Einwir-
ken auf die Kommunen ohne einen 
Kostenausgleich) stellte er zudem ak-
tuelle und auch zukünftige Entwick-

lungen dar, die die Kommunen in die-
sem Betätigungsfeld spüren (werden). 

Im Hauptteil des Impulsvortrages 
berichtete Bludau dann über die Aus-
wertung der Abfrage zur Ausgangsla-
ge und zur zukünftigen Ausrichtung 
des Verbandes bei den Landkreisen 
und der Region Hannover. Darin sei 
die Rückmeldung von 23 Behörden 
eingeflossen. 

Eine eigene Funktionseinheit zum 
Klimaschutz sei bei 83 Prozent der 
Landkreise vorhanden. Die Hälfte der 
Landkreise ohne eine solche Funk-
tionseinheit sei aber an einer Ener-
gieagentur beteiligt. Das derzeitige 
Stellenvolumen (Vollzeiteinheiten) 
betrage dabei 34 Stellen. Hochge-
rechnet auf sämtliche Landkreise und 
die Region Hannover sei somit (rech-
nerisch) von etwa 55 Stellen mit einer 
Wertigkeit von im Durchschnitt der 
Besoldungsgruppe A 11 auszugehen. 
Bei Anwendung der standardisierten 
Personalkostensätze des Landes er-
geben sich somit jährliche Kosten von 
etwa 5,2 Mio. Euro, die nur zu einem 
sehr kleinen Teil (noch dazu befristet) 
vom Bund finanziert würden. In den 
Klimaschutz- und Energieagenturen, 
an denen die Landkreise (in welcher 
Rechtsform auch immer) beteiligt 
seien, würden noch einmal Voll-
zeiteinheiten im Umfang von etwa  
40 Stellen beschäftigt. 

Klimaschutz(teil)konzepte, teilweise 
unter Einbindung der kreisangehöri-
gen Gemeinden, seien auf der Ebene 
der Landkreise fast vollständig vor-
handen bzw. in Planung (96 Prozent 
vgl. Grafik unten links). Alle Land-
kreise seien zudem der Auffassung, 

dass die „Aufgaben“ der Landkreise 
im Bereich des Klimaschutzes in den 
letzten Jahren zugenommen hätten. 
Sie erwarten durchweg, dass diese 
„Aufgaben“ auch zukünftig weiter 
zunehmen werden. Dabei gingen 
die Landkreise davon aus, dass dies 
vor allem mit der Umsetzung von 
Bundes- und Landesgesetzen mit 
Bezug zum Klimaschutz (23 Nen-
nungen) zusammenhänge. Weiter 
seien eigene Aktivitäten der Land-
kreise zum Klimaschutz (20), Bera-
tung von Bürgerinnen und Bürgern 
(19), die Unterstützung kreisangehö-
riger Gemeinden (18) sowie sonstige 
Aufgaben (14), wie z.B. „Hochlauf“ 
der Wasserstoffwirtschaft, Mobili-
tät, Wärmewende, Klimaanpassung 
und Wassermanagement, genannt 
worden.    

Zur zukünftigen Ausrichtung des 
Verbandes sprach sich eine deutliche 
Mehrheit von etwa drei Viertel für 
eine Zuweisung der Aufgabe „Klima-
schutz“ an die Landkreise aus, davon 
56 Prozent für eine Pflichtaufgabe zur 
Erfüllung in eigener Verantwortung 
im eigenen Wirkungskreis (§ 5 Abs. 1  
Nr. 4 NKomVG) und 22 Prozent 
für eine staatliche Aufgabe durch 
Rechtsvorschrift im übertragenen 
Wirkungskreis (§ 6 Abs. 1 Satz 1 
NKomVG). Beide Aufgabenzuweisun-
gen erfolgen (gesetzlich) gegen einen 
vollständigen Kostenausgleich. 

Etwa zwei Drittel der Landkreise 
sprachen sich gegen die Bildung von 
gesonderten Behördenstrukturen 
(untere und obere Klimaschutzbehör-
de) aus. Dies sei ein Indiz, dass es in 
den Landkreisen eine starke Präfe-
renz gebe, die anstehenden Aufgaben 

Das Diagramm zeigt die Ergebnisse einer Abfrage unter den Land-
kreisen und der Region Hannover zum Klimaschutz; hier zum Tei-
laspekt Klima-schutz(teil)konzepte.	 Grafik: Kohlus/NLT
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im Rahmen der Organisations- und 
Personalhoheit in Abhängigkeit von 
örtlichen Strukturen und Bedarfen 
individuell innerhalb der Häuser an-
zusiedeln. 

Die in der Abfrage ebenfalls enthalte 
Frage, ob der Verband einen Klima-
pakt mit dem Land abschließen sollte, 
sei in der Tendenz ebenfalls mit einer 
deutlichen Aussage versehen worden: 
18 Rückmeldungen hätten sich für 
den Abschluss eines solchen Pakts 
ausgesprochen, sofern das Land be-
stimmte grundständige Aufgaben des 
Klimaschutzes dauerhaft finanziere. 
Immerhin acht Landkreise hätten für 
den Abschluss gestimmt, sofern das 
Land einen Klimapakt mit maßgebli-
chen finanziellen Mitteln untersetze 
(vgl. Grafik auf S. 204 unten rechts). 

Im Zusammenhang mit der zukünfti-
gen Finanzierung des Klimaschutzes 
sprächen sich 14 Landkreise (folge-
richtig) dafür aus, dass eine verstetig-
te Finanzierung einiger grundstän-
diger Klimaschutzmaßnahmen durch 
das Land sowie eine ergänzende 
Projektfinanzierung durch den Bund 
erfolgen solle. Für eine verstetigte 
Finanzierung ausschließlich über 
das Land votierten zehn Landkreise, 
wobei bei dieser Frage auch Mehr-
fachnennungen möglich gewesen 
waren.

Podiumsdiskussion

Landrat Sven Ambrosy (Friesland) 
sprach zunächst die Finanzierung der 
Küstenschutzdeiche sowie das dabei 
bestehende Defizit von mehr als 700 
Mio. Euro an. Dabei sei noch nicht 

einmal die erforderliche Erhöhung 
der Deiche eingepreist. Hier bedürfe 
es auch einer Änderung der Bun-
deshaushaltsordnung, um die über 
Jahre laufende Finanzierung haus-
haltstechnisch abbilden zu können. 

Auf die Frage von Landrat Matthias 
Groote (Leer), ob der NLWKN sich 
auch mit einer Aufgabe von Gebiets-
teilen infolge steigender Meeresspiel 
und damit einhergehenden finanziel-
len Schäden beschäftigt habe, führte 
Petry aus, dass die Modelle von groß-
räumigen Betrachtungen ausgingen 
und diese Frage daher nicht im Fokus 
gestanden habe. Im Rahmen des 
laufenden NLWKN-Projekts würden 
zudem keine monetären Betrach-
tungen erfolgen. Sämtliche Planun-
gen zu den Küstendeichen würden 
durch die Forschungsstelle Küste des 
NLWKN erfolgen. 

Zum in Rede stehenden Klimapakt 
mit dem Land mahnte Groote zur 
Vorsicht und wies auf massive Fi-
nanzierungsbedarfe auch bei der 
Anpassung der Pumpstationen an der 
Küste hin. Bei den Klimaschutzbe-
mühungen erwarte er einen größeren 
Realitätssinn, da auf Deutschland nur 
ein Beitrag von etwa zwei Prozent der 
weltweiten Treibhausgas-Emissionen 
entfalle. 

Das Thema Küstenschutz aufgreifend 
führte Staatssekretär Doods aus, dass 
hierzu Maßnahmen im Verbund mit 
dem Bund und den anderen Küsten-
ländern erfolgten. Große Heraus-
forderungen berge auch das Sedi-
mentmanagement vor der Küste. Die 
Standards für die Küstenschutzdeiche 

böten auf der Basis der aktuellen 
Berechnungen noch „Luft für die Zu-
kunft“. 

Ein Unterlassen beim Klimaschutz 
führe laut Doods dazu, dass die Ent-
wicklungen in den Lebensräumen 
nicht mehr beherrschbar würden. 
Der deutsche Beitrag zur Reduzie-
rung der Treibhausgase dürfe zudem 
nicht nur auf die hiesige CO2

-Min-
derung bezogen werden, sondern 
äußere sich auch in einer Technolo-
gieführerschaft, die in andere Län-
der exportiert werden müsse. Länder 
wie beispielsweise China hätten 
Deutschland beim Ausbau der E-Mo-
bilität als auch der erneuerbaren 
Energien bereits überholt. 

Landrat Dirk Adomat (Hameln- 
Pyrmont) ging auf die zunehmend 
auftretenden, kurzen und heftigen 
Starkregenereignisse im Mittelge-
birgsraum, wie beispielsweise auch 
dem Weserbergland, ein. Der Fokus 
des Landes dürfe nicht einseitig auf 
die Ertüchtigung der Küstenschutz- 
und Binnendeiche gerichtet werden. 
Fachlich erläuterte Petry hierzu, dass 
derartige Ereignisse durch die aktu-
ellen Klimamodelle mit ihren lang-
jährigen Beobachtungszeiträumen 
naturgemäß nicht erfasst seien. Hier 
könne am besten auf die Radardaten 
zurückgegriffen werden, die für die 
letzten 20 Jahre vorlägen. 

Die unzureichende Aufgabener-
füllung des Landes im Bereich des 
Küstenschutzes im Unterelberaum 
bis zur Freien und Hansestadt Ham-
burg nahm Landrat Michael Roesberg 
(Stade) in den Blick. Während die 
Länder Schleswig-Holstein und Ham-
burg ihre Deiche schon erhöht hätten, 
stehe eine solche auf der niedersäch-
sischen Seite noch aus. Gespräche 
seien hierzu bereits mehrfach geführt 
worden, nunmehr müsse das Land 
endlich handeln. Dazu müssten die 
(Personal- und Finanz-)Ressourcen 
beim NLWKN massiv erhöht werden. 
Auch das Problem der fehlenden Klei-
böden sei dem Land bekannt. 
 
Zu den Anstrengungen des Landes 
zum Hochwasserschutz im Binnen-
land führte Staatssekretär Doods aus, 
dass das Land dazu 24 Mio. Euro pro 
Jahr zur Verfügung gestellt habe. 
Dieser Ansatz solle nochmals um 
neun Mio. Euro jährlich erhöht wer-
den. Nach dem Hochwasserereignis 
im Jahr 2017 habe das Land zudem 
zwei Jahre später mit einem Sonder-
programm 27 Mio. Euro zusätzlich 

Das Foto zeigt v.l.n.r. NLT-Hauptgeschäftsführer Prof. Dr. Hubert Meyer, NLT-Beigeordneter 
Thorsten Bludau, Staatssekretär Frank Doods sowie Uwe Petry vom NLWKN während der 
Podi-umsdiskussion.	 Foto: Meyn/NLT
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(u.a. in das Projekt Hochwasserpar-
tenschaften) gegeben. Die Deich-
schutzmaßnahmen an der Tideelbe 
habe das Land im Blick. Hier „reibe 
man sich an allen Ecken und Enden“, 
um die erforderlichen Maßnahmen 
angehen zu können. 

Im Bereich des Hochwasserschut-
zes, so Doods weiter, seien auch 
die Kommunen im Rahmen des 
Planungsrechts gefragt (Stichwort: 
„Schwammstädte“). Karten zur To-
pografie des Landes Niedersachsen 
seien auf dem Kartenserver des Lan-
desamtes für Bergbau, Energie und 
Geologie (LBEG) abrufbar. Landrat 
Adomat bekräftigte hierzu noch ein-
mal den Bedarf, Hochwasserschutz-
mittel auch in besonders starkregen-
gefährdete Gebiete zu geben. 

Landrätin Anna Kebschull (Osna-
brück) sprach sich dafür aus, bei 
allen erforderlichen Anpassungsnot-
wendigkeiten auch den Klimaschutz 
nicht aus dem Blick zu verlieren. 
Beide Aufgaben seien auf kommuna-
ler Ebene finanziell kaum zu stem-
men. Die Kommunen müssten als An-
sprechpartner vor Ort aber ihren Teil 
zum Klimaschutz beitragen. Hierzu 
sollte der Klimaschutz den Kommu-
nen als Pflichtaufgabe übertragen 
werden. Es müsse eine grundstän-
dige Finanzierung erfolgen, welche 
sowohl die dauerhafte Beschäftigung 
von Personal als auch die Planung 
und Umsetzung von Klimaschutz- 
und Klimafolgenanpassungsmaß-
nahmen umfasst. Die Erzeugung 
erneuerbarer Energien und Maßnah-
men zum Wasserhaushalt erhöhten 
den Flächendruck. Landrätinnen und 
Landräte seien daher auch als „Hüter 
der Fläche“ gefragt. 

Das Auseinanderfallen von (vorhan-
denen) Erkenntnissen und deren 
Umsetzung sprach Landrat Jens 
Böther (Lüneburg) an. Die aktuellen 
Instrumentarien zum Beispiel bei der 
Planung von Vorhaben reichten nicht 
aus. An der Elbe sei seit dem Jahr 
2013 ein Stillstand zu beobachten. In-
sofern müsse dringend geklärt wer-
den, wie Planungsverfahren zukünf-
tig durchgeführt werden müssen, um 
die Prozesse zu beschleunigen. 

Als zweiten Punkt sprach Böther am 
Beispiel des wasserrechtlichen Er-
laubnisverfahrens der Fa. Coca-Cola 
die fachlichen Grundlagendaten des 
Landes an. So werde derzeit zum Teil 
auf Zeitreihen aus den Jahren 1960 
bis 1990 zurückgegriffen. Um eine 

realistische Abbildung des tatsächli-
chen Zustandes zu erhalten, müssten 
beispielsweise Klimaprojektionen 
in die Grundlagendaten einbezogen 
werden. Die Grundlagen der Men-
genbewirtschaftung bedürften einer 
dringenden Anpassung, um sich auch 
im Verfahren gegenüber Antragstel-
lern nicht lächerlich zu machen. 

Klimaschutz sei zunächst einmal Ver-
zicht, stellte Landrat Peter Bohlmann 
(Verden) einleitend fest. Vieles hänge 
auch von der technischen Entwick-
lung sowie der ökonomischen Dyna-
mik ab. Die Kommunen benötigten 
hierzu keine weiteren Vorgaben. Es 
müsse sichergestellt werden, dass 
die derzeit schon in den Kommunen 
beschäftigten Personen sich auch 
fachlich dem Klimaschutz widmen 
könnten. Die Pflicht, Energieberichte 
schreiben zu müssen, sei dabei kon-
traproduktiv. Klimaschutz stehe bei 
den Landkreisen als Aufgabenträger 
des Öffentlichen Personennahver-
kehrs bereits im Fokus. Die Raum-
ordnung biete weitere Ansatzpunkte. 
Der Gebäudeenergiebedarf von Alt-
bauten sei seiner Auffassung nach da-
gegen vernachlässigbar. Allerdings 
seien die hierzu aufgelegten Förder-
programme auch nicht ausreichend. 
Maßgebliche Betätigungsfelder seien 
die Wärme- sowie die Verkehrswen-
de. Hier sei ein Einwirken in den 
privaten Bereich vor allem über eine 
Klimaagentur vor Ort möglich. 

Abschluss-Statements

Moderator Prof. Meyer dankte dem 
Podium für eine angeregte Diskus-
sion, die alle Beteiligten auch in den 
kommenden Jahren beschäftigen 
werde. Die Referenten bat er jeweils 
um ein kurzes Abschlussstatement.

Petry betonte noch einmal, dass die 
Klimaprognosen naturgemäß eine 
gewisse Unsicherheit in den Aus-
sagen böten. Derzeit bestehe noch 
die Möglichkeit, den Klimawandel 
auf ein noch erträgliches Maß zu 
begrenzen. Sicher sei aber auch, 
dass dieses Ziel von Jahr zu Jahr 
schwieriger zu erreichen sei. Nach 
den derzeitigen Annahmen liefe es 
am ehesten wohl auf ein Szenario mit 
einer weltweiten Temperaturerhö-
hung von etwa 2,8 Grad Celsius hi-
naus. Sofern bestimmte Prozesse erst 
einmal angestoßen seien, sei vielfach 
ein späterer Aus-gleich nicht mehr 
möglich. Daher bedürfe es nunmehr 
sehr schnell eines ambitionierten 
Klimaschutzes. 

Das der Klimaschutz in der realen 
Welt angekommen sei, hob Staats-
sekretär Doods am Beispiel der 
CO2

-neutralen Kerosin-Produk-
tionsanlage in Werlte (Landkreis 
Emsland) hervor. Das Thema sei von 
der Wirtschaft längst aufgenommen, 
viele Unternehmen befänden sich be-
reits auf dem Weg. „Die Politik muss 
sich bei diesem Thema jedoch ehr-
lich machen.“ Bei der Wärmewende 
müsse der bisher eher gebäudebezo-
gene Ansatz einem Quartiersblick 
auf den gesamten Gebäudebestand 
weichen. Insgesamt sei der Bedarf 
an Handwerkern zur Umsetzung der 
diversen Änderungen nicht zu un-
terschätzen. Zudem bestehe ein „gi-
gantischer Finanzierungsbedarf“. 

Beigeordneter Bludau hob zwei 
Punkte hervor: Solange der Kli-
maschutz ausschließlich eine frei-
willige Aufgabe der Kommunen 
bleibe, führe dies rechtlich zu 
einem weitgehenden Ausschluss 
von finanzschwachen Kommunen, 
die einem Haushaltssicherungsver-
fahren unterlägen. Bei den anderen 
Kommunen konkurriere der Klima-
schutz dann mit anderen freiwilli-
gen Aufgaben der Landkreise, etwa 
im Bereich der Kultur- oder Sport-
förderung. Eine kommunale Finan-
zierung staatlicher Aufgaben wirke 
sich zudem auch auf die Kreisumla-
ge aus, was weitere Diskussionen mit 
den kreisangehörigen Städten und 
Gemeinden auslöse. 

Als zweiter Punkt sei die Finan-
zierung des Klimaschutzes in den 
Blick zu nehmen. Hier bedürfe es 
einer grundständigen Finanzierung, 
die im derzeitigen Finanzsystem 
der Bundesrepublik Deutschland 
über die Länder zu erfolgen habe. 
Diese könnten sich beim Bund in 
Teilen aus den schon bisher für 
diese Aufgabe zur Verfügung ste-
henden Mitteln der Nationalen Kli-
maschutzinitiative, im Übrigen aus 
den aufzustockenden Mitteln aus 
der CO2

-Bepreisung refinanzieren. 
Mit der teilweisen Abschaffung der 
projektgebundenen Finanzierung 
würde zudem ein sinnvoller Beitrag 
zum Bürokratieabbau (mit weiteren 
finanziellen Einsparungen) erfolgen.

Prof. Meyer wies zum Abschluss da-
rauf hin, dass die Diskussionen im 
Rahmen des Landräteseminars nur 
der Auftakt für die folgenden Erör-
terungen in den Gremien des NLT 
darstellten. 
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Zukunft des Zivil- und Katastrophenschutzes im föderalen Gefüge

Der zweite Diskussionsblock wid-
mete sich der Frage der Zukunft des 
Zivil- und Katastrophenschutzes im 
föderalen Gefüge. Als Gäste begrüßte 
NLT-Präsident Landrat Klaus Wiswe 
hierzu herzlich Armin Schuster, Prä-
sident des Bundesamtes für Bevölke-
rungsschutz und Katastrophenhilfe 
(BBK), und den Staatssekretär des 
Niedersächsischen Ministeriums für 
Inneres und Sport, Stephan Manke. 

Die Zukunft aus Sicht des Bundes 

Zunächst referierte Präsident Schus-
ter und ging dabei einleitend auf die 
Rolle des BBK ein. Diese ordnete er 
allgemein als schwierig ein. Beim 
BBK handele es sich um eine Behör-
de, die wegen der grundgesetzlichen 
Zuständigkeit originär ausschließlich 
für den – sehr unwahrscheinlichen – 
Zivilschutzfall zuständig sei und an-
sonsten ausschließlich auf Amtshilfe 
baue. Dennoch müssten Länder und 
Kommunen sich auf mögliche Krisen 
vorbereiten. Eine solche Vorbereitung 
auf, zum Teil völlig unbekannte, abs-
trakte Szenarien erweise sich jedoch 
als schwierig. Hier wolle das BBK Hil-
festellung leisten, Länder und Kommu-
nen täten sich jedoch mit einer Unter-
stützung durch das BBK noch schwer. 
Mit einem Augenzwinkern verglich 
Präsident Schuster die Situation teil-
weise mit der juristischen sog. „aufge-
drängten Bereicherung“. Eine bessere 

Vorbereitung auf Krisen sei jedoch 
zwingend erforderlich, damit alle Be-
teiligten im Ernstfall handlungs- und 
leistungsfähig seien. Daher appellierte 
er, die Unterstützung durch das BBK 
„doch einfach mal zu probieren“. Er 
verglich die Rollenverteilung im Zivil- 
und Katastrophenschutz mit Fußball: 
So befänden sich die Kommunen im 
Sturm, im Mittelfeld spielten die Län-
der und der Bund bilde die Verteidi-
gung. Um das Spiel zu gewinnen, sei 
ein optimales Zusammenarbeiten aller 
drei Positionen erforderlich.

Aufgabe des Krisenmanagements 
sei es, alle vorhersehbaren Szenarien 
zu durchdenken. Bezogen auf Nie-
dersachsen stünden hier vor allem 
Wasserkatastrophen an der Nordsee, 
Waldbrände und starke Windereignis-
se im Vordergrund. Genaue Prognosen 
habe natürlich niemand. Im Ergebnis 
müsse man sich darauf vorbereiten, 
überrascht zu werden.

In diesem Zusammenhang wies 
Präsident Schuster darauf hin, dass 
beispielsweise die Sensibilität für Be-
völkerungsschutz in Österreich und 
der Schweiz aufgrund der regionalen 
Lage nahe der Alpen eine ganz andere 
sei. Hier werde sich intensiver mit den 
(möglichen) Problemlagen auseinan-
dergesetzt, da diese unmittelbar vor 
der Haustür stünden – in Deutschland 
sehe dies (bisher) anders aus.

Regionale Führung – Zentrale Koor-
dinierung

Im Krisenmanagement solle die Rolle 
des BBK in der Koordinierung liegen, 
eine Führung wolle es nicht für sich 
beanspruchen. Katastrophenschutz 
könne nicht zentral geführt werden. 
Jedoch müsse auch eine regionale Füh-
rung zentral koordiniert werden. Hier-
für wolle man beim BBK ein gemein-
sames Kompetenzzentrum einrichten, 
welches u.a. für einen Austausch und 
Identifizierung von Best-Practice-An-
sätzen zuständig sein solle. Partner 
sollten Bund, Länder, Hilfsorganisatio-
nen, Kommunen, THW, Feuerwehren, 
Bundeswehr und weitere werden. Das 
Havariekommando in Cuxhaven mit 
seinem Maritimen Lagezentrum als 
Kommunikationszentrale hob Präsi-
dent Schuster hier als ein Vorbild im 
Norden hervor.

In dem Zusammenhang verwies er 
auf die Überlegungen der Länder 
hinsichtlich der Gründung von lan-
deseigenen Kompetenzzentren. Dies 
werde durch das BBK begrüßt, um 
eine effektive Kommunikation mit den 
Ländern zu gewährleisten, aber auch 
um eine Anlaufstelle für taktische La-
gebeurteilungen zu bilden. Das BBK 
müsse sich allein schon aus Gründen 
der Personalkapazität auf Koordinie-
rungsfragen beschränken. 

Von besonderer Wichtigkeit sei es auch 
hervorzuheben, dass die Krankenhau-
sinfrastruktur in der Bundesrepublik 
auf Alltag und Normalität und damit 
auf Effizienz ausgerichtet sei. In Kri-
senfällen sei es dementsprechend ex-
trem schwierig, auf die Schnelle Not-
fallkrankenhäuser einzurichten und 
geeignetes Pflegepersonal zu finden. 
Daher sei es ein Anliegen des BBK, 
die Ausbildung von Pflegehilfskräften 
wieder anzustoßen sowie die Ausbil-
dung der Bürgerinnen und Bürger in 
„Erster Hilfe“ zu stärken.

Gemeinsame Strategien entwickeln

So müsse vor allem auch eine gemein-
same Resilienzstrategie erarbeitet 
werden, die Bund, Länder und Kom-
munen sowie Unternehmen und Ein-
richtungen kritischer Infrastrukturen 
eine Orientierungshilfe geben solle, 
wie und warum Katastrophenschutz in 
Deutschland betrieben werden solle.

Aber auch hinsichtlich landesweiter 
Warnsysteme bedürfe es einer ge-

Das Foto den Präsidenten des Bundesamtes für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe, 
Armin Schuster, während seines Inputs. Links im Bild sind Staatssekretär Stephan Manke 
und NLT-Präsident Klaus Wiswe.	 Foto: Meyn/NLT



208

Aus der Verbandsarbeit

NLT 6/2021

meinsamen Bund-Länder-Strategie, 
insbesondere der fehlgeschlagene bun-
desweite Warntag im September 2020 
habe nachdrücklich Verbesserungs-
bedarf gezeigt. Dabei hob Präsident 
Schuster hervor, dass es aktuell kein 
bundesweites Warnmittelkataster gebe, 
hierfür seien Zulieferungen von Daten 
durch die Kommunen erforderlich.

Ebenso bedürfe es einer nationalen Re-
servestrategie. Bisher seien – angefacht 
durch die Knappheit diverser Güter 
und Materialien, vor allem Masken 
und sonstige Schutzausrüstung, in der 
Corona-Pandemie – viele einzelne Re-
servelager (der Länder und des THW) 
entstanden. Diesen fehle die Vernet-
zung. Das BBK wolle an dieser Stelle 
unterstützen und zugleich dafür Sorge 
tragen, dass die „Nationale Reserve 
Gesundheitsschutz“, die Sanitätsbe-
vorratung beim BMG, deutschlandweit 
flächendeckend verfügbar sei.

Zivil- und Katastrophenschutz aus 
Landessicht

Sodann merkte Staatssekretär Manke 
an, dass der Zivil- und Katastrophen-
schutz seit seinem Ausscheiden aus 
dem Amt als Landrat von Goslar im 
Jahr 2013 noch viel mehr an Bedeu-
tung erlangt habe.

Aus seiner Sicht sei es wichtig, dass 
das nunmehr auf Bundesebene ange-
dachte gemeinsame Lagebild unter 
enger Einbindung der Länder und 
Kommunen entwickelt werde und die 
Ausstattungslücken im Bevölkerungs-
schutz schnell geschlossen würden. 

Hinsichtlich der von Präsident Schus-
ter bereits erwähnten flächendecken-
den Sirenensysteme sei jedoch die 
Finanzierung eine Herausforderung. 
Die 8 Mio. Euro des Bundes, die für 
Niedersachsen bereitgestellt wurden, 
würden noch keine Flächendeckung 
ermöglichen. Daher werde ein Sire-
nenförderprogramm des Landes ange-
dacht.  Es seien aber noch zahlreiche 
konzeptionelle Details zu klären. 
Neben dem Aufbau des Sirenennetzes 
sei zudem auch eine Informationskam-
pagne erforderlich, um die Menschen 
entsprechend zu sensibilisieren. 

Im Ergebnis handele es sich beim 
Zivil- und Katastrophenschutz um eine 
Aufgabe, die Bund, Länder und Kom-
munen nur gemeinsam lösen könnten.

Diskussion mit dem Podium

Nach den beiden Eingangsstatements 

der Referenten hatten die Teilneh-
menden die Gelegenheit, Nachfragen 
zu stellen, Kritik vorzutragen und 
Anregungen zu äußern. In der etwa 
einstündigen Diskussion wurden Er-
fahrungen zur Lage im kommunalen 
Bereich ausgetauscht.

Dabei wurde vor allem auch bemän-
gelt, dass die kommunalen Spitzen-
verbände bisher in dem Gedanken der 
Bund-Länder-Überlegungen bisher zu 
wenig beteiligt gewesen seien.

Geschäftsführer Dr. Schwind bat hin-
sichtlich des von Präsident Schuster 
angesprochenen Bildvergleichs zum 
Fußball stattdessen eher um einen Ver-
gleich zu einem großen Orchester: So 
müssten im Katastrophenschutz nicht 
nur 16 Länder und 294 Landkreise in 
der Bundesrepublik, sondern auch im 
Einzelfall die vorhandenen Spezialfä-
higkeiten an jedem Ort der Republik 
schnell und gut zusammenarbeiten. 
Dies bedürfe im Einsatz eines Dirigen-
ten, denn im Ergebnis komme es nicht 

nur darauf an, dass jeder mit seinen 
Fähigkeiten seine eigenen Instrumen-
te spiele, sondern dass am Ende auch 
alle gemeinsam die Lage bewältigen 
würden.

Krisenszenarien üben

Im Hinblick auf den Ausbau der 
BBK-eigenen Akademie in Bad Neue-
nahr-Ahrweiler zur Bundesakademie 
für Bevölkerungsschutz und Zivile 
Verteidigung (BABZ) mit zusätzlichem 
Standort in Stralsund wurde hervorge-
hoben, dass deren Bildungsangebote 
betreffend Beratung, Unterstützung 
und Coaching in Krisensituationen 
begrüßt würden. So sei es für den 
einzelnen Landkreis unter Umständen 
schwer, sich selbst ein Krisenszenario 
auszudenken und das entsprechen-
de Krisenmanagement „zur Übung 
durchzuspielen“. Vor allem die Co-
rona-Pandemie habe doch aber die 
Wichtigkeit ausgebildeter Fachleute 
und Experten im Krisenmanagement 
gezeigt, weshalb die Notwendigkeit 
von mehr Schulungen und Übungen 
von Allen durchaus anerkannt werde.

Regionspräsident Jagau verwies an 
dieser Stelle auf die Technische Ein-
satzleitung (TEL) in Hannover. Diese 
sei mit allen Hilfsorganisationen be-
setzt (THW usw.) und sei aus dem Ge-
danken geschaffen worden, den auch 
Präsident Schuster immer wieder an-
führe: Eine erfolgreiche Krisenbewäl-
tigung benötige geübte Fachkräfte vor 
Ort, um eine optimale Zusammenar-
beit aller Beteiligten zu gewährleisten. 

Zum Abschluss stellte Präsident Schus-
ter noch einmal fest: Für einen effek-
tiven Zivil- und Katastrophenschutz 
müssten Bund, Länder und Kommunen 
netzwerkartig zusammenarbeiten. Um 
dies zu gewährleisten, wolle das BBK 
gerne der Motor sein.

Das Foto zeigt Regionspräsident Hauke 
Jagau (Region Hannover) bei seiner Anmer-
kung zur Technischen Einsatzleitung in 
Hannover.	  Foto: Meyn/NLT

Das Foto zeigt v.l.n.r. NLT-Vizepräsident Bernhard Reuter (Landkreis Göttingen), Staatsse-
kretär Stephan Manke (Nds. Ministerium für Inneres und Sport), NLT-Hauptgeschäftsfüh-
rer Prof. Dr. Hubert Meyer, NLT-Präsident Klaus Wiswe (Landkreis Celle), BBK-Präsident 
Armin Schuster und NLT-Geschäftsführer Dr. Joachim Schwind. 	 Foto: Meyn/NLT
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Gesellschaftliches Leben nach der Pandemie: Offenheit, Mut und Gelassenheit

Der zweite Tag des diesjährigen 
Landräteseminars stand ganz im 
Zeichen der gesellschaftlichen Be-
wältigung der Corona-Pandemie. An 
der Podiumsdiskussion unter dem 
Titel „Gesellschaftliches Leben nach 
der Pandemie – Rolle von Recht, Kir-
chen, Medien und Kommunen“ nah-
men der Präsident des Oberverwal-
tungsgerichts (OVG) Lüneburg und 
des Niedersächsischen Staatsge-
richtshofes Dr. Thomas Smollich, der 
stellvertretende Leiter des NDR-Lan-
desfunkhauses Niedersachsen  
Dr. Ludger Vielemeier und Bischof 
Thomas Adomeit teil. Die Diskussion 
wurde von NLT-Vizepräsident Land-
rat Bernhard Reuter (Landkreis Göt-
tingen) moderiert. Einleitend wies 
dieser auf die zahlreichen langfris-
tigen Folgen der Corona-Pandemie 
hin, die neben finanziellen Lasten 
insbesondere soziale, gesellschaft-
liche und kulturelle Dimensionen 
betreffen. Generell befinde sich die 
Debatte um angemessene Maßnah-
men zur Bekämpfung der Pandemie 
in einem Spannungsfeld aus dem 
Schutz der individuellen Freiheits-
rechte und dem Schutz der Allge-
meinheit.

Zunächst gab OVG-Präsident Dr. 
Thomas Smollich einen Einblick in 
die Befassung des OVG Lüneburg 
mit corona-spezifischen Fällen, die 
vielfach von Grundrechtseingriffen 
geprägt gewesen seien. Allein die 
Bewältigung der Masse an Verfah-
ren sei eine große Herausforderung 
gewesen. Bis auf drei Wochen habe 
der Sitzungsbetrieb aufrechterhalten 
werden können. Dabei sei es stets 
nicht nur um eine grobe Verhält-
nismäßigkeitsprüfung gegangen, 
sondern um den ernsthaften Schutz 
der Grundrechte. Angesichts der 
zahlreichen und kurzfristigen Än-
derungen der Corona-Verordnung 
des Landes sei dies keine einfache 
Aufgabe gewesen. Die Beurteilung 
der Verhältnismäßigkeit von Coro-
na-Maßnahmen habe sich dabei im 
Laufe der Pandemie in Abhängigkeit 
von wissenschaftlichen Erkenntnis-
sen und der drohenden Überlastung 
des Gesundheitssystems gewandelt. 
Die niedersächsische Gerichtsbar-
keit sei den an sie gestellten An-
forderungen an eine unabhängige 
und funktionsfähige Justiz jedoch 
gerecht geworden.

Anschließend berichtete der Rats-
vorsitzende der Konföderation Evan-

gelischer Kirchen in Niedersachsen 
und Bischof der Evangelisch-Luthe-
rischen Kirche in Oldenburg Thomas 
Adomeit von den Erfahrungen der 
Kirche mit den Herausforderungen 
der Corona-Pandemie. Diese seien 
sehr von der aus Gründen des Ge-
sundheitsschutzes gebotenen Dis-
tanz zu den Menschen geprägt ge-
wesen, die den Kirchenalltag und die 
Begehung von festlichen Anlässen 
wie Taufen oder Eheschließungen 
erschwert habe. Erstmals seit tau-
senden Jahren hätten Gottesdienste 
abgesagt werden müssen, wodurch 
es permanent Diskussionen von Be-
fürwortern und Gegnern derartiger 
Maßnahmen gegeben habe. Es sei 
unklar, ob der Mensch inzwischen 
die Pandemie im Griff habe oder 
umgekehrt. Man habe der Distanz 
schließlich mit digitalen Angeboten 
begegnen können, die aber kein 
dauerhafter Ersatz für persönliche 
Kontakt sein könnten. Insgesamt sei 
festzuhalten, dass die vielen Monate 
der Pandemie mit ihren Regeln die 
Menschen verändert hätten und die 
Pandemie längst nicht überwunden 
sei.

Zuletzt gab Dr. Ludger Vielemeier, 
Hörfunkchef im NDR-Landesfunk-
haus Niedersachsen, zur Rolle der 
Medien in der Corona-Pandemie 
einen Input. Zunächst habe die 
aufkommende pandemische Lage 
mit dem damit verbundenen Still-
stand des öffentlichen Lebens einen 
kompletten Einbruch der Berichter-
stattung bewirkt. Dennoch sei der 
NDR als Teil der Qualitätsmedien 
seiner Funktion als Informations-
vermittler gerecht geworden. Dem 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
sei diesbezüglich vielfach eine zu 
große Regierungsnähe vorgewor-
den worden. Hierbei müsse jedoch 
bedacht werden, dass es zu Beginn 
der Pandemie kaum andere Quellen 
gegeben habe. Mit der Zeit seien 
zunehmend auch andere Stimmen 
zu Wort gekommen. Bei dieser 
Form der Pluralität habe ständig 
die Frage im Raum gestanden, wie 
viel Raum Impfgegnern und Ver-
schwörungstheoretikern gegeben 
werden solle, ohne Fake-News zu 
verbreiten. Diesbezüglich sei fest-
zuhalten, dass viele Menschen nicht 
mehr das Gefühl verspürten, in den 
öffentlich-rechtlichen Medien genug 
Raum zu erhalten. Unabhängig von 
der Corona-Pandemie müsse man 
der größten Herausforderung, der 

digitalen Revolution, begegnen, um 
gerade die jüngere Generation mit 
Formaten jenseits linearer Übertra-
gungswege zu erreichen.

Kritische Fragen aus den Reihen 
der Landräte

Im Anschluss an die drei Eingangs-
statements hatten die Landrätinnen 
und Landräte die Gelegenheit, mit 
den drei Gästen ins Gespräch zu 
kommen, Fragen zu stellen und An-
regungen zu geben. Hierbei kam 
eine lebendige Diskussion zu den 
zahlreichen Dimensionen der Folgen 
der Corona-Pandemie auf. Zunächst 
wurde sich zu den unklaren Erkennt-
nissen von Langzeitschäden durch 
die pandemiebedingten Einschrän-
kungen ausgetauscht. Einigkeit be-
stand darin, dass junge Menschen 
infolge ihres bislang relativ kurzen 
Lebens und der ausbleibenden Er-
fahrungen härter betroffen seien als 
ältere Menschen. So hätten Kinder 
weniger Zeit als sonst draußen ver-
bringen können, Studenten seien am 
üblichen Studentenleben gehindert 
worden und es seien anstrengende 
Situationen des Home-Schoolings 
entstanden. Genaue Forschungser-
gebnisse stünden jedoch noch aus. 
Ganz generell wurde aus dem Kreise 
der Teilnehmer eine wissenschaftli-
che Aufarbeitung gewünscht, wel-
che Maßnahmen wirkungsvoll oder 
vergebens gewesen seien. 

Des Weiteren konnte festgehalten 
werden, dass sich die Krisenbewäl-
tigung im föderalen Gefüge grund-
sätzlich bewährt habe. Während 
zentrale Einheiten oftmals nicht 
praxisnah agierten, sei die kommu-
nale Ebene flexibel und handlungs-
schnell gewesen. Auf der anderen 
Seite seien aber auch unterschied-
liche Lösungsansätze und Ent-
scheidungen erkennbar geworden. 
Gerade die Kommunikation dieser 
Entscheidungen sei nicht immer 
zielführend gewesen und habe für 
Unverständnis unter der Bevölke-
rung geführt. Hieran trage auch die 
vielfach einseitige Berichterstattung 
in den Medien eine Mitschuld, die 
oftmals auf Schlagzeilen und quo-
tensichernde Kritik aus sei. Bezogen 
auf die Gerichtsbarkeit könne die 
Gewaltenteilung zu unterschiedli-
chen Beurteilungen von Sachverhal-
ten auf Ebene der Verwaltungsge-
richtsbarkeit von Bund bzw. Ländern 
führen. OVG-Präsident Smollich 
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hielt hierbei fest, dass die einzelnen 
Richter dabei guten Begründungen 
für Grundrechtseingriffe aufge-
schlossen seien.

Als ein bleibendes Problem stellte 
sich in der Diskussion die drohen-
de Polarisierung und Spaltung von 
Teilen der Gesellschaft heraus. Es 
sei eine große Herausforderung, 
impfmüde Menschen nicht ins Lager 
der Impfgegner zu verlieren. Gerade 
den öffentlich-rechtlichen Medien 

komme hierbei eine große Rolle 
zu, nicht ausschließlich schlechte 
Nachrichten zu vermarkten, sondern 
jenseits der Quote ihrer Verantwor-
tung und ihrem Auftrag gerecht 
zu werden. Doch auch behördliche 
Fehler trügen ihr Übriges dazu bei, 
Vertrauen zu unterlaufen, wenn bei-
spielsweise fehlerhafte Impfquoten 
herausgegeben würden.

Zum Ende der Veranstaltung bat der 
moderierende Vizepräsident Reuter 

die drei Gäste um ein abschließendes 
Statement, was Landrätinnen und 
Landräte tun können, um der gesell-
schaftlichen Spaltung entgegenzu-
wirken. Während NDR-Hörfunkchef 
Vielemeier dazu riet, offen zu reden, 
machte OVG-Präsident Smollich Mut, 
Entscheidungen zu treffen und hier-
für gute Argumente vorzutragen. Bi-
schof Adomeit gab den Anwesenden 
schließlich die drei Begrifflichkeiten 
„Offenheit“, „Mut“ und „Gelassen-
heit“ mit auf den Weg.

Das Foto zeigt die Teilnehmer und den Moderator der Podiumsdiskussion zum gesellschaftlichen Leben nach der Pandemie. V.l.n.r.: 
NLT-Vizepräsident Landrat Bernhard Reuter (Landkreis Göttingen), Dr. Ludger Vielemeier (NDR-Niedersachsen), Thomas Adomeit 
(Bischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg) und Dr. Thomas Smollich (Präsident des Nds. StGH und OVG Lüneburg). 

Foto: Meyn/NLT

Neue Hauptsatzungs- und Geschäftsordnungsmuster des NLT veröffentlicht

Nachdem der Niedersächsische 
Landtag mit Beschluss vom 13. Okto-
ber 2021 das Kommunalverfassungs-
recht umfangreich geändert hatte,1 
hat die Geschäftsstelle die vom NLT 
herausgegebenen Muster für eine 
Hauptsatzung eines Landkreises 
bzw. der Region Hannover sowie 
das Muster einer Geschäftsordnung 
eines Landkreises bzw. der Region 
Hannover aktualisiert und allen 
Mitgliedern des NLT zur Verfügung 
gestellt, damit zur Vorbereitung der 
konstituierenden Sitzungen für die 
neue Kommunalwahlperiode ab  
1. November 2021 die Muster unver-
züglich vorliegen. Im Hauptsatzungs-
muster bestand Veränderungsbedarf 
ausschließlich bei der Thematik der 
Verkündungen und öffentlichen Be-
kanntmachungen, weil das NKomVG 
auch in Reaktion auf eine unglückli-
che Rechtsprechung des Niedersäch-

sischen Oberverwaltungsgerichts in 
den letzten Jahren bei der Differen-
zierung zwischen dem Amtsblatt in 
gedruckter Form und der Internet-
verkündung, die künftig nur noch in 
Form eines elektronischen Amtsblatts 
möglich ist, geändert wurde. Gestri-
chen worden ist auch ein Hinweis, für 
ortsübliche Bekanntmachungen nach 
einer inzwischen überholten Rechts-
ansicht des Innenministeriums nicht 
allein das Internet vorzusehen. 

Etwas umfangreicher ist der Ände-
rungsbedarf bei dem Muster einer 
Geschäftsordnung für einen Land-
kreis bzw. die Region Hannover aus-
gefallen. Hier sind die enthaltenen 
Formvorschriften durchgängig da-
hingehend aktualisiert worden, dass 
alle schriftlich erforderlichen An-
zeigen usw. auch durch ein elektro-
nisches Dokument erfolgen können. 
Klargestellt worden ist wegen der 
eindeutigen gesetzlichen Regelun-
gen in § 87 Abs. 1 Satz 2 NKomVG, 

dass die Landrätin oder der Landrat 
und die weiteren Beamtinnen und 
Beamte auf Zeit auch außerhalb der 
Reihenfolge der Wortmeldungen je-
derzeit zur tatsächlichen oder recht-
lichen Klarstellung des Sachverhalts 
bei Kreistagssitzungen sprechen kön-
nen. Entsprechend einer Anregung 
der kommunalen Praxis ist zudem in 
§ 11 Abs. 6 der Muster-Geschäftsord-
nung eine Regelung zu technischen 
Hilfsmitteln wie Beamer-Präsentati-
onen bei Vortragenden erfolgt. Der 
Regelungsvorschlag lautet nun: „Für 
Wortbeiträge ist das Rednerpult zu 
nutzen; Ausnahmen und die Nutzung 
technischer Hilfsmittel wie z. B. Bea-
mer-Präsentationen“ können von der 
oder dem Vorsitzenden zugelassen 
werden. 

Die entsprechenden Muster mit dem 
Stand 13. Oktober 2021 sind auch auf 
der Homepage des NLT unter www.
nlt.de  Arbeitshilfen  Kommunal-
recht abrufbar.1	 Siehe dazu Beitrag in diesem Heft auf S. 186
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Das Foto zeigt die Teilnehmer der 125. Sitzung des NLT-Gesundheitsausschusses.		  Screenshot: Henke/NLT

Das Foto zeigt die Teilnehmenden der 180. Sitzung des Digitalisierungs- und Organi-
sationsausschusses im Tagungsraum des Dormero-Hotels in Hannover. 

Foto: Domanske/NLT

Am 11. November 2021 kam 
der NLT-Gesundheitsausschuss 
unter Leitung von Landrat Reiner 
Rempe, Landkreis Harburg, zu 
seiner 125. Sitzung zusammen 
– erneut als Videokonferenz. Im 
Zentrum stand dabei ein Ge-
spräch mit Staatssekretär Heiger 

125. Sitzung des Gesundheitsausschusses

180. Sitzung des Digitalisierungs- und Organisationsausschuss

Scholz (Niedersächsisches Ministe-
rium für Soziales, Gesundheit und 
Gleichstellung) zu aktuellen Themen 
der Pandemie wie beispielsweise 
zur Unterstützung des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes durch das Land 
Niedersachsen. Daneben wurde die 
Krankenhausplanung und -finanzie-

rung im Hinblick auf fehlenden 
Investitionsmittel des Landes 
diskutiert. Als weiteres Thema 
wurde der Einsatz der Mobilen 
Impfteams (MIT) seit dem 1. Okto-
ber 2021 behandelt, der sich an die 
Abwicklung der Impfzentren zum 
30. September 2021 anschließt.

Am 17. November 2021 fand die 
180. Sitzung des Digitalisierungs- 
und Organisationsausschuss des 
NLT unter der Leitung des stell-
vertretenden Vorsitzenden Land-
rat Henning Heiß, Landkreis 
Peine, statt. Neben der weiteren 
Mitarbeit der Kommunen im 
Programm „Digitale Verwaltung 
Niedersachsen“ zur Umsetzung 
des Onlinezugangsgesetzes 
standen auch die geplante zen-
trale IT-Architektur im Bereich 
Verbraucherschutz und Veteri-
närwesen, die Fortschreibung 
des Giga-Paktes zum Breitband-
ausbau und das Reifegradmodell 
zur Digitalisierung des öffent-
lichen Gesundheitsdienstes auf 
der Tagesordnung. Hinsichtlich 
der Zukunftsthemen „Informa-
tionsfreiheit“ und „Open Data“ 
berieten die Ausschussmitglie-
der zudem über eine verbandli-
che Neupositionierung.
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Nachdem das alljährliche Treffen 
der ehemaligen Oberkreisdirekto-
ren und Landräte im vergangenen 
Jahr 2020 aufgrund der Corona- 
Pandemie ausfallen musste, konn-
te ein „Ehemaligen“-Treffen am 
9. November 2021 mit mehr als  
30 Teilnehmerinnen und Teilneh-
mern unter „2G-Bedingungen“ 
stattfinden. Erstmals fand das Zu
sammenkommen im gemütlichen 
Gewölbe des Broyhan-Hauses im 
Herzen Hannovers statt. 

Nach einer herzlichen Begrüßung 
durch NLT-Präsident Landrat a. D.  

Treffen der „Ehemaligen“ in Hannover

Klaus Wiswe (Landkreis Celle) be-
richtete NLT-Hauptgeschäftsführer 
Prof. Dr. Hubert Meyer aus der aktu-
ellen Arbeit des NLT und den Erfah-
rungen der vergangenen 18 Monate 
Pandemie. Diese Arbeit sei von einer 
Fülle an schnelllebigen Verordnun-
gen sowie außergewöhnlich vielen 
direkten Kontakten zur niedersäch-
sischen Landesregierung geprägt ge-
wesen. Die niedersächsischen Land-
kreise und die Region Hannover als 
Einheitsverwaltung hätten sich dabei 
als schlagfertig erwiesen und die not-
wendigen Maßnahmen zur Bewälti-
gung der Pandemie ergriffen. 

Stellvertretend für die anwe-
senden ehemaligen Landräte 
und Oberkreisdirektoren erhob 
schließlich Klaus Rathert, der von 
1977 bis 1998 Oberkreisdirektor 
des Landkreises Celle war, das 
Wort und charakterisierte das 
„Ehemaligen“-Treffen als be-
deutsamen Ort der Vernetzung. 
Er hob sodann die Bedeutung der 
Kreisebene als Teil des bewähr-
ten föderalen Verwaltungsauf-
baus in Deutschland hervor, ins-
besondere bei der Bewältigung 
von Krisensituationen.

Das Foto zeigt die Altstadt Hannovers; links ist das Broyhan-Haus zu sehen, in dem das „Ehemaligen“-Treffen stattgefunden hat.
	 Foto: Bärbel Miemietz/CommonsWikimedia.org https://link.nlt.de/o8kb
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Spekulatius und Zimtsterne 

Von Lore Marfinn* 

Ja, liebe Leser, wir nähern uns mit 
Riesenschritten dem Weihnachtsfest. 
Und damit den im Titel genannten 
leckeren Spezereien, zu denen vie-
lerorts der Christstollen tritt sowie 
Lebkuchen, Dominosteine und Prin-
ten. Nachfolgend Notiertes schmeckt 
Ihnen, so hoffe ich, aber auch.

Merkel

Ja, noch ist sie unsere Kanzlerin. 
Geschäftsführend. Sie sorgen sich, 
wie man sich ihrer später einmal 
erinnern kann? Keine Bange, es gibt 
jede Menge Geschäftsideen. Sie 
können Merkel-Räucherfiguren aus 
dem Erzgebirge erwerben, echt rau-
chend, mit Raute und Blazer. Es gibt 
Merkel als Quietsche-Entchen für die 
Badewanne und Merkel-Teddybären, 
die brummen können. Und, passend 
zur Eingangsbemerkung und zur 
Jahreszeit, Keksausstecher in Form 
der Merkel-Silhouette. Greifen Sie 
beherzt zu. 

Tempo

Kürzlich habe ich eine Freundin 
besucht, die in Altenholz (bei Kiel) 
wohnt. Ja, mit dem (mittlerweile sehr 
verpönten) Pkw. Von Haus zu Haus 
beträgt die Entfernung 250 Kilome-
ter, fast auf den Zentimeter genau. 
Ich war über vier Stunden unterwegs. 
Seitdem bin ich voll und ganz dafür: 
Für Tempo 130 auf unseren Autobah-
nen. Ich finde sogar, die Zuständigen 
sollten hart durchgreifen, um dies 
Mindesttempo zu gewährleisten. Wo 
sind wir denn hier?!

Schachnovelle

Anlässlich der Neuverfilmung habe 
ich mir Zweigs Büchlein einmal 
wieder aus dem Bücherschrank he-
rausgekramt und erneut gelesen1. 
Weiß der Kuckuck, was mich dazu 
getrieben hat - plötzlich wollte ich, 
worauf ich Jahrzehnte verzichtet 
habe: Erläuterungen zu der Novelle. 
Fündig geworden bin ich im „my-
thos-magazin“2. Diese Basis-Interpre-
tation, so lese ich dort, sei „der zweite 

Arbeitsschritt der kognitiven Herme-
neutik“. Zweig berichte „im epischen 
Präteritum“, wechsele dann aber „auf 
eine intradiegetisch-heterodiegeti-
sche Ebene“. Außerdem trete „eine 
Anachronie in Form einer Analepse 
auf“. Der Erzähler wechsele „zur 
Nullfokalisierung“, die Binnenge-
schichte habe am Beginn „scheinbar 
nur eine explikative Funktion“, der 
„allerdings noch eine korrelative 
Funktion“ zukomme, gewissermaßen 
ein „narrativer Adressat“.

Schwer beeindruckt von diesen Wor-
ten habe ich erst einmal sehr tief 
durchgeschnauft, dann ein deutlich 
hörbares „echt jetzt?!“ trompetet und 
bin seitdem ebenso überaus wie ab-
solut beeindruckt, solch eine Lektüre 
schon in jungen Jahren gerne und oft 
gelesen zu haben.

Zufall?

Unmittelbar vor dem höchsten Feier-
tag, der an das wunderbare Wunder 
der (Wieder-)Vereinigung dieses soo 
lange soo bitter geteilten deutschen 
Vater- und Mutterlandes erinnert, 
erhalte ich vom Wissenschaftlichen 
Dienst des Bundestages unter dem 
Datum 30. September ein zwei-
seitiges Dokument über den Euro-
päischen Tag der Depression, der 
ebenfalls am 3. Oktober gefeiert (ich 
hoffe sehr, ich habe das richtige Wort 
gewählt) werde. Nun grüble ich und 
frage mich die ganze Zeit: Gibt es da 
Zusammenhänge, die sich mir bisher 
nicht erschlossen haben?

Echolalie

Die älteren unter den Lesern wer-
den sich noch an die beständig wie-
derholte Forderung erinnern, dies 
Land brauche „Bildung, Bildung, 
Bildung“3? Jetzt höre ich immerfort 
„Digitalisierung, Digitalisierung, Di-
gitalisierung“. Es wird in den höchs-
ten Tönen beklagt, wie rückständig 
diese Republik in diesen Dingen sei. 
Da ist was dran, keine Frage. Aber 
es gibt auch eine andere Seite dieser 
Medaille. Das Bundesamt für Sicher-

heit in der Informationstechnik hat 
jetzt einen Bericht vorgelegt. Darin 
wird die Bedrohung von Behörden 
(auch Angriffe auf kommunale Ver-
waltungen, Stichwort: Anhalt-Bit-
terfeld), Unternehmen, Kliniken und 
Privatpersonen durch Cyberangriffe 
als zunehmend dramatisch einge-
stuft, in Teilen herrsche „Alarmstufe 
Rot“. Bundesinnenminister Seehofer 
ergänzte das mit dem Hinweis, diese 
Gefährdungslage „im Cyber-Raum“ 
werde dauerhaft so bleiben oder 
sogar zunehmen. Das deutet m. E. 
sehr stark darauf hin, nicht nur „auf 
Teufel komm raus“ zu digitalisieren, 
sondern höchst wachsam auf die 
damit einhergehende Gefährdung 
zu achten. Im Übrigen: „Analog zu 
leben ist ein Menschenrecht“4.

Covid-Krise

Du lieber Gott und Freitag, was müs-
sen wir leidgeprüften Bürger und 
Wählerinnen denn noch alles über 
uns ergehen lassen? Was heute ab-
gesagt wird, wird morgen gefordert. 
Ein Tohuwabohu sondergleichen, ga-
loppierender Wahnsinn. Ein Fußball-
trainer meinte kürzlich, nach einem 
vergeigten Spiel: „Wir hatten eine an-
dere Idee, die haben wir nicht auf den 
Platz bekommen.“ Ein Satz, wie ge-
macht für die Pandemie-Bekämpfer 
unserer Republik. Ich denke immer 
noch, zwei Dinge sind höchst sträflich 
vernachlässigt worden: Zum einen ist 
offenkundig zu wenig erklärt und 
erläutert worden, gerade auch dort, 
wo die Leut‘ nicht hochinteressiert 
aktuelles Geschehen verfolgen und/
oder Sprachbarrieren bestehen. Und 
zum anderen fehlte allem Handeln 
regelmäßig Entschlossenheit, Mut, 
Konsequenz.

Modellprojekt

In Köln können Gemeinden die Rufe 
des Muezzins für das mittägliche 
Freitagsgebet beantragen. Befristet 
auf zwei Jahre. Der Ruf darf zwi-
schen 12 und 15 Uhr und bis zu fünf 
Minuten ertönen. Die Lautstärke wird 
je nach Lage der Moschee festgelegt. 

*	Journalistin, Hannover, unseren Lesern als Gast-
kommentatorin bestens bekannt.

1	 Eine als junge Frau oft und oft gelesene Ausgabe 
aus dem Jahre 1962 (S. Fischer Verlag).

2	 Durch eine „Basis-Interpretation“ von Stefan 
Führt.

3	 Erinnert sei an das Schlagwort vom Bildungs-
notstand und an Georg Picht („Bildungskatastro-
phe“).

4	 So Dave Eggers in einem Interview, das „Die 
Zeit“ mit ihm führte (Ausgabe vom 30. Septem-
ber 2021).
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Aus den Landkreisen

Erfolgreiche Digitalisierung dank Kooperation: Teil 2: Landkreis Northeim

Nicht zuletzt die Corona-Pandemie 
hat vielerorts sichtbar gemacht, dass 
angesichts der Herausforderungen 
im Bereich der Digitalisierung, stets 
begrenzter finanzieller Ressourcen 
sowie knapper personeller Kapazitä-
ten eine Intensivierung der Zusam-
menarbeit viele Chancen bietet.

Die gemeinsame Bewältigung von 
Digitalisierungsaufgaben ist ein 
wichtiger Baustein für die digitale 
und organisatorische Souveränität 
der Kommunalverwaltungen. Sie 
kann die Qualität der zur Verfügung 
gestellten Bürgerservices steigern.

In einer vierteiligen Interview-Reihe 
lässt NLT-Info Vertreterinnen und 
Vertreter solcher Kooperationspro-
jekte jeweils aus den ehemaligen 
Regierungsbezirken zu Wort kom-
men. Nach dem Landkreis Emsland 
in Heft 5/2021, S. 170, geht es dieses 
Mal in den Süden Niedersachsens 
in den Landkreis Northeim. Bereits 
im Jahr 1885 wurde dieser im Zuge 
der Neugliederung der preußischen 
Provinz Hannover aus dem Amt Nort-
heim sowie den Städten Northeim 
und Moringen gebildet. Die Region 
im ehemaligen Zonenrandgebiet ist 
stark land- und forstwirtschaftlich 
geprägt und seit 2011 Mitglied der 
Metropolregion Hannover-Braun-
schweig-Göttingen-Wolfsburg. 

Herr Johannson, bei Ihnen im 
Fachbereich Digitalisierung & IT 
laufen die „digitalen Fäden“ der 
Kreisverwaltung zusammen. Und 
das sind ja offenbar in den letzten 
Jahren einige mehr geworden, 
ein ganzes Bündel besonders in 
Zusammenarbeit mit den Kom-
munen in Ihrem Kreisgebiet. Gab 
es ein Projekt, das hier aus Ihrer 
Sicht einen besonderen Impuls 
gesetzt hat?

Nils Johannson, Digitalisierungs-
beauftragter Landkreis Northeim: 
„Ja, bereits seit Januar 2019 gibt es 
das sehr stark genutzte kreisweite 
Kita-Portal. Eltern können sich 
damit einen Überblick über die Be-
treuungsangebote in den Städten 
und Gemeinden verschaffen und 
gezielt nach bestimmten Suchkri-
terien ihre Wunsch-Einrichtung 
in ihrer Kommune finden. Nach 

Die Nachbarschaft muss mit Flyern 
informiert werden und in der Mo-
scheegemeinde einen Ansprechpart-
ner bekommen. So weit, so deutsch. 
Kölns Oberbürgermeisterin versteht 
dies als Modellprojekt5.Allerdings 
ist die Nachfrage äußerst mau. Was 
einen Kommentator6 zu dem herrli-
chen Satz beflügelte: „Offenbar ist 
der von einem ebenso unbedarften 

wie selbstgefälligen Kulturromanti-
zismus geprägte Wunsch, die eigene 
Toleranz laut hörbar zu machen, stär-
ker als der Wunsch der Betroffenen, 
diese Toleranz zu erfahren“. 

Jahresabschlussbemerkung

Zunächst wünsche ich Ihnen, liebe 
Leser, ein frohes, locker-entspanntes 
Weihnachtsfest, fern jeder Covid-Be-
helligung. Nehmen Sie ein Buch zur 
Hand (mein Tipp: Stefan Zweig), 
gönnen Sie sich ruhig mal etwas 
(etwas!) Naschwerk (mein Tipp: ‘ne 

ausgestochene Merkel). Den Jahres-
wechsel werde ich in der liebevollen 
Obhut Kölner Freunde verbringen. 
Die sorgen fürs Essen, zu trinken 
wird’s erfahrungsgemäß auch was 
geben. Herz, was willst Du mehr?! 
Auch Ihnen, liebe Leser, wünsche ich 
einen gelungenen Übergang ins Jahr 
2022. Und für dieses neue Jahr alles 
erdenkliche Gute und Schöne. Vor 
allem aber: Bleiben Sie gesund! Und 
denken Sie stets an die alte afrikani-
sche Lebensweisheit: Wer durch den 
Fluss watet, sollte nicht die Krokodile 
beschimpfen.

Landkreis 
Northeim
Fläche:	
1.267,91 km2

Einwohner: 
131.772 (31. Dez. 2020)

Bevölkerungsdichte: 
104 Einwohner je km2

Ehem. Regierungsbezirk:
Braunschweig

Landrätin: 
Astrid Klinkert-Kittel

Kreishaus Landkreis Northeim. 
Foto: Landkreis Northeim

Nils Johannson, Digitalisierungsbe-
auftragter des Landkreises Northeim.

Foto: privat

5	 So beschrieben in der SZ, Ausgabe vom 22. 
Oktober 2021.

6	 Tomas Avenarius in der in Fn 5 genannten Aus-
gabe.
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einer kostenlosen Registrierung 
im Kita-Portal können Eltern dann 
per Mausklick einen Platz in ihrer 
Wunsch-Einrichtung reservieren 
bzw. sich auf die Warteliste setzen 
lassen. Damit war in gewisser Hin-
sicht auch der Grundlage für das 
nächste Projekt gelegt: Im Sommer 
2021 fand der Startschuss mit allen 
kreisangehörigen Städten und Ge-
meinden zu unserem regionalen 
OZG-Umsetzungsprojekt statt. 
Mithilfe des Portals „Rathaus-
Direkt“ werden wir gemeinsam 
unsere Online-Dienstleistungen 
zentral und komfortabel für unsere 
Einwohnerinnen und Einwohner 
sowie Unternehmen zur Verfü-
gung stellen.“

Wer beteiligt sich an diesem Ko-
operationskonzept und was sind 
Ihre Ziele?

„Das gemeinsame OZG-Umset-
zungsprojekt ist die zentrale Initi-
ative der Digitalisierungsstrategie 
des Landkreises Northeim, die von 
Landrätin Astrid Klinkert-Kittel 
am 04. Juni 2021 dem Kreistag 
zum Beschluss vorgelegt wurde. 
Gemeinsam mit dem regionalen 
IT-Dienstleister, den Kommunalen 
Diensten Göttingen (KDG), und 
den kreisangehörigen Städten 
und Gemeinden konnte auf dieser 
Grundlage ein regionales Netz-
werk zur Umsetzung des OZG und 
der Digitalisierung aller beteilig-
ten Behörden gegründet werden.

Unter dem Slogan „Die Zukunft 
ist l@ndlich“ ist das Ziel der Digi-
talisierungsstrategie und der kom-
munalen Zusammenarbeit, den 
Landkreis Northeim insgesamt 
als fortschrittliche, moderne und 
digital aufgeschlossene Region zu 
etablieren.

Wir werden den Einwohnerinnen 
und Einwohner, den ansässigen 
Unternehmen und den politischen 
Entscheidungsträgern ermögli-
chen, sich direkt in diesen Prozess 
einzubringen. Einerseits durch die 
Schaffung eines Digitalisierungs-
ausschusses auf politischer Ebene. 
Zudem wird ein ehrenamtlicher 
Fachbeirat durch den Landkreis 
Northeim initiiert, in dem Men-
schen mit Fachexpertise vernetzt 
werden sollen, um Digitalisie-
rungsprojekte zu erdenken, wel-
che der Region zu Gute kommen 
sollen. 

Das ist bemerkenswert – was war 
die Motivation der beteiligten 
Akteure zu dieser Form der Zu-
sammenarbeit?

„Der Landkreis Northeim ist länd-
lich geprägt. Wir liegen zwischen 
den Großstädten Göttingen und 
Kassel im Süden sowie Hannover 
und Braunschweig im Norden. 
Durch die Entwicklung der Kosten 
für Wohnraum wird der ländli-
che Raum insbesondere für junge 
Familien wieder interessant. Die 
Entwicklung bei der Möglichkeit 
von Home-Office, die maßgeblich 
durch die Pandemie vorangetrieben 
wurde, erleichtert die Entscheidung 
für viele zusätzlich, weil Arbeits- 
und Wohnort nicht mehr zwingend 
aneinandergebunden sind.

Trotzdem haben diese Menschen 
einen Anspruch, insbesondere an 
digitale Infrastruktur und auch 
zunehmend an digitale Leistungs-
angebote. Im Hinblick auf die 
Infrastruktur sind wir sehr gut 
aufgestellt. So haben wir beispiels-
weise inzwischen alle kreiseige-
nen Schulen an das Glasfasernetz 
angebunden und nur noch wenige 
weiße Flecken, deren Ausbau der-
zeit veranlasst wird. Um die Leis-
tungsangebote kümmern wir uns 
jetzt gemeinsam.

Der Landkreis Northeim besteht 
aus neun kleineren Gemeinden 
und zwei Mittelzentren mit Nort-
heim und Einbeck. Deswegen ist 
es sinnvoll die Kräfte zu bündeln, 
statt sich allein auf den Weg zu 
machen. Gemeinsam sind wir eine 
starke und lebenswerte Region.“

Ein Digitalisierungsausschuss 
und ein ehrenamtlicher Fachbei-
rat sind innovative Ansätze für 
Verwaltungsdigitalisierung. Be-
nutzerzentriertes Servicedesign 
scheint in Northeim eine große 
Rolle zu spielen?

„Ja, wie schon erwähnt, ist es für 
uns zentral, dass wir die Nutze-
rinnen und Nutzer in den Prozess 
mit einbinden. Neben dem Digi-
talisierungsausschuss und dem 
Fachbeirat wird es weitere Betei-
ligungsformen für alle Menschen 
geben, die sich gerne einbringen 
möchten. Wir denken dabei im 
Moment an Umfragen, Interviews 
und Workshops, auch in Form von 
beispielsweise Bar-Camps.

Was war die beste Unterstützung 
für das Projekt? Konnten Sie auf 
Fördermittel zurückgreifen?

„Die wichtigste Entscheidung hat 
Landrätin Klinkert-Kittel getrof-
fen, indem sie die Digitalisierung 
zu einem Top-Thema auf der Agen-
da des Landkreises gemacht hat. 
Dies war die Grundlage, um die 
Kreispolitik und die Kommunen 
mit ins Boot zu holen. Es besteht 
jetzt auf allen Ebenen Einigkeit, 
dass die Digitalisierung priori-
siert werden muss und die Region 
gemeinsam die digitale Transfor-
mation angehen soll. Ohne dieses 
Commitment der Entscheidungs-
trägerinnen und -Träger wäre das 
Projekt zum Scheitern verurteilt. 
Digitalisierung muss eben auch 
ein Stück Chefinnensache sein.“

Wie sehen das die Kommunen im 
Landkreis Northeim? Herr Dr. 
Schröder, sie sind Fachbereichs-
leiter und Chief Digital Officer 
(CDO) bei der Stadt Einbeck. Wie 
bewerten Sie die Kooperation im 
Landkreis?

Dr. Florian Schröder, Fachbereichs-
leiter und CDO bei der Stadtver-
waltung Einbeck:
„Aus Sicht eines kreisangehörigen 
Mittelzentrums ist die Kooperation 
sehr zu begrüßen, da sie für die 
kleinen und mittleren Kommunen 
im ländlich geprägten Landkreis 
letztlich der einzig gangbare Weg 
ist. Dass das Projekt vergleichs-
weise spät aufgesetzt wird, er-
weist sich dabei als Vorteil, da 
mittlerweile die Heterogenität 
des Themas durch das NDIG, den 
Servicestandard des Bundes-CIO, 
die Aktivitäten von FITKO und 
KOSIT sowie jüngst den Forde-
rungskatalog der Landes-CIO´s in 
ihrem Schreiben an den Bund vom 
15. Oktober 2021 immer besser 
strukturiert und perspektivisch 
wohl auch standardisiert wird. Ich 
bin zuversichtlich, dass uns und 
den weiteren Projektbeteiligten 
ein nach außen serviceorientiertes 
und intern gut handhabbares Pro-
dukt gelingen wird.“

Frederick Trümper, OZG-Verant-
wortlicher der Stadt Hardegsen:
„Die digitale Transformation 
wurde im Landkreis Northeim als 
Teamaufgabe verstanden, welche 
nur Hand in Hand mit den Städ-
ten und Gemeinden erfolgreich 
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gestaltet werden kann. Mit dem 
gemeinsamen interkommunalen 
Online-Portal spricht man gegen-
über dem Bürger eine einheitliche 
Sprache. Dies ist wichtig, denn 
unterschiedliche Portallösungen 
führen im kommunalen Bereich 
nur selten zur Verbesserung der 
digitalen Dienstleistungsqualität. 
Die Verwaltungen selbst profitie-
ren in personeller- und finanzieller 
Hinsicht von der Kooperation mit 
dem Landkreis. Ein Alleingang 
bei Digitalisierungsvorhaben führt 
insbesondere bei kleineren Städ-
ten und Gemeinden nur selten 
zum gewünschten Erfolg.“

Alexander Schilling, Allgemeiner 
Vertreter, Flecken Nörten-Harden-
berg:
„Durch die landkreisweite Koope-
ration zur Umsetzung des Online-
zugangsgesetzes (OZG) wird für 
die Bürgerinnen und Bürger ein 
einheitliches Portal geschaffen, 
wodurch die Akzeptanz bei der 
Anwendung in der Bevölkerung 
steigt. Vorteilhaft für die beteilig-
ten Kommunen ist u. a. ein positi-
ver Kostenverlauf, da der Zusam-
menschluss Doppelarbeit in den 
einzelnen Kommunen verhindert 
und Synergieeffekte ausgenutzt 
werden können.“

Heike Müller-Otte, Bürgermeiste-
rin der Stadt Moringen:
Von der Stadt Moringen wird das 
Kooperationsprojekt der Kommu-
nen und des Landkreises zur Um-
setzung des Onlinezugangsgesetz 
als positiv bewertet. Ein einheitli-
ches Auftreten bzw. eine einheit-
liche Gestaltung nach Außen und 
ein gemeinsames Vorgehen im 
Landkreis Northeim spiegeln den 
Zusammenhalt der Kommunen 
wider und bieten den Bürgerinnen 
und Bürgern im Landkreis Nort-
heim eine identische Nutzungs-
möglichkeit.  

Außerdem bedeutet die Kooperati-
on eine Entlastung der Kommunen. 
Allein schon durch die finanzielle 
Unterstützung des Landkreises 
und die „Manpower“ aller, die 
einen großen Profit darstellt. 

Schon bei der Einführung des 
landkreisweiten Kita-Portals 
konnte durch die Zusammenarbeit 
ein Schritt in Richtung Digitali-
sierung und Nutzerfreundlichkeit 
geschaffen werden.“

Der Bürgermeister der Stadt Nort-
heim, Simon Hartmann:
„Ich möchte an der Initiative des 
Landkreises Northeim hervorhe-
ben, dass er seine kreisangehöri-
gen Städte und Gemeinden nicht 
allein lässt bei der Bewältigung 
der vielfältigen Aufgaben, die sich 
aus der OZG-Umsetzung erge-
ben. Die Stadt Northeim hat gern 
von dem Angebot der Nutzung 
des gemeinsamen Serviceportals 
Gebrauch gemacht. Das hilft den 
Kommunen und vor allem profitie-
ren die Bürgerinnen und Bürger, 
die im Landkreis eine Dienstleis-
tung einer Kommune suchen.“

Herr Johannson, was würden Sie 
sich für dieses Projekt konkret 
von Bund oder Land wünschen? 
Was fehlt noch?

Nils Johannson, Digitalisierungs-
beauftragter Landkreis Northeim: 
„Verbindlichkeit. Niemand, egal 
von Bund, Land oder kommunaler 
Ebene wird die Digitalisierung al-
leine meistern können. In der Zu-
sammenarbeit sind wir aber leider 
noch zu kompliziert. 

Wir arbeiten auf kommunaler 
Ebene schon sehr konkret daran, 
dass wir mit unseren Kolleginnen 
und Kollegen sowie Partnerinnen 
und Partnern bei den IT-Dienst-
leistern einfache Online-Dienst-
leistungen über unsere Portallö-
sung zur Verfügung stellen. Leider 
können wir heute aber noch nicht 
absehen, ob diese Arbeit in einem 
Jahr noch Bestand haben wird, 
weil viele offene Fragen bei Bund 
und Land noch nicht geklärt sind.

Wir gehen diesen Weg aber trotz-
dem, weil wir der Überzeugung 
sind, dass begonnen werden muss. 
Die Vorfreude darauf wird aber 
auch immer größer, dass Bund 
und Land ihre Aufgaben ebenfalls 
lösen.

„Starten statt Warten“ scheint ja 
beinahe der nötige northeimer 
Pragmatismus zu sein. Die ange-
sprochene Digitalsierungsstra-
tegie mündet zügig in konkreten 
Umsetzungen. Was steht denn als 
nächstes auf der Agenda?

„Wir werden in den nächsten Mo-
naten gemeinsam mit der KDG 
alle Fachbereiche projektieren. 
Das bedeutet einerseits, dass wir 

feststellen, welche OZG-Dienst-
leistungen in welchen Bereichen 
angesiedelt sind. Im Anschluss 
werden wir analysieren, unter 
welchen Voraussetzungen wir sie 
online verfügbar machen können. 

Andererseits werden wir dieses 
Verfahren nutzen, um zeitgleich 
für jeden Fachbereich eine eigene 
Digitalisierungsstrategie zu erar-
beiten. Dies wird in gemeinsamen 
Workshops mit den jeweiligen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern 
des Fachbereichs geschehen: wir 
erarbeiten eine gemeinsame Visi-
on für den Fachbereich und legen 
die darauf basierende Mission fest. 
Teil der Strategie ist außerdem, 
dass sich darüber unterhalten und 
auch festgehalten wird, welche 
Werte Teil der Strategie werden. 
Aus diesen drei Teilen, also Vision, 
Mission und Werte, ergeben sich 
dann die konkreten Handlungs-
felder für den jeweiligen Fachbe-
reich.

Wir versprechen uns durch diesen 
Prozess, dass wir das Potenzial 
möglichst aller Mitarbeitenden ab-
rufen und durch diese transparen-
te Herangehensweise maximale 
Akzeptanz für die Digitalisierung 
erreichen.“

Weitere, mitunter kurzfristige, 
Ziele sind die Einführung einer 
ePoststelle, die Erfassung aller 
Arbeitsprozesse sowie die Ein-
führung einer Prozessdatenbank, 
die Einführung einer einheitli-
chen Projektmanagementsoftware 
sowie die Implementierung von 
Online-Terminvergaben.“

Das Interview führte 
Beig. Stefan Domanske

Logo der Digitalisierungsstrategie des 
Landkreises Northeim. 

Grafik: Maxim Seehagen
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Landkreis Uelzen wird Smarte.Land.Region

von Jessica Grethen* 

Der Landkreis Uelzen hat sich auf 
den Weg gemacht, ein kreiseigenes 
Glasfasernetz im Wege des Betrei-
bermodells zu errichten. Dabei wird 
ganz bewusst auch die sprichwört-
liche letzte Milchkanne mit ange-
schlossen. Nun ist Uelzen angetreten, 
auch die digitalen Anwendungen bis 
zu ebendieser letzten Milchkanne 
voranzutreiben.

Der Landkreis hat vor einigen Jahren 
eine Strategie für die digitale Ent-
wicklung erarbeitet. Viele der in die-
sem Rahmen festgelegten Maßnah-
men wurden bereits umgesetzt oder 
sind derzeit in der Umsetzung. Nun 
hat sich Uelzen als einer von sieben 
Landkreisen deutschlandweit erfolg-
reich für das Projekt Smarte.Land.
Regionen beworben. Damit geht der 
Landkreis Uelzen den nächsten gro-
ßen Schritt in Richtung digitale Da-
seinsvorsorge.

Was ist Smarte.Land.Regionen?

Das Modellvorhaben Smarte.Land.
Regionen ist eine Initiative des Bun-
desministeriums für Ernährung und 
Landwirtschaft (BMEL), durch wel-
che die Digitalisierung in ländlichen 
Regionen weiter vorangetrieben wer-
den soll. Gleichwertige Lebensbedin-
gungen in Stadt und Land werden 
digital unterstützt. Begleitet wird das 
Vorhaben durch das Kompetenzzent-
rum Ländliche Entwicklung (KomLE) 
in der Bundesanstalt für Landwirt-
schaft und Ernährung (BLE). Des 
Weiteren unterstützt das Fraunho-
fer-Institut für Experimentelles Soft-
ware Engineering (IESE) das Projekt.

In den besonders zukunftsrelevanten 

Themenfeldern Gesundheit, Ge-
meinschaft und Ehrenamt, Mobilität 
sowie Bildung und Arbeit werden 
durch die teilnehmenden Landkreise 
Lösungen zur Verbesserung der Da-
seinsvorsorge in ländlichen Regionen 
entwickelt.

Das Ziel des Vorhabens ist es, die 
regionale Daseinsvorsorge für die 
Bevölkerung auf Landkreisebene 
zu verbessern. Die in den sieben 
teilnehmenden Landkreisen zu ent-
wickelnden Strategien und Lösun-
gen sollen auf andere Landkreise 
übertragbar sein. Zum Austausch 
der mitwirkenden Landkreise wird 
eine digitale Plattform durch das 
Fraunhofer IESE entwickelt, welche 
in Zukunft als digitales Ökosystem 
für ganz Deutschland dienen soll. 
Zusätzlich unterstützt das IESE bei 
der Entwicklung von Anwendungen, 
die den Landkreisen bei der digitalen 
Entwicklung des Landkreises helfen 
sollen.

Was bedeutet die Auswahl als Mo-
dellregion für den Landkreis Uel-
zen?

Der Landkreis sieht das Projekt als 
Chance, die digitale Daseinsvorsor-
ge zu verbessern und durch soziale 
Teilhabe die Gemeinschaft und den 
Zusammenhalt der Bevölkerung zu 
stärken. Die weiteren Ziele des Vor-
habens sind die Ermöglichung der 
digitalen Teilhabe und die Förderung 
der digitalen Kompetenz der Bürge-
rinnen und Bürgern, um die Hürden 
der Digitalisierung abzubauen.

Der Landkreis Uelzen entwickelt im 
Handlungsfeld „Gemeinschaft und 
Ehrenamt“ gemeinsam mit dem Part-
nerlandkreis einen digitalen Dienst, 
der Menschen verbinden und das Ge-
meinschaftsgefühl stärken soll. Eh-
renamtliche Helferinnen und Helfer 
werden durch die zukünftige App mit 
Mitbürgerinnen und Mitbürgerinnen 
vernetzt und geben ihr Wissen im Be-
reich digitale Anwendungen weiter. 

In Vorbereitungen hierauf fanden im 
Oktober bereits mehrere Workshops 
mit Unterstützern des Projektes statt, 
welche das Ziel verfolgten, die An-
forderungen des zu entwickelnden 

Dienstes zu identifizieren, indem die 
Wünsche und Bedürfnisse der Nutze-
rinnen und Nutzer erfragt und analy-
siert wurden.

Als nächster großer Schritt ist am 
Anfang des Jahres 2022 der erste Pro-
totyp für die neue App im Landkreis 
Uelzen geplant, welche dann mehre-
re Testphasen durchlaufen wird. In 
diesen Phasen ist die Beteiligung der 
Bürgerinnen und Bürger ein wichti-
ger Bestandteil.

In weiteren Beteiligungsformaten 
über den gesamten Förderungszeit-
raum soll herausgefunden werden, 
welche Bedürfnisse Nutzerinnen und 
Nutzer haben und welche Faktoren 
somit die Nutzung einer solchen App 
bedingen. Durch die Beteiligung soll 
sichergestellt werden, dass dieser 
digitale Dienst nicht nur nach The-
orien entwickelt wird, sondern auch 
einen Nutzen für alle Bürgerinnen 
und Bürger bietet und diese so im 
Umgang mit digitalen Anwendungen 
unterstützt. 

Das Modellvorhaben unterstützt 
den Landkreis Uelzen außerdem bei 
der Erreichung seines strategischen 
Zieles „Wir reagieren auf den demo-
grafischen Wandel unter besonderer 
Berücksichtigung des ländlichen Rau-
mes“.

Im Rahmen dieses Förderprojektes, 
mit einer Laufzeit bis Ende 2024, 
wurde das Projektmanagement mit 
zwei Vollzeitstellen bei der Stabs-
stelle Wirtschaftsförderung be-
setzt. Diese Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter stehen sowohl mit der 
Geschäftsstelle in der BLE und dem 
IESE als auch mit den anderen sechs 
weiteren Modellregionen in regelmä-
ßigem Austausch. Des Weiteren wird 
die Einbeziehung der Bürgerinnen 
und Bürger ein großer Bestandteil 
der Arbeit sein, um den tatsächlichen 
Bedarf der zukünftigen Nutzerinnen 
und Nutzern der App zu erkennen 
und passende digitale Lösungen zu 
finden. Der Leitsatz der digitalen 
Entwicklung „häufig nachgefragte 
Leistungen bei der Digitalisierung 
priorisieren“ wird mit der Bürgerbe-
teiligung befolgt.

* Projektmanagerin beim Landkreis Uelzen

Smarte.Land.Regionen im Landkreis Uelzen.
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Landkreis Osnabrück: Wirtschaftsförderungsgesellschaft erhält „Großen 
Preis des Mittelstandes“

Informieren, beraten, fördern: Die 
WIGOS Wirtschaftsförderungsge-
sellschaft Osnabrücker Land mbH 
unterstützt Unternehmen aus der 
Region seit Jahren mit ihrem bundes-
weit einmaligen Beratungsangebot. 
Nun überzeugte die erfolgreiche 
Arbeit auch die Juroren des „Gro-
ßen Preis des Mittelstandes“ der 
Oskar-Patzelt-Stiftung: Mit großer 
Freude konnte WIGOS-Geschäfts-
führer Siegfried Averhage im Rah-
men der Gala im Düsseldorfer Hotel 
Maritim den Sonderpreis „Kommune 
des Jahres“ in Empfang nehmen. Die 
begehrte bronzene Preisträgerstatue 
geht gleich zweimal in den Landkreis 
Osnabrück. Zu den Siegern des Wett-
bewerbes gehört auch die Blomberg 
Klinik aus Bad Laer. 

„Wir freuen uns außerordentlich, 
dass die Kompetenzen und Leistun-
gen unserer Wirtschaftsförderung als 
„Kommune des Jahres“ und die Blom-
berg Klinik mit dem Preis gewürdigt 
wurden. Darauf können wir zu Recht 
stolz sein. Der Erfolg beweist auch, 
dass wir mit der Unterstützung und 
Beratung der Unternehmen durch die 
WIGOS auf dem richtigen Weg sind 
und wie vital unser Wirtschaftsraum 
im Herzen des Nordwestens ist“, gra-
tulierte Anna Kebschull, Landrätin 
des Landkreises Osnabrück, den bei-
den Preisträgern.

Der seit 1994 ausgelobte „Große Preis 
des Mittelstandes“ gilt als Deutsch-
lands wichtigster Wirtschaftspreis. 
Mit dem nicht dotierten Preis zeich-
net die Stiftung Unternehmen aus, 
die sich in besonderer Weise für die 
Gesellschaft und den Zusammenhalt 
engagieren. Rund 400 Gäste konnten 
Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister 
für Wirtschaft, Innovation, Digita-
lisierung und Energie von Nord-
rhein-Westfalen, und Hans-Jürgen 
Friedrich, Vorstandsvorsitzender der 
KFM Deutsche Mittelstand AG, im 
Hotel Maritim begrüßen. Mehr als 
1.000 Institutionen, 4674 Unterneh-
men sowie Banken und Kommunen 
hatten für den Wettbewerb nomi-
niert, der in diesem Jahr unter dem 
Motto „Jetzt erst recht“ stand. 

„Der Preis bestärkt uns in unserem 
Engagement, als Ansprechpartner 
und Unterstützer für die Unterneh-
men im Osnabrücker Land da zu 
sein. Dies gilt insbesondere in Krisen 
wie in der Corona-Pandemie, bei der 
Zusammenhalt das Gebot der Stun-
de ist“, betonte Siegfried Averhage. 
In der Laudatio für die WIGOS hob 
Dr. Helfried Schmidt, Vorstand der 
Oskar-Patzelt-Stiftung, das bundes-
weit einmalige und umfangreiche 
Beratungsangebot der Wirtschafts-
förderung, insbesondere die Impuls-
beratungen und kostenfreien Unter-

nehmens-Checks zu den Themen 
Digitalisierung, Solar, Unterneh-
mensnachfolge, Fördermitteln und 
andere, hervor: „Die Impulsangebote 
werden herausragend genutzt im 
Landkreis Osnabrück.“ Einige seien 
speziell für den Landkreis entwickelt 
worden und hätten Pilot-Charakter. 
Zu den Serviceangeboten gehörten 
zum Beispiel die zielgerichtete Be-
gleitung von Bauvorhaben, Behör-
denmanagement sowie bei der Ar-
beitskräfteakquise. 

Die Impulsberatungen tragen laut 
Laudatio bereits Früchte: „In einer 
Auswertung der Klimaschutz- und 
Energieagentur Niedersachsen zu 
Material- und Energieeffizienz (2017-
2019) belegte der Landkreis mit 
34 Beratungen niedersachsenweit 
den ersten Platz.“ Zudem habe die 
WIGOS mit ihrem Online-Beratungs-
angebot während der Corona-Pande-
mie den Unternehmen den Weg für 
die Nutzung von Förderangeboten 
des Bundes und des Landes geebnet. 
Gründer unterstütze das Gründer-
haus Osnabrücker Land sowie das 
gemeinsam mit der Stadt Osnabrück 
betriebene ICO-InnovationsCentrum 
Osnabrück. 

Für WIGOS-Geschäftsführer Sieg-
fried Averhage ist der Preis vor 
allem eine Auszeichnung für die 
hervorragende Arbeit des Unter-
nehmensServices und des gesamten 
WIGOS-Teams, bei denen er sich 
ausdrücklich bedankte: „Die WIGOS 
steht den Unternehmen aus der Regi-
on mit viel Engagement und Herzblut 
zur Seite. Das spüren auch die Be-
triebe, die unsere Leistungen in An-
spruch nehmen, und mit denen wir in 
einem engen Kontakt stehen. Unser 
Team hört den Unternehmen zu und 
entwickelt daraus bedarfsgerechte 
Angebote, die offenbar ankommen.“

Landrätin Anna Kebschull gratulierte WIGOS-Geschäftsführer Siegfried Averhage zu dem Son-
derpreis des „Großen Preises des Mittelstandes“.	 Foto: Eckhard Wiebrock/WIGOS 
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Am 22. Oktober 2021 ist Herr Ober-
kreisdirektor a.D. Rainer Mawick im 
Alter von 83 Jahren verstorben. Herr 
Mawick war von 1. April 1977 bis 
31. März 1995 Oberkreisdirektor des 
Landkreises Verden.

✻ ✻ ✻

Landrat Jürgen Schulz, bis zum  
31. Oktober 2021 Hauptverwal-
tungsbeamter des Landkreises  
Lüchow-Dannenberg, vollendete am 
25. Oktober 2021 sein 65. Lebensjahr.

Oberkreisdirektor a. D. Udo Cahn 
von Seelen, der ehemalige Verwal-
tungschef des Landkreises Northeim, 
vollendete am 6. November 2021 sein 
85. Lebensjahr.

✻ ✻ ✻

Wenige Tage darauf, am 9. November 
dieses Jahres, feierte Regionsprä-
sident a. D. Dr. Michael Arndt, der 
frühere Hauptverwaltungsbeamte 
der Region Hannover, seinen 80. Ge-
burtstag.

Die ehemalige Landrätin des  
Landkreises Holzminden Angela 
Schürzeberg vollendete am 21. No-
vember 2021 ihr 65. Lebensjahr.

✻ ✻ ✻

Einen Tag später, am 22. November 
dieses Jahres, feierte der ehemalige 
Landrat des Landkreises Diepholz 
Helmut Rahn seinen 75. Geburtstag.
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